
„Werkzeugkasten“ – Bundesgerichts-Beschlüsse

Diesem „Werkzeugkasten“ liegen folgende Beschlü  sse des   BVerfG   zugrunde  :  

• 1 BvR 3116/11   vom 28.2.2012: Anforderungen an Ausmaß der Kindeswohlgefährdung bei Sorge-
rechtsentzug

• 1 BvR   2  695/13   vom 17.3.2014: Sorgerechtsentzug »auf Vorrat« – Belassung des Kindes bei den El-
tern

• 1 BvR 16  0  /14   vom 24.3.2014: Auch schlechte Eltern sind Eltern

• 1 BvR 31  2  1/13   vom 7.4.2014: Hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung bei Sorgerechts-
entzug

• 1 BvR 3  1  90/13   vom 22.5.2014: Sorgerechtsentzug – Die symbiotische Mutter-Kind-Beziehung

• 1 BvR 2882/13   vom 22.5.2014: Rückführung aus Pflegefamilie muß grundsätzlich möglich sein

• 1 BvR   1  178/14   vom 19.11.2014: Sorgerechtsentziehung setzt eingehende Feststellungen zur Kin-
deswohlgefährdung voraus

Hinzu kommen noch folgende Beschlüsse des   BGH  :  

• XII ZB 2  4  7  /  1  1   vom 26.10.2011: Beachtung Verhältnismäßigkeitsgrundsatz bei Eingriff ins Sorge-
recht

• XII ZB 6  8  /  1  1   vom 22.1.2014: Anspruch der leiblichen Eltern auf Rückführung ihres Kindes aus ei-
ner Pflegefamilie

Grundsätz  l  iches bzgl.     des Elternr  e  c  h  ts  

Selbst nach   S  org  e  rec  h  ts  e  ntzug st  e  ht Elt  e  r  n   unver  ä  ndert ihr Grund  r  e  cht aus Art. 6 GG zu  

Ung  e  wißheit, welche Mögli  c  hkeiten Fa  m  iliengerichte inn  e  rhalb ihrer Aufsichtspflicht überhaupt   
haben

Voraussetzungen für gerichtliche Maßnahmen nach § 1666 BGB

Der strenge Kontrollmaßstab (den das BVerfG anlegt)

Eine Rückkehr zu den leiblichen Eltern muß auch nach längerer Fremdunterbringung grundsätzlich 
möglich bleiben

Das Grundrecht der Eltern aus Art. 6 GG wird verletzt, wenn die Entscheidung des Gerichts nicht auf
gesicherter Ermittlungsgrundlage beruht

Eine   künftige Gefährdung   (als auch eine   in der Vergangenheit liegende Gefährdungslage  ) begründet   
keine nachhaltige Kindeswohlgefahr   im verfassungsrechtlichen Sinne  

Das Ausmaß der Kindeswohlgefährdung muß besonders sorgfältig dargelegt werden

Eine Abwägung muß getroffen werden

Beispiele, wo Sorgerechtsentzüge einer (verfassungs-)rechtlichen Nachprüfung nicht standhielten

Die Einschätzung des Sachverständigen muß auch einer   rechtlichen   Bewertung unterzogen werden  

Das Amtsgericht muß   eigenständig   ermitteln (Pflicht) und die besonderen Anforderungen an die   
tatrichterliche Sachaufklärung im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Dimension von Art. 6 GG 
beachten
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Beispiele »nicht hinreichender Feststellung«

Widersprüchlichkeiten / Merkwürdigkeiten

Anforderungen des   Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes  

Das Anwenden härterer Mittel (bzw. deren angebliche Erforderlichkeit) muß ebenfalls besonders 
sorgfältig dargelegt werden

Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit erfolgen

Folgen der Fremdunterbringung dürfen nicht gravierender sein als die Folgen eines weiteren 
Verbleibens bei den Eltern

Grundsätzliches bzgl. des Elternrechts  

• Mit diesen Fragestellungen wird die Erziehungsfähigkeit des Beschwerdeführers an einem Leit-
bild gemessen, das die von Art. 6 Abs. 2 und Abs. 3 GG geschützte primäre Erziehungszuständig-
keit der Eltern in mehrerlei Hinsicht verfehlt.  Die Eltern können grundsätzlich frei von staatli  -  
chen Eingriffen nach eigenen Vorstellungen darüber entscheiden, wie sie die Pflege und Erzie-
hung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Elternverantwortung gerecht werden wollen  (vgl.
BVerfGE 60, 79 <88>). Die primäre Erziehungszuständigkeit beruht auf der Erwägung, dass die In-
teressen des Kindes in aller Regel  am besten von seinen Eltern wahrgenommen werden (vgl.
BVerfGE 60, 79 <94>) und die spezifisch elterliche Zuwendung dem Wohl der Kinder grundsätzlich
am besten dient (vgl. BVerfGE 133, 59 <73 f., Rn. 42 f.>).  Daher müssen die Eltern ihre Erzie-
hungsfähigkeit nicht positiv „unter Beweis stellen“; vielmehr setzt eine Trennung von Eltern und
Kind umgekehrt voraus, dass ein das Kind gravierend schädigendes Erziehungsversagen mit hin-
reichender Gewissheit feststeht. Außerdem folgt aus der primären Erziehungszuständigkeit der
Eltern in der Sache, dass der Staat seine eigenen Vorstellungen von einer gelungenen Kinderer-
ziehung grundsätzlich nicht an die Stelle der elterlichen Vorstellungen setzen darf (vgl. BVerfGE
60, 79 <94> ; BVerfGK 13, 119 <124>; 16, 517 <529>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Se-
nats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 30 f.). Daher kann es keine Kindeswohlge-
fährdung begründen, wenn die Haltung oder Lebensführung der Eltern von einem bestimmten,
von Dritten für sinnvoll gehaltenen Lebensmodell abweicht und nicht die aus Sicht des Staates
bestmögliche Entwicklung des Kindes unterstützt. Dem tragen die im Sachverständigengutach-
ten aufgeworfenen Fragen nicht hinreichend Rechnung.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 29)

• Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG erlaubt dem Staat nicht, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögli-
che Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sorgen oder seine Vorstellungen von einer geeig-
neten Kindererziehung an die Stelle der elterlichen Vorstellungen zu setzen. Die Eltern und de  -  
ren sozio-ökonomische Verhältnisse gehören grundsätzlich zum Schicksal und Lebensrisiko ei  -  
nes Kindes (vgl. BVerfGE 60, 79 <94> ; BVerfGK 13, 119 <124>; 16, 517 <529>; BVerfG, Beschluss der
1. Kammer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 30 f.).

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 38)

• (bb) Dessen ungeachtet führte ein geringes Maß an elterlicher Feinfühligkeit ohnehin nicht ohne
Weiteres zu einer nachhaltigen, die Trennung rechtfertigenden Gefährdung des Kindeswohls (vgl.
BVerfGK 16, 517 <528 f.>).      (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 46)
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Selbst nach Sorgerechtsentzug steht Eltern unverändert ihr Grundrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG   
zu

• (bb)  Das Amtsgericht durfte die Inanspruchnahme öffentlicher Hilfen auch nicht deshalb als
denkbares milderes Mittel außer Betracht lassen, weil die Durchführung einer vom Jugendamt
bereits abgelehnten Hilfemaßnahme praktisch nicht durchsetzbar wäre. Zwar ist ungewiss, ob
das Familiengericht befugt ist, das Jugendamt zur Gewährung öffentlicher Hilfen zu verpflichten.
Jedoch können die Personensorgeberechtigten den Anspruch auf Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII
grundsätzlich vor den Verwaltungsgerichten durchsetzen. Allerdings ist der Mutter hier auch das
Recht zur Beantragung von Hilfen entzogen und gerade auf das Jugendamt als Ergänzungspfle-
ger übertragen worden. Das Jugendamt kann den Anspruch auf öffentliche Hilfen im Weigerungs-
fall nicht gegen sich selbst im Gerichtswege durchsetzen. Das den Eltern unverändert zustehen  -  
de Grundrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gebietet indessen, auch in diesem Fall eine effektive
Möglichkeit gerichtlicher Überprüfung der behördlichen Entscheidungen zu eröffnen. Mit Art. 6
Abs. 2 Satz 1 GG wäre es nicht zu vereinbaren, wenn im grundrechtssensiblen Bereich des Kin-
desschutzes eine Situation entstünde, in der behördliche Entscheidungen über die Gewährung
öffentlicher Hilfen gerichtlicher Überprüfung entzogen wären. Das gilt erst recht dann, wenn die-
se Hilfen – wie hier – ein Mittel zur Abwendung der Trennung des Kindes von den Eltern sein
können (§ 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB), ohne deren Gewährung das Kind von den Eltern getrennt
werden müsste. Das Amtsgericht durfte darum nicht allein wegen der ablehnenden Haltung des
Jugendamts von der fehlenden Möglichkeit öffentlicher Hilfen ausgehen.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 52)

Ungewißheit, welche Möglichkeiten Familiengerichte innerhalb ihrer Aufsichtspflicht überhaupt ha  -  
ben

• (b) Auch die Gerichte konnten das Jugendamt nicht ohne Weiteres zur Einleitung konkreter Maß-
nahmen der Fremdunterbringung verpflichten.  Ob die Familiengerichte im Rahmen der ihnen
nach § 1837 Abs. 2 BGB obliegenden Aufsicht Möglichkeiten haben, den Ergänzungspfleger (das
heißt hier das Jugendamt) zu verpflichten, in Ausübung des ihm übertragenen Rechts zur Bean-
tragung öffentlicher Hilfen eine bestimmte Maßnahme der Jugendhilfe (§§ 27 ff. SGB VIII) – ein-
schließlich der für die Fremdunterbringung des Kindes relevanten Heimerziehung oder sonstigen
betreuten Wohnformen (§ 34 SGB VIII) – zu beantragen, erscheint ebenso ungewiss wie eine Be-
fugnis der Familiengerichte, das Jugendamt unmittelbar in seiner Eigenschaft als für die Jugend-
hilfe zuständige Behörde zur Unterbringung des Kindes in einer bestimmten Einrichtung nach §
34 SGB VIII zu verpflichten. Auch die verwaltungsgerichtliche Durchsetzbarkeit einer geeigneten
Fremdunterbringung des Kindes durch das Jugendamt nach § 34 SGB VIII ist hier nicht gesichert.
Das Recht zur Beantragung öffentlicher Hilfen wurde hier auf eben dieses Jugendamt übertra-
gen. Sollten Meinungsverschiedenheiten zwischen den Behördenteilen,  denen das Recht  zur
Beantragung öffentlicher Hilfen übertragen wurde, und jenen bestehen, die für deren Gewäh-
rung zuständig sind, wären diese – weil innerhalb des Jugendamts – einer verwaltungsgerichtli-
chen Klärung nicht zugänglich. Dass der Beschwerdeführer in einem solchen Fall trotz Übertra-
gung dieses Teils des Sorgerechts auf das Jugendamt aus seinem fortbestehenden Elterngrund-
recht selbst berechtigt bleibt, den Anspruch auf Hilfen zur Erziehung zu beantragen und gegebe-
nenfalls im Klagewege durchzusetzen, ist in der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte bisher
nicht geklärt. Es bedarf hier keiner Entscheidung, ob in dieser Rechtslage eine verfassungswidri-
ge Rechtsschutzlücke zu sehen ist, jedenfalls bietet sie keine verlässlichen Mechanismen zur
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Herbeiführung einer Fremdunterbringung des Kindes gegen den Standpunkt des Jugendamts, die
den Beschluss des Kammergerichts rechtfertigen könnten.

(BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 37)

Voraussetzungen für gerichtliche Maßnahmen nach § 1666 BGB  

• a)  Nach der Rechtsprechung des Senats ist  Voraussetzung für ein Eingreifen des Familienge-
richts eine gegenwärtige, in einem solchen Maß vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren
Entwicklung der Dinge eine erhebliche Schädigung des geistigen oder leiblichen Wohls des Kin-
des mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt (Senatsbeschlüsse BGHZ 184, 269 = FamRZ 2010,
720 Rn. 19 und vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 – FamRZ 2005, 344, 345 mwN). Als ge-
wichtige Gesichtspunkte des Kindeswohls hat der Senat die Erziehungseignung der Eltern,  die
Bindungen des Kindes, die Prinzipien der Förderung und der Kontinuität sowie  die Beachtung
des Kindeswillens angeführt (Senatsbeschlüsse BGHZ 185, 272 = FamRZ 2010, 1060 Rn. 19 und
vom 6. Dezember 1989 – IVb ZB 66/88 – FamRZ 1990, 392, 393 mN, jeweils zu § 1671 BGB).

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 25)

• Bei der Auslegung und Anwendung des § 1666 BGB ist der besondere Schutz zu beachten, unter
dem die Familie nach Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 GG steht. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den El-
tern das Recht auf Pflege und Erziehung. Die Erziehung des Kindes ist damit primär in die Ver-
antwortung der Eltern gelegt, wobei dieses „natürliche Recht“ den Eltern nicht vom Staat verlie  -  
hen worden ist, sondern von diesem als vorgegebenes Recht anerkannt wird. Die Eltern können
grundsätzlich frei von staatlichen Einflüssen und Eingriffen nach eigenen Vorstellungen darüber
entscheiden, wie sie die Pflege und Erziehung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Elternver -
antwortung gerecht werden wollen. In der Beziehung zum Kind muss aber das Kindeswohl die
oberste Richtschnur der elterlichen Pflege und Erziehung sein (BVerfG FamRZ 1982, 567, 569 und
FamRZ 1989, 145, 146).       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 19)

• bb) Die Erforderlichkeit einer gerichtlichen Sorgerechtsentziehung nach § 1666 BGB schließt es
ferner mit ein, dass die konkrete Maßnahme geeignet ist, um die Gefahr für das Kindeswohl zu
beseitigen (Senatsbeschluss vom 12. März 1986 – IVb ZB 87/85 – NJW-RR 1986, 1264, 1265; Stau-
dinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn. 212). An der Eignung fehlt es nicht nur, wenn die Maßnah-
me die Gefährdung des Kindeswohls nicht beseitigen kann.  Vielmehr ist die Maßnahme auch
dann ungeeignet, wenn sie mit anderweitigen Beeinträchtigungen des Kindeswohls einhergeht
und diese durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr nicht aufgewogen werden (vgl. Se-
natsbeschluss vom 11. Juli 1984 – IVb ZB 73/83 – FamRZ 1985, 169, 171 – zu § 1671 BGB – OLG
Hamm FamRZ 2007, 1677; BayObLG FamRZ 1998, 1044; Staudinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn.
212 mwN; vgl. auch Gottschalk FPR 2007, 308, 309 f.). Selbst wenn demnach die Maßnahme als
solche für die Belange, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen ent-
faltet,  ist sie dennoch ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum
eine Gefährdungslage schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung
der Situation des gefährdeten Kindes führt.       (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 29)

• (1) Der Staat muss darum, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen,
durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs-
gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl.
BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anfor  -  
derungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes
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von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf an-
dere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 41)

• 2.  Die  zulässige  Verfassungsbeschwerde  ist  insoweit  begründet,  weil  die  Entscheidung  des
Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013
die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres
Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge-
rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>;
107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die-
ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti  -  
gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 15)

• a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern-
recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent -
lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann
(vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den
stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle
(aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge  -  
fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe-
schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 18)

• a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder.
Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne
die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>).
Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der
Eingriff unterliegt  strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6
Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen
(bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen
(cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische
Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be-
reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur-
sprungseltern zu sich begehren.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)

• (a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich
gut geeigneten Mitteln  das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein  -  
trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder
von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her-
stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern
gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über-
einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB
Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,
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nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil-
fen, begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)

• cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>).
Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes-
wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson-
dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder
von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung
oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte-
te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>).  In Übereinstim-
mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß-
nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,  nur
dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen,
begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)

Der strenge Kontrollmaßstab (den das BVerfG anlegt)  

• Die Ausführungen lassen nicht hinreichend deutlich erkennen, dass die Gerichte die hohen ver  -  
fassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Trennung eines Kindes von seinem Elternteil gegen
dessen Willen (§ 1666 Abs. 1 BGB) sowie für die Abänderung einer bereits bestehenden Sorge-
rechtsregelung (§ 1696 BGB)  berücksichtigt haben, die in § 1666 Abs. 1, § 1666a, § 1696 BGB
ihren einfachrechtlichen Ausdruck gefunden haben. Das Oberlandesgericht erkennt zwar, dass
es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Entscheidungen han-
delt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen. Das Oberlandes-
gericht zieht daraus jedoch ebenso wenig wie das Amtsgericht die verfassungsrechtlich gebote-
ne Konsequenz einer besonders sorgfältigen Darlegung der Erfordernisse des Kindeswohls einer-
seits und der Notwendigkeit der ergriffenen Maßnahmen andererseits.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 19)

• b) Der Eingriff ist verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt, weil er unverhältnismäßig ist.
(BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 25)

• Der Sorgerechtsentzug war hier jedoch nicht geeignet, die damit bezweckte Fremdunterbringung
zu erreichen. Das Amtsgericht ging selbst davon aus, „dass derzeit noch keine geeignete Ein-
richtung zur Verfügung steht“. Durch den Sorgerechtsentzug sollte vielmehr gewährleistet wer-
den, „dass die für [das Kind] dringend erforderliche Hilfe zeitnah und zuverlässig umgesetzt
werden kann, sobald eine geeignete Einrichtung gefunden worden ist“. Dies genügt den verfas  -  
sungsrechtlichen Anforderungen an eine Entziehung des Sorgerechts nicht.

(BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 40)

• Dabei kommt ein strenger Kontrollmaßstab zur Anwendung. […] Dem Bundesverfassungsgericht
obliegt  lediglich  die  Kontrolle,  ob  die  angegriffene  Entscheidung  Auslegungsfehler  erkennen
lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung eines Grundrechts
oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>; stRspr).  Bei ge-
richtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von den Eltern das
Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Gewichts der Beein-
trächtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grundsätzlichen Prüfungs-
umfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor allem prüft das Bundes-
verfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise angenommen hat, es be-
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stehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur durch die Trennung des
Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnahmen abwendbar. Dabei
kann sich die  verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen Eingriffsgewichts aus-
nahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>; 75, 201 <222>) sowie
auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts erstrecken.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 26)

• aa) Dem liegt ein strenger verfassungsgerichtlicher Kontrollmaßstab zugrunde. […] Dem Bundes-
verfassungsgericht obliegt lediglich die Kontrolle, ob die angegriffene Entscheidung Auslegungs-
fehler erkennen lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung ei-
nes Grundrechts oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>;
stRspr). Bei gerichtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von
den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Ge-
wichts der Beeinträchtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grund-
sätzlichen Prüfungsumfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor al-
lem prüft das Bundesverfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise an-
genommen hat, es bestehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur
durch die Trennung des Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnah-
men abwendbar. Dabei kann sich die verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen
Eingriffsgewichts ausnahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>;
75, 201 <222>) sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts
erstrecken.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 19)

• aa) Es kommt ein strenger Kontrollmaßstab zur Anwendung. […] Dem Bundesverfassungsgericht
obliegt  lediglich  die  Kontrolle,  ob  die  angegriffene  Entscheidung  Auslegungsfehler  erkennen
lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung eines Grundrechts
oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>; stRspr).  Bei ge-
richtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von den Eltern das
Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Gewichts der Beein-
trächtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grundsätzlichen Prüfungs-
umfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor allem prüft das Bundes-
verfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise angenommen hat, es be-
stehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur durch die Trennung des
Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnahmen abwendbar. Dabei
kann sich die  verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen Eingriffsgewichts aus-
nahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>; 75, 201 <222>) sowie
auf  deutliche  Fehler  bei  der  Feststellung  und  Würdigung  des  Sachverhalts  erstrecken (vgl.
BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris
Rn. 26; Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn.
25).       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 29)

• a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder.
Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne
die die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150
<173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern gegen deren Willen stellt den stärksten Ein  -  
griff in das Elterngrundrecht dar. Art. 6 Abs. 3 GG erlaubt diesen Eingriff nur unter strengen Vor  -  
aussetzungen.       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 22)
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• Ob diese Voraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind, unterliegt einer strengen verfassungsgericht  -  
lichen Überprüfung, die sich wegen des besonderen Eingriffsgewichts auch auf einzelne Ausle-
gungsfehler sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts er-
strecken kann (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. Juni 2014 – 1 BvR 2926/13 –, ju -
ris, Rn. 28).       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 24)

• b) Die Annahme, hier liege eine die Trennung der Kinder von der Mutter rechtfertigende Kindes-
wohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs.
2 und 3 GG nicht stand.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 27)

• bb) Die Annahme des Oberlandesgerichts, hier liege eine die Trennung des Kindes von der Mut-
ter rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen
Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand.    (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 20)

• Das Amtsgericht selbst gelangt folgerichtig, jedoch verfassungsrechtlich nicht ausreichend ledig-
lich zu der Einschätzung, dass für die betroffenen Kinder eine „latente“ Gefahrensituation im
Haushalt der Mutter bestehe.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 35)

• (1) Der Staat muss darum, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen,
durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs-
gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl.
BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anfor  -  
derungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes
von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf an-
dere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 41)

• (2) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die
festgestellte Gefährdung von den Kindern abzuwenden, lässt sich hier nicht mit hinreichender
Sicherheit feststellen. Als mildere Mittel kommen Maßnahmen in Betracht, die einen Verbleib
der Kinder bei der Beschwerdeführerin mit staatlicher Hilfe ermöglichen könnten. Zu Recht ha-
ben darum beide Gerichte die Frage weiterer Hilfemaßnahmen aufgeworfen. Beide Gerichte ha-
ben indessen verneint, dass die von ihnen angenommene Kindeswohlgefährdung durch weitere
Hilfemaßnahmen abgewendet werden könnte und haben solchen Maßnahmen damit im konkre-
ten Fall die Eignung zur Zweckerreichung abgesprochen. Insoweit halten weder die Ausführun-
gen des Oberlandesgerichts  noch die  des Amtsgerichts  der hier  notwendig  strengen verfas  -  
sungsrechtlichen Prüfung stand.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 42)

• (cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju-
gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an-
gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 53)

• 2.  Die  zulässige  Verfassungsbeschwerde  ist  insoweit  begründet,  weil  die  Entscheidung  des
Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013
die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres
Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge-
rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>;
107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die-
ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti -
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gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 15)

• a) Den Entscheidungen ist nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen, dass eine die Tren-
nung des Kindes von den Eltern rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vorliegt. An die Annah-
me einer solchen Kindeswohlgefährdung sind von Verfassungs wegen strenge Anforderungen zu
stellen (aa). Dem genügen die zweite Entscheidung des Amtsgerichts (bb) und die Entscheidung
des Oberlandesgerichts (cc) nicht. Dass eine die Trennung rechtfertigende Gefahr des Kindes-
wohls besteht, liegt angesichts der fachgerichtlichen Feststellungen auch nicht so offen zu Tage,
dass sich nähere Ausführungen der Gerichte ausnahmsweise erübrigen könnten (dd).

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 16)

• aa) Der verfassungsgerichtlichen Überprüfung eines Sorgerechtsentzugs liegen besondere Maß  -  
stäbe zugrunde. Die Annahme einer – die Trennung des Kindes von den Eltern allein rechtferti-
genden – Kindeswohlgefährdung unterliegt strengen Voraussetzungen (1). Damit verbunden sind
hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung, die grundsätzlich auch im fachgerichtlichen
Eilverfahren gelten (2). Gerichtliche Entscheidungen über eine die Trennung des Kindes von den
Eltern vorbereitende Sorgerechtsentziehung unterliegen intensiver Überprüfung durch das Bun-
desverfassungsgericht (3).       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 17)

• (1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist die Sorgerechtsentziehung
verfassungsrechtlich nur bei einer Gefährdung des Kindeswohls zu rechtfertigen, an deren An-
nahme strenge Anforderungen zu stellen sind. […]

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 18)

• (b) Steht wie hier eine Entscheidung im Eilverfahren in Rede, bleiben die praktisch verfügbaren
Aufklärungsmöglichkeiten  angesichts  der  spezifischen  Eilbedürftigkeit  dieser  Verfahren  aller-
dings regelmäßig hinter den im Hauptsacheverfahren bestehenden Möglichkeiten zurück. Eine
Sorgerechtsentziehung aufgrund summarischer Prüfung im Wege der einstweiligen Anordnung
ist damit zwar nicht ausgeschlossen.  Sie unterliegt jedoch  besonderen verfassungsrechtlichen
Anforderungen.       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 20)

• a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern-
recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent -
lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann
(vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den
stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle
(aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge -
fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe-
schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 18)

• 1.  Die Beschwerdeführer werden durch die angegriffenen Entscheidungen in ihrem Elternrecht
aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Aus dem Elterngrundrecht ergeben sich in der hier zu beur -
teilenden Konstellation besonders hohe Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Trennung
(a). Diesen genügen die Entscheidungen des Amtsgerichts (b) und des Oberlandesgerichts (c)
nicht.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 27)



10

• a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder.
Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne
die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>).
Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der
Eingriff unterliegt  strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6
Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen
(bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen
(cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische
Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be-
reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur-
sprungseltern zu sich begehren.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)

• (a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich
gut geeigneten Mitteln  das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein  -  
trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder
von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her-
stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern
gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über-
einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB
Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,
nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil-
fen, begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)

• cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>).
Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes-
wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson-
dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder
von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung
oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte-
te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>).  In Übereinstim-
mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß-
nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,  nur
dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen,
begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)

• Bei dieser Sachlage steht die Grundrechtsbelastung von Mutter und Kind durch eine unfreiwillige
Trennung auch dann außer Verhältnis zu den Vorteilen der Fremdunterbringung, wenn dem Ge-
richt in der Annahme gefolgt wird, dass die Unterbringung der Tochter in der Wohngruppe ihrem
seelischen Wohl dient, und dass andere therapeutische Maßnahmen geringere positive Effekte
hätten.  Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern bleibt Ultima Ratio und darf von Verfas  -  
sungs wegen nur im äußersten Fall erfolgen, der sich hier nicht feststellen lässt. Hingegen ist
der Staat durch Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG grundsätzlich weder ermächtigt noch verpflichtet, zu er-
zwingen, dass Eltern ihrem Kind die optimale Therapie zukommen lassen; dies gilt jedenfalls
dann, wenn die aus Gerichtssicht optimale Therapie nur mittels einer unfreiwilligen Trennung
von Eltern und Kind durchgeführt werden könnte.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 38)
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• aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind besonders hohe Anforderungen zu stel-
len. Dies folgt zum einen – wie schon im Hinblick auf die Entscheidung des Amtsgerichts – dar-
aus, dass die Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunter-
bringung nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern al-
lenfalls auf einem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger an-
dauernden Erkrankung der Mutter durch die Geburt. Zum anderen ergeben sich strenge Anforde  -  
rungen daraus, dass das Oberlandesgericht die Gefährdung des Kindeswohls gerade darin sieht,
dass die Kinder zu ihren leiblichen Eltern zurückgeführt werden sollen, eine von der Rückfüh-
rung unabhängige Kindeswohlgefährdung durch das Erziehungsverhalten der Eltern hingegen
nicht explizit feststellt.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 43)

• […] Bereits im November 2010 haben die Beschwerdeführer zudem einen Antrag auf Einleitung
einer sozialpädagogischen Familienhilfe gestellt. Diesen lehnte das Jugendamt mit der Begrün-
dung ab, er sei „gegenstandslos“, weil bereits eine öffentliche Hilfe nach § 33 SGB Vlll in Gestalt
der Fremdunterbringung der Kinder erbracht werde.  Warum die Behörde gar nicht erst in Be-
tracht gezogen hat, den Eltern zusätzliche Hilfen insbesondere im Hinblick auf die Stärkung ihrer
Erziehungskompetenz zu gewähren, erschließt sich nicht, zumal das Jugendamt einerseits offen-
kundig erhebliche Zweifel an der bestehenden Kompetenz der Eltern hegte und andererseits
von Verfassungs wegen gehalten war, auf eine Rückkehr der Kinder hinzuarbeiten.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 53)

• c)  Diesen Maßstäben wird die angefochtene Entscheidung nicht gerecht. Zum einen hat das
Oberlandesgericht  nicht erschöpfend begründet, dass mildere Maßnahmen nicht möglich sind.
Zum anderen mangelt es an einer hinreichenden Aufklärung einer Eignung der teilweisen Sorge-
rechtsentziehung in der von den Vorinstanzen angeordneten Form.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 31)

• bb) Auch im Hinblick auf die Eignung der teilweisen Entziehung des Sorgerechts der Mutter fehlt
es an einer hinreichenden Aufklärung durch die Vorinstanzen.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 36)

• Bei der Auslegung und Anwendung des § 1666 BGB ist der besondere Schutz zu beachten, unter
dem die Familie nach Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 GG steht. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den El-
tern das Recht auf Pflege und Erziehung. Die Erziehung des Kindes ist damit primär in die Ver-
antwortung der Eltern gelegt, wobei dieses „natürliche Recht“ den Eltern nicht vom Staat verlie  -  
hen worden ist, sondern von diesem als vorgegebenes Recht anerkannt wird. Die Eltern können
grundsätzlich frei von staatlichen Einflüssen und Eingriffen nach eigenen Vorstellungen darüber
entscheiden, wie sie die Pflege und Erziehung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Elternver -
antwortung gerecht werden wollen. In der Beziehung zum Kind muss aber das Kindeswohl die
oberste Richtschnur der elterlichen Pflege und Erziehung sein (BVerfG FamRZ 1982, 567, 569 und
FamRZ 1989, 145, 146).       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 19)

Eine Rückkehr zu den leiblichen Eltern muß auch nach längerer Fremdunterbringung grundsätzlich   
möglich bleiben

• Auch wenn allgemein davon auszugehen ist, dass mit der Herausnahme aus der gewohnten
Umgebung ein Zukunftsrisiko für ein Kind verbunden sein kann,  darf dies nicht dazu führen,
dass die Zusammenführung von Kind und Eltern  grundsätzlich ausgeschlossen ist, wenn das
Kind seine „sozialen Eltern“ gefunden hat. Aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgt, dass ein Pflegever-
hältnis nicht in der Weise verfestigt werden darf, dass die leiblichen Eltern mit der Wegnahme in
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nahezu jedem Fall den dauernden Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie befürchten müssen.
Schon die Wendung in § 1632 Abs. 4 BGB „wenn und solange“ fordert flexible Lösungen, die im
Wege eines gleitenden Übergangs auf ein Zueinanderfinden von Kind und leiblichen Eltern nach
einer Umstellungsphase gerichtet sind (BVerfG FamRZ 1985, 39, 42 und FamRZ 1987, 786, 789).
Hierbei ist auch in den Blick zu nehmen, ob die ursprüngliche Trennung des Kindes von seinen
leiblichen Eltern auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge oder einem unver  -  
schuldeten Versagen der Eltern beruhte. Gerade wenn die Voraussetzungen des § 1666 Abs. 1
Satz 1 BGB bei der Wegnahme des Kindes nicht vorlagen, wird verstärkt nach Möglichkeiten ge-
sucht werden müssen, um die behutsame Rückführung des Kindes erreichen zu können (BVerfG
FamRZ 1985, 39, 42 mwN sowie unter Hinweis auf BT-Drucks. 8/2788 S. 40).

(BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 22)

• b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug
des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die
angegriffene Entscheidung nicht gerecht.       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 23)

• Ergibt sich die Gefährdung des Kindeswohls allein daraus, dass das Kind zur Unzeit aus der Pfle-
gefamilie herausgenommen und zu den leiblichen Eltern zurückgeführt werden soll, liegt in der
Regel noch kein hinreichender Grund vor, den Eltern das Sorgerecht ganz oder teilweise zu ent-
ziehen (BayObLG FamRZ 2001, 563; OLG Hamm FamRZ 1998, 447, 448). Vielmehr reicht dann in
der Regel die Verbleibensanordnung nach § 1632 Abs. 4 BGB zur Abwehr der Kindeswohlgefähr-
dung aus. Soweit das Oberlandesgericht von einer konkreten Gefährdung des Kindeswohls durch
die von den Eltern beabsichtigte Rückführung des Kindes ausgegangen ist, hätte es deshalb im
Einzelnen ausführen müssen, aus welchen Gründen es die angenommene Gefahr für die Ent-
wicklung des Kindes nur durch die Entziehung des Aufenthaltsbestimmungsrechts und nicht
durch eine Verbleibensanordnung als milderes Mittel für abwendbar gehalten hat (BVerfG FamRZ
1989, 145, 146).       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 24)

• (1) Das Oberlandesgericht durfte sich nicht mit der Annahme begnügen, eine Rückkehr des Kin  -  
des zu den Eltern sei ausgeschlossen, weil diese nicht über die in der gegebenen Situation er-
forderliche besondere Erziehungseignung verfügten, um der mit der Trennung von den Pflegeel-
tern erwarteten traumatischen Belastungsreaktion des Kindes begegnen zu können.       

(BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 25)

• Mit dem Entzug von wesentlichen Teilbereichen der elterlichen Sorge hat das Oberlandesgericht
ferner dem verfassungsrechtlichen Auftrag, auch bei eingeleiteter Dauerpflege eine Rückkehrop  -  
tion für das Kind offen zu halten, nicht hinreichend Rechnung getragen. In seine Abwägungsent-
scheidung hätte das Oberlandesgericht einbeziehen müssen, dass das Kind aufgrund einer aku-
ten psychischen Erkrankung der Mutter und damit ohne deren Verschulden vom Jugendamt in
Obhut genommen worden war. Gerade wenn die ursprüngliche Trennung des Kindes von seinen
leiblichen Eltern auf einem unverschuldeten Versagen der Eltern beruht, muss nach Wegfall der
Gründe für die Trennung verstärkt nach Möglichkeiten gesucht werden, um die behutsame Rück-
führung des Kindes zu erreichen. Das Oberlandesgericht hätte gerade in Anbetracht des jungen
Alters des Kindes Anlass zu der Überlegung gehabt, wie ein Zueinanderfinden von Kind und leib-
lichen Eltern gelingen könnte.  Mit dem Entzug von wesentlichen Teilbereichen der elterlichen
Sorge wird dagegen das Pflegeverhältnis weiter verfestigt und eine Rückführung zu den Eltern
erschwert.       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 29)
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• Indessen darf der Umstand, dass die Trennung von seinen unmittelbaren Bezugspersonen regel-
mäßig eine erhebliche psychische Belastung für das Kind bedeutet, nicht dazu führen, dass bei
Unterbringung eines Kindes in einer Pflegefamilie die Wiederzusammenführung von Kind und El-
tern immer dann schon ausgeschlossen ist, wenn das Kind dadurch in den Pflegeeltern seine
„sozialen“ Eltern gefunden hat (vgl. BVerfGE 75, 201 <219 f.>). Aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgt,
dass Pflegeverhältnisse nicht in der Weise verfestigt werden dürfen, dass die leiblichen Eltern
mit der Weggabe in nahezu jedem Fall den dauernden Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie
befürchten müssen (vgl. BVerfGE 68, 176 <189 f.>; 75, 201 <219>). Weil eine Rückkehr zu den El-
tern auch nach längerer  Fremdunterbringung vorbehaltlich entgegenstehender Kindesbelange
grundsätzlich möglich bleiben muss, dürfen die Belastungen des Kindes, die mit einem Wechsel
der Hauptbezugspersonen immer verbunden sind,  eine Rückführung nicht automatisch dauer  -  
haft ausschließen (vgl. BVerfGE 68, 176 <191>; BVerfGK 2, 144 <146>; 9, 97 <103>; 17, 212 <220>).

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 32)

• Das Jugendamt, das demgegenüber bereits im Februar 2011 die Auffassung vertreten hatte, dass
eine Rückführung nicht angezeigt und dauerhaft nicht zu verantworten sei, hat die Rückführung
allerdings bereits im August 2011 für endgültig gescheitert erklärt. Auch mittelfristig oder langfri-
stig erscheine eine eventuell zu planende Rückführung unverantwortlich.  Unabhängig davon,
wie die Entwicklung der aufgrund der Zwischenvereinbarung durchgeführten Umgangskontakte
verfassungsrechtlich im Einzelnen  zu würdigen ist, ist die frühe Festlegung angesichts der in
diesem außergewöhnlichen Fall  auch das Jugendamt in besonderem Maße treffenden verfas  -  
sungsrechtlichen Verpflichtung, auf die Ermöglichung einer Rückkehr der Kinder hinzuwirken,
schwer nachvollziehbar.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 40)

• Im September 2011 hat schließlich auch das Amtsgericht eine Rückkehr nicht weiter verfolgt,
sondern hat den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen. Dass so
der frühe Ausschluss der Rückkehroption seitens des Jugendamts auch gerichtlich nachvollzo-
gen und durch den Sorgerechtsentzug rechtlich verstärkt  wurde,  wird dem Elterngrundrecht
nicht gerecht. Die gerichtliche Billigung der raschen Aufgabe der Rückkehroption ist insbesonde-
re vor dem Hintergrund unverständlich, dass der Sachverständige in seiner mündlichen Anhö-
rung am 3. Mai 2011 ausgeführt hatte, dass eine Rückführung über einen langen Zeitraum vor-
bereitet werden müsste und zunächst intensive Kontakte, etwa über das Wochenende herge-
stellt werden müssten; das Ganze müsse sich wohl bis zu einem Jahr hinstrecken. Dass die kin-
deswohlverträgliche Rückführung gleichwohl bereits im September 2011 endgültig unmöglich er-
scheinen musste, lässt die Entscheidung nicht erkennen und drängt sich auch ansonsten nicht
auf. Die vom Amtsgericht bemängelten Defizite der Eltern hätten unter Verhältnismäßigkeitsge  -  
sichtspunkten gegebenenfalls zu einer Intensivierung der Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB
VIII führen müssen, hätten aber nicht die Aufgabe der Rückführungspläne gerechtfertigt. Wenn
etwa die zum damaligen Zeitpunkt wohl bestehende Sprachbarriere im konkreten Fall tatsäch-
lich die vom Gericht beschriebenen Probleme aufgeworfen hätte, wäre an eine Förderung der
Sprachkompetenz sowohl der Mutter als auch der Kinder zu denken gewesen.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 41)

Das Grundrecht der Eltern aus Art. 6 GG wird verletzt, wenn die Entscheidung des Gerichts nicht auf  
gesicherter Ermittlungsgrundlage beruht

• bb) Die Entscheidung des Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 verletzt das Grundrecht der Eltern aus
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Das Gericht hat – auch nach eigener Einschätzung – nicht auf gesicherter
Ermittlungsgrundlage entschieden; es beabsichtigt, das aus seiner Sicht notwendige Sachver-
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ständigengutachten, das sowohl psychiatrischen wie familienpsychologischen Sachverstand er-
fordere, erst in einem Hauptsacheverfahren einzuholen. Wegen der Intensität des Grundrechts-
eingriffs durfte der die Wegnahme des Kindes vorbereitende Sorgerechtsentzug auf diesen vor-
läufigen Ermittlungsstand nur dann gestützt werden, wenn die Gefahr einer schweren und zeit-
lich  nahen  Kindeswohlgefahr  bestand,  die  ein  Abwarten  der  Hauptsacheentscheidung  aus-
schloss.  Das Gericht hat das Bestehen einer solchen Kindeswohlgefahr nicht nachvollziehbar
festgestellt. […] Mit diesen Ausführungen benennt das Gericht weder die konkrete Art und das
Gewicht der Gefahren, die dem Kind bei einem Verbleib im elterlichen Haushalt drohen könnten,
noch erfolgt eine richterliche Einschätzung der zeitlichen Dringlichkeit der Fremdunterbringung.
Beides wäre angesichts des lediglich vorläufigen Ermittlungsstands, welcher der Entscheidung
zugrunde lag, verfassungsrechtlich notwendig gewesen. Da das Kind zu diesem Zeitpunkt be-
reits aus dem elterlichen Haushalt herausgenommen und die unterstellte Kindeswohlgefahr da-
mit vorläufig gebannt war, stand das Amtsgericht – anders als bei der ersten Entscheidung (s.u.,
III.) – auch nicht unter solch außergewöhnlichem Zeitdruck, dass sich die notwendigen richterli  -  
chen Ermittlungen, Darlegungen und Einschätzungen ausnahmsweise erübrigten.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 26)

• dd)  Dass dem Kind im Haushalt der Eltern in naher Zukunft eine schwere Gefahr drohte, ist
nach den bisherigen Ermittlungsergebnissen auch nicht solchermaßen offenkundig, dass nähere
Ausführungen der Gerichte verfassungsrechtlich entbehrlich wären. […]

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 28)

• cc)  Die Entscheidung des Oberlandesgerichts  genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver  -  
hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines
legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An
die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind
auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl.
BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient
die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass
die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn-
gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange-
messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei
strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht
so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)

• c) Der Beschluss des Oberlandesgerichts vom 18. Oktober 2013 beruht auf den Verstößen gegen
das Elternrecht. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Gericht bei Würdigung aller
Umstände des Einzelfalls und ausreichender Ermittlung des Sachverhalts eine Entscheidung zu-
gunsten der Beschwerdeführerin getroffen hätte.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 40)

• 3. Die Beschlüsse des Amtsgerichts vom 13. September 2011 und des Oberlandesgerichts vom 2.
September 2013 beruhen auf den Verstößen gegen das Elternrecht. Es kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Gerichte bei Würdigung aller Umstände des Einzelfalls eine Entscheidung
zugunsten der Beschwerdeführer getroffen hätten.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 57)
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• c)  Diesen Maßstäben wird die angefochtene Entscheidung nicht gerecht. Zum einen hat das
Oberlandesgericht  nicht erschöpfend begründet, dass mildere Maßnahmen nicht möglich sind.
Zum anderen mangelt es an einer hinreichenden Aufklärung einer Eignung der teilweisen Sorge-
rechtsentziehung in der von den Vorinstanzen angeordneten Form.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 31)

• bb) Auch im Hinblick auf die Eignung der teilweisen Entziehung des Sorgerechts der Mutter fehlt
es an einer hinreichenden Aufklärung durch die Vorinstanzen.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 36)

Eine   künftige Gefährdung   (als auch eine   in der Vergangenheit liegende Gefährdungslage  ) begründet   
keine nachhaltige Kindeswohlgefahr im   verfassungsrechtlichen Sinne  

• […] Ein bereits eingetretener Schaden der Kinder lässt sich dieser Aufzählung und auch den wei-
teren Ausführungen des Amtsgerichts nicht entnehmen, es wird vielmehr von Gefahren für das
Kindeswohl ausgegangen, die sich  möglicherweise in der Zukunft verwirklichen. Das Ausmaß
der eventuell eintretenden Schäden wird jedoch nicht näher festgestellt. […]

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 24)

• (1)  Amtsgericht  und  Oberlandesgericht  stützen  die  Feststellung  einer  Kindeswohlgefährdung
maßgeblich auf das eingeholte Sachverständigengutachten, obwohl dieses weder ausdrücklich
noch in der Sache zu dem Ergebnis gelangt, dass eine nachhaltige Kindeswohlgefährdung im
Sinne eines bereits eingetretenen Schadens der Kinder oder einer gegenwärtigen Gefahr besteht.
Die Gutachter führen aus, eine „akute Kindeswohlgefährdung“ sei bei keinem der Kinder zwei-
felsfrei nachgewiesen. Zwar sehen sie eine „mittel- bzw. langfristige Gefährdung“ des Kindes-
wohls. Eine künftige Gefährdung begründet jedoch keine nachhaltige Kindeswohlgefahr im ver  -  
fassungsrechtlichen Sinne.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 30)

• […] Diese Aufzählung von Defiziten lässt erkennen, dass hier keine guten Bedingungen für die
Entwicklung eines Kindes bestehen.  Auf einen eingetretenen Schaden oder eine gegenwärtige
Gefahr  im Sinne von Art. 6 Abs. 3 GG lässt die bloße Inbezugnahme dieser Umstände jedoch
schon deshalb nicht schließen, weil die Sachverständigen selbst hieraus lediglich eine mittel-
bis langfristige Gefährdung abgeleitet haben.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 31)

• […] Ungeachtet der Frage, ob das beschriebene Verhalten überhaupt eine Art. 6 Abs. 3 GG genü-
gende nachhaltige Kindeswohlgefahr begründen konnte, lässt sich eine Trennung von Kind und
Eltern grundsätzlich nicht auf eine in der Vergangenheit liegende Gefährdungslage stützen, weil
es auch dann an der  verfassungsrechtlich geforderten Gegenwärtigkeit einer konkreten Gefahr
fehlt.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 34)

• Soweit das Oberlandesgericht ausführt, dass sich die Tochter mehrfach in ambulanter und sta-
tionärer Behandlung befunden habe und im Rahmen einer stationären Behandlung anlässlich
suizidaler Gedanken eine mittelgradige bis schwere depressive Episode festgestellt worden sei,
greift es auf in mittlerweile fernerer Vergangenheit liegende Vorgänge zurück und lässt es an ei-
ner Auseinandersetzung mit der weiteren gesundheitlichen Entwicklung des Kindes fehlen. Die
ambulanten und stationären Behandlungen, auf die das Gericht Bezug nimmt, lagen zum Zeit-
punkt der Entscheidung bereits längere Zeit zurück und erlauben nicht den Schluss auf eine ge  -  
genwärtige Gefahr. In dem aktuelleren Bericht der Rehabilitationsklinik wird als Rehabilitations-
ergebnis festgehalten, dass die Patientin in die Gleichaltrigengruppe gut integriert gewesen sei
und viel Freude an gemeinsamen Aktivitäten gefunden habe. Eine depressive Episode wird nicht
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beschrieben. Auch Suizidgedanken finden keine Erwähnung.  Mit  dem Bericht  setzt  sich das
Oberlandesgericht in seiner Entscheidung nicht inhaltlich auseinander.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 25)

Das Ausmaß der Kindeswohlgefährdung muß besonders sorgfältig dargelegt werden  

• Die Ausführungen lassen nicht hinreichend deutlich erkennen, dass die Gerichte die hohen ver  -  
fassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Trennung eines Kindes von seinem Elternteil gegen
dessen Willen (§ 1666 Abs. 1 BGB) sowie für die Abänderung einer bereits bestehenden Sorge-
rechtsregelung (§ 1696 BGB)  berücksichtigt haben, die in § 1666 Abs. 1, § 1666a, § 1696 BGB
ihren einfachrechtlichen Ausdruck gefunden haben. Das Oberlandesgericht erkennt zwar, dass
es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Entscheidungen han-
delt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen. Das Oberlandes-
gericht zieht daraus jedoch ebenso wenig wie das Amtsgericht die verfassungsrechtlich gebote-
ne Konsequenz einer besonders sorgfältigen Darlegung der Erfordernisse des Kindeswohls einer-
seits und der Notwendigkeit der ergriffenen Maßnahmen andererseits.       

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 19)

• (1) Die von den Gerichten getroffenen Feststellungen belegen nicht hinreichend, dass eine die
Grundrechtseingriffe  rechtfertigende  Beeinträchtigung  des  körperlichen,  geistigen  oder  seeli-
schen Wohls der Kinder H. T. und S. besteht oder zu befürchten ist. Inwiefern die angeordneten
Maßnahmen ihre Grundlage in § 1666 BGB oder in § 1696 BGB finden sollen, geht aus den Ent -
scheidungen nicht klar hervor. […] Die gerichtlichen Feststellungen genügen angesichts des er-
heblichen Grundrechtseingriffs weder zur Begründung einer Gefährdung des Kindeswohls im Sin-
ne des § 1666 BGB noch zur Feststellung triftiger, das Wohl des Kindes nachhaltig berührender
Gründe im Sinne des § 1696 BGB.       (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 20)

• Die Ausführungen des Oberlandesgerichts lassen keine hinreichenden Erwägungen dazu erken-
nen, in welcher Art und welchen Ausmaßes seelische Schäden durch das Verbleiben der Kinder
bei der Mutter zu befürchten sind. Das Gericht lenkt seinen Blick weitgehend auf die von ihm
als negativ bewerteten Verhaltensweisen der Mutter, ohne die sich daraus seiner Auffassung
nach ergebenden schwerwiegenden Konsequenzen für die Kinder näher darzulegen. […]  Worin
die negativen Folgen für die weiteren Leben der Kinder sowie deren fast vorhersagbare Persön-
lichkeitsdefizite bestehen, wird jedoch nicht dargelegt. Der nicht konkretisierte Hinweis auf die
Beschreibungen der Sachverständigen führt insofern nicht weiter, weil auch aus deren Gutach-
ten nicht hinreichend deutlich hervorgeht, worin genau die hier von Verfassungs wegen zu for-
dernde schwerwiegende Entwicklungsgefahr für die Kinder besteht. Es kann darum anhand der
Ausführungen des  Oberlandesgerichts nicht  beurteilt  werden,  ob die  vom Gericht  für  wahr-
scheinlich gehaltenen Entwicklungen von solcher Art und Gewicht sind, dass sie den schweren
Eingriff in das Elternrecht der Mutter rechtfertigen könnten.       

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 23)

• […] Ein bereits eingetretener Schaden der Kinder lässt sich dieser Aufzählung und auch den wei-
teren Ausführungen des Amtsgerichts nicht entnehmen, es wird vielmehr von Gefahren für das
Kindeswohl ausgegangen, die sich  möglicherweise in der Zukunft verwirklichen.  Das Ausmaß
der eventuell eintretenden Schäden wird jedoch nicht näher festgestellt. […]

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 24)

• (2) Weil die Sachverständigen in ihrem Gutachten eine nachhaltige Kindeswohlgefahr weder im
Ergebnis noch der Sache nach festgestellt haben, hätten die Gerichte selbst aufzeigen müssen,
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aus welchen Umständen sie schließen, dass bereits ein Schaden bei den Kindern eingetreten ist
oder eine Gefahr gegenwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Ent-
wicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt und worin die-
ser Schaden konkret besteht. Tatsächlich haben beide Gerichte weitere Umstände angeführt.
Diese tragen die Annahme einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr jedoch nicht.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 32)

• a) Den Entscheidungen ist nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen, dass eine die Tren-
nung des Kindes von den Eltern rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vorliegt. An die Annah-
me einer solchen Kindeswohlgefährdung sind von Verfassungs wegen strenge Anforderungen zu
stellen (aa). Dem genügen die zweite Entscheidung des Amtsgerichts (bb) und die Entscheidung
des Oberlandesgerichts (cc) nicht. Dass eine die Trennung rechtfertigende Gefahr des Kindes-
wohls besteht, liegt angesichts der fachgerichtlichen Feststellungen auch nicht so offen zu Tage,
dass sich nähere Ausführungen der Gerichte ausnahmsweise erübrigen könnten (dd).       

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 16)

• aa) Der verfassungsgerichtlichen Überprüfung eines Sorgerechtsentzugs liegen besondere Maß  -  
stäbe zugrunde. Die Annahme einer – die Trennung des Kindes von den Eltern allein rechtferti-
genden – Kindeswohlgefährdung unterliegt strengen Voraussetzungen (1). Damit verbunden sind
hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung, die grundsätzlich auch im fachgerichtlichen
Eilverfahren gelten (2). Gerichtliche Entscheidungen über eine die Trennung des Kindes von den
Eltern vorbereitende Sorgerechtsentziehung unterliegen intensiver Überprüfung durch das Bun-
desverfassungsgericht (3).       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 17)

• 2) (a) Neben diesen materiellrechtlichen Vorgaben kommt auch der Ausgestaltung des gerichtli -
chen Verfahrens hohe Bedeutung für die Gewährleistung effektiven Grundrechtsschutzes zu (vgl.
BVerfGE 63, 131 <143>). In Sorgerechtsverfahren haben die Familiengerichte das Verfahren so zu
gestalten, dass es geeignet ist, eine möglichst zuverlässige Grundlage zu schaffen (vgl. BVerfGE
55, 171 <182>). Damit sind hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung gestellt, die so er-
folgen muss, dass sich die materiellrechtlich geforderte hohe Prognosesicherheit („mit ziemli-
cher Sicherheit“, vgl. BVerfGK 19, 295 <301>) tatsächlich erzielen lässt.       

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 19)

• cc)  Auch anhand der  Begründung der  Entscheidung des  Oberlandesgerichts  lässt  sich nicht
nachvollziehen, worin die sachliche und zeitliche Dringlichkeit einer Trennung des Kindes von
seinen Eltern zu sehen ist, die den Sorgerechtsentzug auf Grundlage des nach wie vor lediglich
vorläufig ermittelten Sachverhalts allein rechtfertigen könnte. Das Gericht spricht von einer kon-
kreten Gefahr für die Entwicklung des Kindes, ohne jedoch die Art der Gefahr und die zeitliche
Dringlichkeit der Herausnahme des Kindes zu spezifizieren. […]

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 27)

• Den Ausführungen des Amtsgerichts ist  die angesichts dieser noch  sehr ungewissen Ermitt-
lungslage verfassungsrechtlich geforderte Dringlichkeit der Herausnahme des Kindes aus dem
elterlichen Haushalt zwar nicht unmittelbar zu entnehmen. Es benennt die Gefahren für das Kin-
deswohl nur sehr allgemein und verzichtet auf eine Bewertung ihrer Schwere und Dringlichkeit.
[…]       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 34)

• Beide Entscheidungen benennen in ihren sehr knappen Ausführungen lediglich angebliche Defi-
zite in der Lebenssituation, dem Verhalten und den Einstellungen des Beschwerdeführers.  Ob
und wie sich diese auf das Kind nachteilig ausgewirkt haben oder künftig auswirken könnten,
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wird nicht erläutert. Indessen wäre im vorliegenden Fall eine besonders sorgfältige Prüfung und
Bewertung der Gefahren durch die Fachgerichte geboten gewesen. Denn die Fachgerichte konn-
ten hier nicht auf gesicherte Erkenntnisse aus der Vergangenheit zurückgreifen. Die Tochter hat
nie in der Obhut des Beschwerdeführers gelebt, von seinem älteren Sohn lebt er schon lange in
sehr großer räumlicher Entfernung und es bestehen keinerlei Hinweise, dass der Sohn seiner Le-
bensgefährtin in der Obhut des Beschwerdeführers Schaden erlitten hätte.  Zudem steigen die
Prüfungs- und Darlegungsanforderungen, je weniger deutlich die (mutmaßlichen) Lebens- und
Erziehungsbedingungen eines Kindes an die Schwelle heranreichen, ab welcher der Staat im
Rahmen seines Wächteramts zu Korrekturen verpflichtet und berechtigt ist. Art. 6 Abs. 2 Satz 2
GG erlaubt dem Staat nicht, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fä-
higkeiten des Kindes zu sorgen oder seine Vorstellungen von einer geeigneten Kindererziehung
an die Stelle der elterlichen Vorstellungen zu setzen. Die Eltern und deren sozio-ökonomische
Verhältnisse gehören grundsätzlich zum Schicksal und Lebensrisiko eines Kindes (vgl. BVerfGE
60, 79 <94> ; BVerfGK 13, 119 <124>; 16, 517 <529>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Se-
nats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 30 f.). Zwar bedarf es danach etwa bei einer
unzureichenden Grundversorgung der Kinder keiner ausführlichen Darlegung, dass Kinder derar-
tige Lebensbedingungen nicht ertragen müssen. Stützen die Gerichte eine Trennung des Kindes
von den Eltern jedoch – wie hier – auf Erziehungsdefizite und ungünstige Entwicklungsbedingun-
gen, müssen sie besonders sorgfältig prüfen und begründen, weshalb die daraus resultierenden
Risiken für die geistige und seelische Entwicklung des Kindes die Grenze des Hinnehmbaren
überschreiten. Dies ist hier nicht geschehen.       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 38)

• (2)  Dass die Tochter bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen oder
seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist, lässt sich aufgrund der rechtlichen und tatsächlichen
Erwägungen des Oberlandesgerichts nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Das Oberlan-
desgericht stützt die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung maßgeblich auf das eingeholte
Sachverständigengutachten sowie auf die Krankenhausberichte des Kinder- und Jugendkranken-
hauses aus dem Jahr 2011 und die Angaben der die Tochter ehemals ambulant behandelnden
Ärztin, wonach eine kindeswohlgefährdende symbiotische Beziehungsgestaltung vorliege.  Eine
die Trennung des Kindes von der Mutter rechtfertigende gegenwärtige Kindeswohlgefährdung
lässt sich insoweit weder aufgrund eines krankhaft symbiotischen Verhältnisses (a) noch auf-
grund sonstiger Anhaltspunkte (b) hinreichend nachvollziehen.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 22)

• cc)  Die Entscheidung des Oberlandesgerichts  genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver  -  
hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines
legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An
die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind
auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl.
BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient
die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass
die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn-
gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange-
messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei
strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht
so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)
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• (3)  Hinsichtlich der Entziehung der Gesundheitssorge hat das Oberlandesgericht  nicht ausrei  -  
chend geprüft, ob eine diese Maßnahme rechtfertigende Gefährdung des Kindeswohls vorliegt
und ein Sorgerechtsentzug zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist. Der hierfür gegebenen Be-
gründung, eine Kooperation in gesundheitlichen Fragen sei zwischen den Pflegeeltern, dem Ju-
gendamt und den Eltern nicht zu erwarten, liegen keine entsprechenden Feststellungen zugrun-
de. Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die allein sorgeberechtigte Mutter in gesundheitlichen
Fragen ihre Kooperation verweigern würde und damit eine Gefährdung des Kindeswohls verbun-
den wäre,  sind nicht festgestellt. Sie ergeben sich insbesondere nicht aus den Problemen bei
der Durchführung der Umgangskontakte, die maßgeblich durch den leiblichen Vater des Kindes
verursacht sein sollen.       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 31)

Eine Abwägung muß getroffen werden  

• Die Ausführungen des Oberlandesgerichts lassen keine hinreichenden Erwägungen dazu erken-
nen, in welcher Art und welchen Ausmaßes seelische Schäden durch das Verbleiben der Kinder
bei der Mutter zu befürchten sind. Das Gericht lenkt seinen Blick weitgehend auf die von ihm
als negativ bewerteten Verhaltensweisen der Mutter, ohne die sich daraus seiner Auffassung
nach ergebenden schwerwiegenden Konsequenzen für die Kinder näher darzulegen. […]  Worin
die negativen Folgen für die weiteren Leben der Kinder sowie deren fast vorhersagbare Persön-
lichkeitsdefizite bestehen, wird jedoch nicht dargelegt. Der nicht konkretisierte Hinweis auf die
Beschreibungen der Sachverständigen führt insofern nicht weiter, weil auch aus deren Gutach-
ten nicht hinreichend deutlich hervorgeht, worin genau die hier von Verfassungs wegen zu for-
dernde schwerwiegende Entwicklungsgefahr für die Kinder besteht. Es kann darum anhand der
Ausführungen des  Oberlandesgerichts nicht  beurteilt  werden,  ob die  vom Gericht  für  wahr-
scheinlich gehaltenen Entwicklungen von solcher Art und Gewicht sind, dass sie den schweren
Eingriff in das Elternrecht der Mutter rechtfertigen könnten.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 23)

• (b) Auf der anderen Seite befassen sich die Entscheidungen auch nicht hinreichend mit den für
das Kindeswohl nachteiligen Folgen der Maßnahmen. Eine Maßnahme kann nicht ohne Weiteres
als im Sinne der §§ 1666, 1696 BGB aus Gründen des Kindeswohls geboten angesehen werden,
wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 25)

• An der Eignung der Sorgerechtsentziehung fehlt es allerdings, wenn diese und die dadurch vor-
bereitete Trennung des Kindes von den Eltern mit anderweitigen Beeinträchtigungen des Kindes  -  
wohls einhergehen, welche durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr  nicht aufgewogen
werden (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, juris,
Rn. 29). […]       (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 30)

• bb) Schließlich sind die konkret getroffenen Anordnungen zur Erreichung des verfolgten Zwecks
nicht erforderlich. Erforderlich ist eine Maßnahme nur dann, wenn kein milderes Mittel zur Ver-
fügung steht, das zur Erreichung des angestrebten Zwecks gleich gut geeignet ist (vgl. BVerfGE
100, 313 <375>).       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 40)

• (1) Der Staat muss darum, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen,
durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs-
gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl.
BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anfor  -  
derungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes
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von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf an  -  
dere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 41)

• (1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist die Sorgerechtsentziehung
verfassungsrechtlich nur bei einer Gefährdung des Kindeswohls zu rechtfertigen, an deren An-
nahme strenge Anforderungen zu stellen sind. Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern ist
allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach darf ein Kind gegen den
Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech-
tigten versagen oder wenn das Kind aus anderen Gründen zu verwahrlosen droht. Dabei berech-
tigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat, auf der Grundlage sei-
nes ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts die Eltern von der Pflege und
Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl. BVerf-
GE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts des Staates, ge-
gen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sor-
gen. Das Grundgesetz hat  die  primäre Entscheidungszuständigkeit  von Eltern zur  Förderung
ihres Kindes anerkannt. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Kinder durch Entscheidungen
der Eltern wirkliche oder vermeintliche Nachteile erleiden (vgl. BVerfGE 60, 79 <94>).  Um eine
Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das elterliche Fehlverhalten vielmehr
ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei einem Verbleiben in der Familie in seinem kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist (vgl.  BVerfGE 60, 79 <91>).
Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese Anforderung in § 1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die An-
nahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt voraus, dass  bereits ein Schaden des
Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr gegenwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich
bei ihrer weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit vorausse-
hen lässt (vgl. BVerfGK 19, 295 <301>; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –,
FamRZ 2005, S. 344 <345>).       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 18)

• (1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist dieser Grundrechtseingriff
allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach dürfen Kinder gegen den
Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech-
tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. Dabei be-
rechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat auf der Grundlage
seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts, die Eltern von der Pflege
und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl.
BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts des Staa-
tes, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu
sorgen. Das Grundgesetz hat den Eltern die primäre Entscheidungszuständigkeit bezüglich der
Förderung ihrer Kinder zugewiesen. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Kinder durch Ent-
scheidungen der Eltern wirkliche oder vermeintliche Nachteile erleiden (vgl. BVerfGE 60, 79 <94>;
BVerfGK 13, 119 <124>). Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das
elterliche Fehlverhalten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei einem Ver-
bleiben in der Familie in seinem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefähr-
det ist (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese Anforderung in §
1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt vor-
aus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr gegenwärtig in einem
solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit
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ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats
vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 28; Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats
vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn. 18; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB
166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>).       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 21)

• bb) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist dieser Grundrechtseingriff
allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach dürfen Kinder gegen den
Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech-
tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. Dabei be-
rechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat auf der Grundlage
seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts, die Eltern von der Pflege
und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl.
BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtferti-
gen, muss das elterliche Fehlverhalten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind
bei einem Verbleiben in der Familie in seinem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl
nachhaltig gefährdet ist (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese
Anforderung in § 1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des
Kindes setzt voraus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr ge-
genwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Entwicklung eine erheb-
liche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kam-
mer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 28; Beschluss der 1. Kam-
mer des Ersten Senats vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn. 18; BGH, Beschluss vom 15.
Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>).

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 30)

• Art. 6 Abs. 3 GG erlaubt es nur dann, ein Kind von seinen Eltern gegen deren Willen zu trennen,
wenn die Eltern versagen oder wenn das Kind aus anderen Gründen zu verwahrlosen droht. Da-
bei berechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat, auf der
Grundlage seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts die Eltern von
der Pflege und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu überneh-
men (vgl. BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts,
gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sor-
gen. Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das elterliche Fehlver-
halten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei den Eltern in seinem körperli-
chen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet wäre (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>).  Die
Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt voraus, dass bereits ein Schaden des
Kindes eingetreten ist oder sich eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit vorausse-
hen lässt (vgl. BVerfGK 16, 517 <528>; 19, 295 <301>; BVerfG, Beschlüsse der 1. Kammer des Ersten
Senats vom 22. Mai 2014 – 1 BvR 2882/13 –, juris, Rn. 30; vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, ju-
ris, Rn. 18; vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 28; BGH, Beschluss vom 15. Dezember
2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>).

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 23)

• (bb) Danach bemisst sich die gebotene Intensität der Sachverhaltsermittlung im Fall des Sorge-
rechtsentzugs im Eilverfahren einerseits nach dem Recht der Eltern, von einem unberechtigten
Sorgerechtsentzug verschont zu bleiben (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) und andererseits nach dem
Recht des Kindes, durch die staatliche Gemeinschaft vor nachhaltigen Gefahren, insbesondere
für sein körperliches Wohl geschützt zu werden, die ihm im elterlichen Haushalt drohen (Art. 2
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Abs. 2 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG).  Von einer unberechtigten Trennung von den Eltern ver-
schont zu bleiben, liegt im Übrigen auch im durch das Grundrecht auf Gewährleistung elterlicher
Pflege und Erziehung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, vgl. BVerfG, Urteil des Ersten
Senats vom 19. Februar 2013 – 1 BvL 1/11 u.a. –, juris, Rn. 41 ff.; Urteil des Ersten Senats vom
17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10 –, juris, Rn. 101) geschützten Interesse des Kindes.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 22)

• Dass die Vorteile der Trennung hier deren negative Folgen für das Kind überwiegen, lässt sich
anhand der Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht feststellen. Das Gericht hat die Folgen
der plötzlichen Herausnahme der Tochter der Beschwerdeführerin gegen ihren Willen aus ihrer
gewohnten Umgebung sowie der Trennung von ihrer Mutter und die Unterbringung in einer the-
rapeutischen Wohngruppe nicht hinreichend ins Verhältnis zu den negativen Folgen eines weite-
ren Verbleibens des Kindes bei der Mutter  gesetzt. Dass das Gericht der Belastung durch die
Herausnahme aus der Obhut der Mutter keine hinreichende Bedeutung beimisst, wird insbeson-
dere an seiner Annahme deutlich, es ergebe sich für die Tochter jedenfalls keine Situation, die
schlechter als bei einem Absehen von Hilfeleistung sein könnte, selbst wenn sich die Tochter
auch in einer entsprechend qualifizierten Einrichtung der professionellen Hilfe entziehen sollte.
Demnach misst das Gericht der aus der Trennung des Kindes von der Mutter resultierenden Be-
lastungen des Kindes offenkundig keinerlei eigenständige Bedeutung bei. Ansonsten hätte es zu
dem Ergebnis gelangen müssen, dass die Summierung des Ausbleibens therapeutischer Effekte
und der Trennung von der Mutter für das Kind schlimmer ist als das Ausbleiben therapeutischer
Effekte ohne die zusätzliche Belastung durch eine Trennung. Es wäre zudem zu berücksichtigen
gewesen, dass die Tochter durch die getroffene Maßnahme ihre Schule nicht weiter besuchen
kann, wodurch sie aus ihrem offenbar auch durch freundschaftliche Bindungen geprägten Um-
feld herausgenommen wird, was eine soziale Isolation des Kindes verstärken oder erst hervorru-
fen kann.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)

• Bei dieser Sachlage steht die Grundrechtsbelastung von Mutter und Kind durch eine unfreiwillige
Trennung auch dann außer Verhältnis zu den Vorteilen der Fremdunterbringung, wenn dem Ge-
richt in der Annahme gefolgt wird, dass die Unterbringung der Tochter in der Wohngruppe ihrem
seelischen Wohl dient, und dass andere therapeutische Maßnahmen geringere positive Effekte
hätten.  Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern bleibt Ultima Ratio und darf von Verfas  -  
sungs wegen nur im äußersten Fall erfolgen, der sich hier nicht feststellen lässt. Hingegen ist
der Staat durch Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG grundsätzlich weder ermächtigt noch verpflichtet, zu er-
zwingen, dass Eltern ihrem Kind die optimale Therapie zukommen lassen; dies gilt jedenfalls
dann, wenn die aus Gerichtssicht optimale Therapie nur mittels einer unfreiwilligen Trennung
von Eltern und Kind durchgeführt werden könnte.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 38)

• aa) Vor einer – teilweisen – Entziehung des Sorgerechts hat das Familiengericht zu überprüfen,
ob  mildere Mittel zur Verfügung stehen, um der Gefährdung entgegenzuwirken.  Dies gebietet
nicht nur das Kindeswohl und der Schutz der Familie nach Art. 6 Abs. 1 GG, sondern auch das
durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG geschützte Elternrecht, in das nur so weit eingegriffen werden
darf, als es wegen der konkreten Gefährdung des Kindeswohls unerlässlich ist. […]

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 28)

• bb) Die Erforderlichkeit einer gerichtlichen Sorgerechtsentziehung nach § 1666 BGB schließt es
ferner mit ein, dass die konkrete Maßnahme geeignet ist, um die Gefahr für das Kindeswohl zu
beseitigen (Senatsbeschluss vom 12. März 1986 – IVb ZB 87/85 – NJW-RR 1986, 1264, 1265; Stau-
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dinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn. 212). An der Eignung fehlt es nicht nur, wenn die Maßnah-
me die Gefährdung des Kindeswohls nicht beseitigen kann.  Vielmehr ist die Maßnahme auch
dann ungeeignet, wenn sie mit anderweitigen Beeinträchtigungen des Kindeswohls einhergeht
und diese durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr nicht aufgewogen werden (vgl. Se-
natsbeschluss vom 11. Juli 1984 – IVb ZB 73/83 – FamRZ 1985, 169, 171 – zu § 1671 BGB – OLG
Hamm FamRZ 2007, 1677; BayObLG FamRZ 1998, 1044; Staudinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn.
212 mwN; vgl. auch Gottschalk FPR 2007, 308, 309 f.). Selbst wenn demnach die Maßnahme als
solche für die Belange, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen ent-
faltet,  ist sie dennoch ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum
eine Gefährdungslage schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung
der Situation des gefährdeten Kindes führt.       (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 29)

• Wie oben ausgeführt, genügt es nicht, dass die Maßnahme als solche für die Belange, in denen
das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen entfaltet. Sie ist vielmehr gleichwohl
ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum eine Gefährdungslage
schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung der Situation des ge-
fährdeten Kindes führt. Die nach § 26 FamFG gebotene tatrichterliche Sachaufklärung unterliegt
dabei im Rahmen der Sorgerechtsentziehung besonderen Anforderungen.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 37)

• Weder das Amtsgericht noch das Oberlandesgericht hat sich damit auseinandergesetzt, welche
mittelfristige Perspektive mit der Heimunterbringung des Kindes verbunden ist. Ein Wechsel des
Kindes in die Obhut des Vaters ist von den Vorinstanzen nicht in Betracht gezogen worden. Viel-
mehr soll die Mutter nach Auffassung der Vorinstanzen trotz ihrer nur eingeschränkten Erzie-
hungseignung offenbar die Hauptbezugsperson des Kindes bleiben. Ihr sind dementsprechend
die übrigen Sorgerechtsbefugnisse belassen worden. Es hätte demnach der Begründung bedurft,
welche mittelfristige Perspektive für das Kind im Fall der Heimunterbringung bestehen soll (vgl.
etwa §§ 27, 36 SGB VIII). Ein dauerhafter Verbleib des Kindes im Heim ließe sich nur rechtferti -
gen, wenn beide Elternteile auf Dauer erziehungsungeeignet wären und eine Abwägung der Vor-
und Nachteile die dauerhafte Heimunterbringung als die für das Kindeswohl bessere Alternative
erscheinen ließe.       (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 39)

• Vielmehr war es erforderlich, dass das Oberlandesgericht sich mit sachverständiger Hilfe ein um  -  
fassendes Bild von der Lebenssituation des Kindes im Heim verschaffte.  Nur eine umfassende
Aufklärung in diesem Sinne hätte es ermöglicht, eine mittelfristige Perspektive für das Kind dar-
zustellen  und  sodann  aufgrund einer  verlässlichen Abwägung der  Vor-  und  Nachteile  einer
Heimunterbringung die Eignung der getroffenen Maßnahme zu überprüfen.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 41)

• Das Oberlandesgericht wird unter Beachtung der verfassungsrechtlichen Anforderungen zu prü-
fen haben, ob der Schutz des Kindeswohls durch den Erlass einer Verbleibensanordnung nach §
1632 Abs. 4 BGB erreicht werden kann. Dabei werden nicht nur die unmittelbaren Auswirkungen
einer Trennung des Kindes von seinen Pflegeeltern einzubeziehen sein, sondern auch die lang  -  
fristigen Auswirkungen einer dauerhaften Trennung des Kindes von seinen leiblichen Eltern (so
bereits Senatsbeschluss vom 26. September 2007 XII ZB 229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 35 zu Art. 8
EMRK; BVerfG FamRZ 2012, 1127, 1129). Demgegenüber geht mit dem teilweisen Sorgerechtsent-
zug die Gefahr einer weiteren Entfremdung des Kindes von seinen Eltern einher. Die Gefährdung
der familiären Beziehung des Kindes zu seinen leiblichen Eltern bedeutet aber zugleich eine
Trennung des Kindes von seinen Wurzeln (Senatsbeschluss  vom 26.  September 2007 XII  ZB
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229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 34). Deshalb wird auch zu prüfen sein, ob und wie eine weitere
Annäherung der leiblichen Eltern und des Kindes und die damit einhergehende Lockerung des
Verhältnisses zu den Pflegeeltern erfolgen können, wobei die Belastungen des Kindes soweit als
möglich vermindert werden sollten. […]       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 36)

Beispiele, wo Sorgerechtsentzüge einer (verfassungs-)rechtlichen Nachprüfung nicht standhielten  

• b) Die Annahme, hier liege eine die Trennung der Kinder von der Mutter rechtfertigende Kindes-
wohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs.
2 und 3 GG nicht stand.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 27)

• bb) Die Annahme des Oberlandesgerichts, hier liege eine die Trennung des Kindes von der Mut-
ter rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen
Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 20)

• Das Amtsgericht selbst gelangt folgerichtig, jedoch verfassungsrechtlich nicht ausreichend ledig-
lich zu der Einschätzung, dass für die betroffenen Kinder eine „latente“ Gefahrensituation im
Haushalt der Mutter bestehe.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 35)

• b) Die angegriffenen Entscheidungen des Amts- wie des Oberlandesgerichts genügen diesen
strengen verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Rechtfertigung des Eingriffs nicht. Die An-
nahme, es bestehe eine die Trennung der Tochter vom Beschwerdeführer legitimierende Kindes-
wohlgefahr, erweist sich als verfassungsrechtlich nicht haltbar.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 25)

• c) Die Entscheidungen genügen zudem nicht den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrund  -  
satzes. Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die
Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr geeignet und er-
forderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 37)

• (2) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die
festgestellte Gefährdung von den Kindern abzuwenden, lässt sich hier nicht mit hinreichender
Sicherheit feststellen. Als mildere Mittel kommen Maßnahmen in Betracht, die einen Verbleib
der Kinder bei der Beschwerdeführerin mit staatlicher Hilfe ermöglichen könnten. Zu Recht ha-
ben darum beide Gerichte die Frage weiterer Hilfemaßnahmen aufgeworfen. Beide Gerichte ha-
ben indessen verneint, dass die von ihnen angenommene Kindeswohlgefährdung durch weitere
Hilfemaßnahmen abgewendet werden könnte und haben solchen Maßnahmen damit im konkre-
ten Fall die Eignung zur Zweckerreichung abgesprochen. Insoweit halten weder die Ausführun-
gen des Oberlandesgerichts  noch die  des Amtsgerichts  der hier  notwendig  strengen verfas  -  
sungsrechtlichen Prüfung stand.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 42)

• (cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju-
gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an-
gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 53)

• 2.  Die  zulässige  Verfassungsbeschwerde  ist  insoweit  begründet,  weil  die  Entscheidung  des
Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013
die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2
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Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres
Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge-
rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>;
107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die-
ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti -
gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 15)

• b) Der Eingriff ist verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt, weil er unverhältnismäßig ist.
(BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 25)

• bb) Die Entscheidung des Kammergerichts genügt jedoch nicht den weiteren Anforderungen des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Dafür müssten sich die Entziehung des Sorgerechts und die
damit bezweckte Fremdunterbringung zur Beseitigung der festgestellten Gefahr eignen und es
dürften keine milderen Mittel erkennbar sein, mit denen der Gefahr genauso wirksam begegnet
werden könnte (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>).       (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 27)

• Der Sorgerechtsentzug war hier jedoch nicht geeignet, die damit bezweckte Fremdunterbringung
zu erreichen. Das Amtsgericht ging selbst davon aus, „dass derzeit noch keine geeignete Ein-
richtung zur Verfügung steht“. Durch den Sorgerechtsentzug sollte vielmehr gewährleistet wer-
den, „dass die für [das Kind] dringend erforderliche Hilfe zeitnah und zuverlässig umgesetzt
werden kann, sobald eine geeignete Einrichtung gefunden worden ist“. Dies genügt den verfas  -  
sungsrechtlichen Anforderungen an eine Entziehung des Sorgerechts nicht.

(BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 40)

• a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern-
recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht
auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent -
lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann
(vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den
stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle
(aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge -
fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe-
schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.       

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 18)

• 1.  Die Beschwerdeführer werden durch die angegriffenen Entscheidungen in ihrem Elternrecht
aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Aus dem Elterngrundrecht ergeben sich in der hier zu beur -
teilenden Konstellation besonders hohe Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Trennung
(a). Diesen genügen die Entscheidungen des Amtsgerichts (b) und des Oberlandesgerichts (c)
nicht.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 27)

• Die Entscheidung des Oberlandesgerichts  hält rechtlicher Nachprüfung  nicht stand, weil Maß-
nahmen nach § 1666 Abs. 1 BGB nur angeordnet werden dürfen, wenn der Gefährdung des Kin-
deswohls nicht durch weniger einschneidende Mittel begegnet werden kann.

(BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 17)
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• b) Gemessen an diesen Grundsätzen ist die angegriffene Entscheidung des Amtsgerichts, durch
die den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen wurden, nicht mit
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vereinbar.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 36)

• b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug
des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die
angegriffene Entscheidung nicht gerecht.       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 23)

• (4) Für den Entzug des Antragsrechts für Kinder- und Jugendhilfe findet sich in der angegriffe-
nen Entscheidung keine Begründung. Er kann schon deshalb keinen Bestand haben. 

(BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 33)

Die Einschätzung des Sachverständigen muß auch einer   rechtlichen     Bewertung   unterzogen werden  

• […] Die in Anlehnung an das Sachverständigengutachten beschriebene, zu erwartende Entwick-
lung der Kinder ist zweifelsfrei nicht das, was einem Kind zu wünschen ist. Dass die Kinder da-
mit im rechtlichen Sinne besonders gravierende Entwicklungseinbußen zu gegenwärtigen hät-
ten, erschließt sich indes nicht. Auch das Amtsgericht setzt sich insoweit nicht damit auseinan-
der, dass für den Entzug des Sorgerechts nicht  eine irgendwie geartete Kindeswohlgefährdung
ausreicht, sondern eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten sein muss.
Das Amtsgericht übernimmt vielmehr die Einschätzung der psychologischen Sachverständigen,
dass es sich bei den aufgezählten Risiken um eine Kindeswohlgefährdung handele, ohne die
tatsächlichen Ausführungen und Wertungen der Sachverständigen  einer spezifisch rechtlichen
Bewertung zu unterziehen, derer es hier bedürfte, um das Gewicht der Kindesbelange im Ver-
hältnis zum Elternrecht der Mutter würdigen zu können.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 24)

• Beide Gerichte stützen sich  maßgeblich auf die Feststellungen im  Sachverständigengutachten.
Dessen  Verwertbarkeit unterliegt hier jedoch erheblichen verfassungsrechtlichen Zweifeln. Das
schlägt auf die angegriffenen Entscheidungen durch, weil die von der Gutachterin getroffenen
Feststellungen im Wesentlichen übernommen und allenfalls ansatzweise eigenständig tatsäch-
lich eingeordnet und rechtlicher Würdigung unterzogen werden (aa). Die angegriffenen Entschei-
dungen verfehlen die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Gefahrenfeststellung auch
deshalb, weil sie zwar auf mögliche Defizite bei der Erziehungsfähigkeit des Beschwerdeführers
eingehen, ohne dass sich daraus aber ergibt, von welcher Art, Schwere und Wahrscheinlichkeit
die befürchteten Beeinträchtigungen des Kindes sind und weshalb diese Gefahren so gravierend
sind, dass sie eine Fremdunterbringung legitimieren (bb). Dass eine die Fremdunterbringung
verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefährdung des Kindeswohls in der Sache vorläge, ist auch
nicht indirekt durch die in den Entscheidungen und im Sachverständigengutachten getroffenen
Feststellungen belegt (cc).       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 25)

• (2) Das Gutachten bietet auch deshalb keine verlässliche Grundlage für eine am Kindeswohl ori-
entierte Entscheidung,  weil  sich Hinweise darauf  finden, dass die Sachverständige dem Be-
schwerdeführer nicht mit der gebotenen Unvoreingenommenheit begegnet ist.  Angesichts der
ins Auge springenden Zweifel hätten die Gerichte darlegen müssen, inwiefern sie das Gutachten
gleichwohl für verwertbar halten.       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 30)



27

Das Amtsgericht muß   eigenständig   ermitteln (Pflicht)     und die besonderen Anforderungen an die ta  -  
trichterliche Sachaufklärung im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Dimension von Art. 6 GG 
beachten

• (aa) Das Amtsgericht konnte nicht allein aufgrund der ungeprüft übernommenen Einschätzung
des Jugendamts davon ausgehen, die Fortführung der Hilfemaßnahmen sei nicht geeignet, die
Beschwerdeführerin in den Stand zu versetzen, ihrer Elternverantwortung gerecht zu werden.
Dies hätte das Amtsgericht vielmehr eigenständig ermitteln müssen.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 48)

• Das Familiengericht hat bei der Entscheidung nach §§ 1666, 1666a BGB zu ermitteln, ob die tat -
sächlichen Voraussetzungen für eine Entziehung des Sorgerechts vorliegen. Es muss sein Verfah-
ren so gestalten, dass es selbst möglichst zuverlässig die Grundlage einer am Kindeswohl orien-
tierten Entscheidung erkennen kann (vgl. BVerfGE 55, 171 <182>). Die hier maßgebliche Frage, ob
der Gefahr für die Kinder nicht auf andere Weise als durch Trennung von den Eltern, auch nicht
durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann (§ 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB), betrifft eine verfas-
sungsrechtlich zentrale Tatbestandsvoraussetzung und muss darum vom Familiengericht von
Amts wegen aufgeklärt werden. Ob öffentliche Hilfen erfolgversprechend sind, muss das Famili-
engericht letztlich in eigener Verantwortung beurteilen, wozu es sich eine zuverlässige Entschei-
dungsgrundlage verschaffen und diese in seiner Entscheidung auch darlegen muss (vgl. BVerfGK
13, 119 <127 f.>).  Die eigene Ermittlungspflicht trägt dazu bei, zu verhindern, dass Kinder von
ihren Eltern getrennt werden, ohne dass die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 GG vorliegen und
schützt damit Grundrechte der Eltern und des Kindes.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 49)

• Weil die Ermittlungspflicht grundrechtliche Schutzfunktion entfaltet, können sich die Gerichte ih-
rer nicht ohne gesetzliche Grundlage entledigen – auch nicht im Wege der Annahme einer Bin  -  
dung an Feststellungen des Jugendamts. Ob eine gesetzliche Bindung des Familiengerichts an
die Feststellungen und Wertungen des Jugendamts besteht, ist – ungeachtet der Frage der Ver-
einbarkeit einer solchen Bindung mit dem Grundgesetz – zunächst eine Frage der Auslegung des
einfachen Rechts. Aus §§ 1666, 1666a BGB oder den Vorschriften des SGB VIII über die Gewäh-
rung öffentlicher Hilfen ist für die Annahme einer Bindung des Familiengerichts an die Feststel-
lungen des Jugendamts nichts erkennbar. Das Amtsgericht behauptet eine solche Bindung zwar,
zeigt jedoch nicht auf, inwiefern diese durch Auslegung des geltenden Rechts hergeleitet wer-
den könnte. Eine Bindung ergibt sich auch nicht aus den Grundsätzen über die verfassungs-
rechtliche Anerkennung administrativer Letztentscheidungsrechte. Danach sind behördliche Ent-
scheidungen in besonderen, wiederum gesetzlich zu bestimmenden Konstellationen gerichtlich
nur eingeschränkt auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfbar. Dies gilt für behördliche Planungs- und
Ermessensentscheidungen sowie ausnahmsweise für gebundene Entscheidungen, bei denen der
Gesetzgeber der Verwaltung im Verhältnis zur die Verwaltung kontrollierenden Gerichtsbarkeit
einen sogenannten Beurteilungsspielraum eingeräumt hat (vgl. BVerfGE 129, 1 <21 ff.> m.w.N.).
Diese Grundsätze kommen hier – ungeachtet der fehlenden gesetzlichen Grundlage – jedoch be-
reits deshalb nicht zur Anwendung, weil die familiengerichtliche Entscheidung nach § 1666 BGB
nicht als Kontrolle behördlicher Entscheidungen, sondern als eigene und originäre Sachentschei  -  
dung des Gerichts ausgestaltet ist. Die gerichtliche Kontrolle der Entscheidungen des Jugend-
amts über die Gewährung öffentlicher Hilfen obliegt de lege lata nicht den Familiengerichten,
sondern den Verwaltungsgerichten (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Juni 2001 – 5 C 6/00 –, juris, Rn.
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11; Coester, in: Staudinger, 2009, § 1666a, Rn. 13; Olzen, in: Münchener Kommentar zum Bürger-
lichen Gesetzbuch, 6. Auflage, 2012, § 1666, Rn. 177).

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 50)

• Dass das Familiengericht bei der Entscheidung nach § 1666 BGB nicht rechtlich an die Einschät  -  
zung des Jugendamts zur Eignung weiterer Hilfemaßnahmen gebunden ist, schließt freilich nicht
aus, dass es bei der ihm aufgegebenen Ermittlung der für und gegen einen Sorgerechtsentzug
sprechenden Tatsachen auch die Aussagen der seitens des Jugendamts mit dem Sachverhalt be-
fassten Fachkräfte heranzieht. Das gilt auch für deren Einschätzung der Zweckerreichungseig-
nung weiterer Hilfemaßnahmen. Beim Jugendamt werden häufig aufgrund unmittelbarer Kontak-
te mit den betroffenen Familien gute Kenntnisse über den einzelnen Sachverhalt bestehen, die
sich das Familiengericht bei seiner Entscheidungsfindung zunutze machen kann. Das Gericht hat
diese Aussagen jedoch wie die Angaben anderer mit dem Fall befasster Personen genau zu ana-
lysieren, mit anderen Informationen abzugleichen und in den größeren sachlichen Kontext zu
stellen, um so etwa besondere Spannungsverhältnisse berücksichtigen zu können, wie sie hier
zwischen staatlichen Stellen und freien Trägern aufgetreten zu sein scheinen.  Es hat all das
rechtlich zu würdigen und vor diesem Hintergrund   eine eigene Entscheidung   darüber zu treffen  ,
ob die Entziehung des Sorgerechts durch (weitere) Maßnahmen öffentlicher Hilfe abgewendet
werden kann und darum aus Gründen der Verhältnismäßigkeit unterbleiben muss. Dem wird
das Familiengericht nicht gerecht, wenn es ohne Weiteres von einer Bindung an die Einschät-
zung des Jugendamts ausgeht.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 51)

• (cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju  -  
gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an-
gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 53)

• aa)  Beide Entscheidungen stützen die Annahme einer Kindeswohlgefahr maßgeblich auf  die
schriftlichen und mündlichen Ausführungen der Sachverständigen. An deren Verwertbarkeit be  -  
stehen jedoch Zweifel, weil dem Gutachten Fragestellungen zugrunde gelegt sind, mittels derer
die von Verfassungs wegen zu ermittelnden tatsächlichen Umstände nicht ohne Weiteres geklärt
werden können (1) und weil die Sachverständige dem Beschwerdeführer möglicherweise nicht
mit der gebotenen Neutralität begegnet ist (2). Zweifel dieser Art führen zwar nicht zwangsläufig
dazu, dass die Ausführungen von Sachverständigen vollständig unverwertbar wären. Die Gerich-
te müssen dem jedoch Rechnung tragen. Das ist hier nicht geschehen (3).       

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 26)

• (1)  Im  Sachverständigengutachten  wird  die  verfassungsrechtlich  gebotene  Frage  nach  einer
nachhaltigen Gefährdung des Kindeswohls weder explizit noch in der Sache gestellt. Zwar gehört
es zur Aufgabe von Sachverständigen, aus der juristischen Fragestellung wissenschaftlich beant-
wortbare Fragen des eigenen Fachgebiets abzuleiten. Die aus der Beweisfrage des Gerichts abge-
leiteten Fragestellungen der Sachverständigen sind aber für sich genommen nicht geeignet, das
rechtliche Merkmal der Kindeswohlgefahr umfassend  aufzuklären. Das hätten die Gerichte bei
der  Verwertung  der  Feststellungen des  Sachverständigengutachtens  berücksichtigen  und  die
Feststellungen eigenständig auf ihre rechtliche Relevanz hin auswerten müssen. Dies ist nicht in
der gebotenen Weise geschehen.       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 27)

• cc) Darüber hinaus gelten in kindschaftsrechtlichen Familiensachen und insbesondere in Verfah-
ren betreffend die Entziehung der elterlichen Sorge gemäß § 1666 BGB besondere Anforderungen
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an die tatrichterliche Sachaufklärung (Senatsbeschluss BGHZ 184, 269 = FamRZ 2010, 720 Rn. 29
mwN – auch für das Folgende). Denn die verfassungsrechtliche Dimension von Art. 6 Abs. 2 und
Abs. 3 GG beeinflusst auch das Verfahrensrecht und seine Handhabung im Kindschaftsverfahren.
Das gerichtliche Verfahren muss in seiner Ausgestaltung dem Gebot effektiven Grundrechts  -  
schutzes entsprechen, weshalb insbesondere die zur Verfügung stehenden Aufklärungs- und
Prüfungsmöglichkeiten ausgeschöpft werden müssen (BVerfG FamRZ 2009, 399, 400; FamRZ 2002,
1021, 1023). Das bedeutet nicht nur, dass die Verfahrensgestaltung den Elternrechten Rechnung
tragen muss. Vielmehr steht das Verfahrensrecht auch unter dem Primat des Kindeswohls, zu
dessen Schutz der Staat im Rahmen seines Wächteramtes gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG ver -
pflichtet ist. Die Gerichte müssen ihr Verfahren so gestalten, dass sie möglichst zuverlässig die
Grundlage  einer  am Kindeswohl  orientierten  Entscheidung  erkennen  können (BVerfG  FamRZ
2009, 399, 400).       (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 30)

• Wie oben ausgeführt, genügt es nicht, dass die Maßnahme als solche für die Belange, in denen
das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen entfaltet. Sie ist vielmehr gleichwohl
ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum eine Gefährdungslage
schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung der Situation des ge-
fährdeten Kindes führt. Die nach § 26 FamFG gebotene tatrichterliche Sachaufklärung unterliegt
dabei im Rahmen der Sorgerechtsentziehung besonderen Anforderungen.       

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 37)

• Um dies festzustellen, reichte die Anhörung des Kindes durch den Senat des Oberlandesgerichts
nicht aus. Bei der bestehenden komplexen Problematik hätte das Oberlandesgericht vielmehr
der eingehenden sachverständigen Beratung bedurft, welche hier trotz Hinzuziehung einer Gut-
achterin unzureichend geblieben ist. Das vom Amtsgericht eingeholte und vom Oberlandesge-
richt verwertete Sachverständigen-Gutachten bezog sich lediglich auf die grundsätzliche Erzie-
hungseignung der Mutter, welche von der Sachverständigen – wenn auch mit Einschränkungen –
bejaht worden ist.  Das Gutachten konzentriert sich auf die Umgangsproblematik, ohne die Ge  -  
samtsituation des Kindes und dessen künftige Entwicklung in Betracht zu ziehen. Das mag aus
der Sicht der Sachverständigen, die eine Erziehungseignung bejaht hat, jedenfalls bei Erstellung
des Gutachtens offenbar auch nicht nahe gelegen haben. Der sachverständigen Begutachtung
hätte dagegen insbesondere die nach dem Beschluss des Amtsgerichts veränderte Situation be-
durft. Es genügte nicht, dass die Sachverständige – durch das Anhörungsprotokoll nicht näher
dokumentiert – vom Oberlandesgericht angehört worden ist und die Anhörung sich jedenfalls
nach der Begründung des angefochtenen Beschlusses wiederum nur auf die Kindeswohlbeein-
trächtigung wegen der Beeinflussung des Kindes durch die Mutter bezogen hat.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 40)

• Vielmehr war es erforderlich, dass das Oberlandesgericht sich mit sachverständiger Hilfe ein um  -  
fassendes Bild von der Lebenssituation des Kindes im Heim verschaffte.  Nur eine umfassende
Aufklärung in diesem Sinne hätte es ermöglicht, eine mittelfristige Perspektive für das Kind dar-
zustellen  und  sodann  aufgrund einer  verlässlichen Abwägung der  Vor-  und  Nachteile  einer
Heimunterbringung die Eignung der getroffenen Maßnahme zu überprüfen.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 41)

Beispiele »nicht hinreichender Feststellung«  

• (2)  Dass die Tochter bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen oder
seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist, lässt sich aufgrund der rechtlichen und tatsächlichen
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Erwägungen des Oberlandesgerichts nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Das Oberlan-
desgericht stützt die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung maßgeblich auf das eingeholte
Sachverständigengutachten sowie auf die Krankenhausberichte des Kinder- und Jugendkranken-
hauses aus dem Jahr 2011 und die Angaben der die Tochter ehemals ambulant behandelnden
Ärztin, wonach eine kindeswohlgefährdende symbiotische Beziehungsgestaltung vorliege.  Eine
die Trennung des Kindes von der Mutter rechtfertigende gegenwärtige Kindeswohlgefährdung
lässt sich insoweit weder aufgrund eines krankhaft symbiotischen Verhältnisses (a) noch auf-
grund sonstiger Anhaltspunkte (b) hinreichend nachvollziehen.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 22)

• (a) Zwar kann die seelische Gesundheit eines Kindes im Rechtssinne nachhaltig gefährdet sein,
wenn seine Entwicklung durch überfürsorgliches „Bemuttern“ gravierend gehemmt wird, etwa
wenn das Kind von Außeneinflüssen ganz abgeschottet und seelisch völlig abhängig von der
Mutter ist mit der Folge von Entwicklungsrückständen oder psychosomatischen Erkrankungen
(vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd. IV, 2009, § 1666 Rn. 121 m.w.N.). Dass hier eine solche Si-
tuation besteht, lässt sich indessen nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Die Sachver-
ständige, auf deren Gutachten sich das Oberlandesgericht für die Begründung der Kindeswohlge-
fährdung stützt, führt zu der symbiotischen Mutter-Tochter-Beziehung lediglich aus, sie teile in-
soweit die Sicht der bereits vorher einbezogenen Fachleute, ohne dabei die Fachleute und deren
konkrete Ansichten zu benennen und nachvollziehbar darzustellen, aufgrund welcher Befundtat-
sachen sie zu dieser Auffassung gelangt ist.  Dass die Sachverständige die Hypothese, es liege
eine symbiotische Mutter-Tochter-Beziehung vor, einer eigenständigen gutachterlichen Prüfung
unterzogen hat, ist nicht erkennbar. In dem psychologischen Abschlussbericht der Rehabilitati  -  
onsklinik vom 7. August 2012 findet eine symbiotische Verstrickung zwischen Mutter und Toch  -  
ter demgegenüber keine Erwähnung. Als Diagnosen werden dort eine sonstige somatoforme Stö-
rung und eine familiäre Belastungssituation angegeben. Als Grundproblematik wird der Sorge-
rechtsstreit der Eltern angesehen.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 23)

• (b) Das Oberlandesgericht hat auch ansonsten nicht in hinreichend nachvollziehbarer Weise dar-
gelegt, welche eine Trennung von Mutter und Kind rechtfertigende Kindeswohlgefährdung ge-
genwärtig besteht.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 24)

• (b) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die
angenommene Gefährdung von dem Kind abzuwenden, ist der angegriffenen Entscheidung nicht
mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen und liegt auch ansonsten nicht auf der Hand. Insbe-
sondere ist fraglich, ob allein eine stationäre Behandlung geeignet war, die festgestellte Kindes-
wohlgefährdung abzuwenden. Als mildere Mittel wären ambulante therapeutische Maßnahmen
in Erwägung zu ziehen gewesen. So wurde von der Rehabilitationsklinik eine psychotherapeuti-
sche Weiterbehandlung der Tochter der Beschwerdeführerin am Heimatort empfohlen, nicht je-
doch die Unterbringung in einer therapeutischen Wohngruppe. Warum ambulante Maßnahmen
nicht zum Erfolg führen könnten, geht aus den Darlegungen des Gerichts  nicht hinreichend
deutlich hervor. Soweit sich das Gericht auf die Darstellung der amtsgerichtlich für die Gesund-
heitssorge bestellte Ergänzungspflegerin bezieht, eine erfolgreiche Etablierung einer im Sinne
der sachverständigen Feststellungen gebotenen Therapie des Kindes sei bereits auf Grundlage
der Reaktionen der Mutter im Rahmen der Erstkontakte für ausgeschlossen zu halten, fehlt es
an einer gerichtlichen Auseinandersetzung mit dieser Aussage. So ist etwa nicht ersichtlich, wel-
che Maßnahmen die Ergänzungspflegerin zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung eingeleitet
hat, weshalb diese nicht zum Erfolg geführt haben und warum diese auch künftig nicht erfolg -



31

reich sein werden. Das Gericht legt auch nicht näher dar, warum es zur Einschätzung gelangt ist,
die von der Beschwerdeführerin ausgewählte Therapeutin sei für eine Therapie der hier in Rede
stehenden Problematik ganz „offenkundig ungeeignet“.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 36)

• (1) Das Oberlandesgericht geht gestützt auf die ergänzenden Ausführungen der im Verfahren vor
dem Oberlandesgericht tätigen Sachverständigen davon aus, dass die Eltern die zur kindeswohl-
verträglichen Gestaltung einer Rückkehr erforderlichen Erziehungskompetenzen nicht besitzen
und auch nicht mehr innerhalb eines Zeitraums erwerben können, in dem eine Rückführung
noch möglich wäre. Dass dies zutrifft, lässt sich nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 46)

• cc)  Eine die Fremdunterbringung  verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefährdung des Kindes-
wohls ist auch nicht indirekt durch die in den Entscheidungen und durch die Sachverständige
getroffenen Feststellungen belegt. Das Amtsgericht, dem sich das Oberlandesgericht uneinge-
schränkt angeschlossen hat, stützt seine Entscheidung im Wesentlichen auf vier Annahmen. Der
Beschwerdeführer könne derzeit das körperliche, geistige und seelische Wohl der Tochter nicht
sicherstellen; es fehle ihm (noch) an Kernkompetenzen bei der Kindeserziehung (1); es liege
eine erhebliche Bindungsintoleranz gegenüber der Kindesmutter vor (2); aus dem ungeklärten
Aufenthaltsstatus des Beschwerdeführers ergäben sich hier Kindeswohlgefährdungen (3);  die
Einstellung des Beschwerdeführers zum deutschen Rechts- und Wertesystem sei so problema-
tisch, dass er derzeit kein Vorbild für das Kind darstellen könne (4). Keine dieser Annahmen bil-
det eine tragfähige Grundlage für die Feststellung einer nachhaltigen Kindeswohlgefährdung.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 39)

• (bb) Dessen ungeachtet führte ein geringes Maß an elterlicher Feinfühligkeit ohnehin nicht ohne
Weiteres zu einer nachhaltigen, die Trennung rechtfertigenden Gefährdung des Kindeswohls (vgl.
BVerfGK 16, 517 <528 f.>).  Hinweise dafür, dass die beschriebenen Verhaltensweisen die Bezie-
hung oder den Kontakt zwischen der Tochter und dem Beschwerdeführer nachhaltig beeinträch-
tigt haben,  finden sich nicht. Die  nicht näher begründete Aussage der Sachverständigen, weil
der Beschwerdeführer die „feinen Bedürfnisse des Säuglings“ nicht erkenne, sei mit Einschrän-
kungen der kindlichen Entwicklung und mit Defiziten im Vater-Kind-Verhältnis zu rechnen, „die
vorwiegend  in  der  Selbstwirksamkeitserwartung,  der  mangelnden  Bedürfnisbefriedigung  und
dem  erwartungsgemäßen  Resultat  des  daraus  gebildeten  defizitären  Selbstwerts  begründet
sind“, bleibt weit hinter dem zurück, was hier im verfassungsrechtlichen Sinne eine mit ziemli-
cher Sicherheit vorhersehbare erhebliche Schädigung des Kindes begründen könnte.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 46)

• (b) Als nicht tragfähig erweist sich auch die Annahme des Oberlandesgerichts, der Beschwerde-
führer gefährde das körperliche Wohl seiner Tochter, weil er sie mehrfach geschüttelt habe. Zwar
haben die umgangsbegleitenden Mitarbeiterinnen des Jugendamts, der Umgangsbegleiter und
die Sachverständige beobachtet, dass der Beschwerdeführer bei einigen Kontakten im Frühjahr
2013 versucht hat, seine damals noch sehr junge Tochter durch stärkeres Schaukeln und Schu-
ckeln auf dem Arm zu beruhigen. Diese Verhaltensweise wird als wenig feinfühlig und ungeeig-
net beschrieben. Keine der am Umgang beteiligten Fachkräfte hat aber gesundheitliche Schäden
befürchtet. Wollten die Gerichte ihre Annahme einer Kindeswohlgefahr auf ernsthaft gesund-
heitsgefährdendes Verhalten stützen, müssten sie dies konkret benennen.  Vage Andeutungen,
die wie hier eine Gefährdungssituation assoziativ in den Raum stellen („schütteln“), ohne den
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konkreten Sachverhalt zu beschreiben und auf sein tatsächliches Gefährdungspotenzial hin zu
analysieren, genügen demgegenüber nicht.       (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 47)

Widersprüchlichkeiten / Merkwürdigkeiten  

• Auch die Feststellungen des Oberlandesgerichts zum Freizeitverhalten des Kindes lassen nicht
mit hinreichender Sicherheit auf eine nachhaltige Kindeswohlgefährdung schließen. Soweit das
Oberlandesgericht erhebliche Defizite im sozialen Bereich des Kindes daraus ableitet, dass das
Kind nicht von alterstypischen Freundschaften oder gemeinsam mit Gleichaltrigen ausgeübten
Freizeitbeschäftigungen zu berichten vermocht habe, deckt sich dies – ungeachtet der Frage, ob
sich eine Kindeswohlgefährdung des hier verlangten Ausmaßes so überhaupt begründen ließe –
weder mit dem Abschlussbericht der Rehabilitationsklinik  noch mit der schriftlichen Stellung  -  
nahme des Englischlehrers der Tochter, der diese als aufgeschlossene, bemerkenswert motivier-
te Schülerin beschreibt, die eine beste Freundin habe und bei ihren Mitschülern beliebt sei.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 26)

• Auch dem vorliegenden Sachverständigengutachten, auf das das Oberlandesgericht seine Erwä-
gungen maßgeblich stützt, lässt sich keine Feststellung einer aktuellen Kindeswohlgefährdung
im Falle des Verbleibens des Kindes bei der Mutter entnehmen. Wie die Sachverständige zu der
Ansicht gelangt ist, dass die Tochter der Beschwerdeführerin in den vergangenen Jahren starke
Gewichtsverluste erlitten habe, die auf eine Eßstörung der Tochter der Beschwerdeführerin hin-
deuteten und Grund zur Sorge bereiteten, ist nicht nachvollziehbar. Die vorgelegten Arztberichte
lassen einen solch massiven Gewichtsverlust jedenfalls nicht erkennen. In keinem der vorgeleg-
ten Arztberichte wird ein Verdacht auf das Vorliegen einer Eßstörung bei der Tochter der Be-
schwerdeführerin geäußert. Ob die offenbar vom Oberlandesgericht vorgenommene ergänzende
Befragung der Sachverständigen hierüber weitere Erkenntnisse gebracht hat, lässt sich nicht
feststellen, da sich deren Inhalt weder aus der angegriffenen Entscheidung noch aus dem Proto  -  
koll der mündlichen Verhandlung vor dem Oberlandesgericht ergibt.       

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 27)

• Diese insbesondere auf Aussagen der Verfahrensbeiständin und der Sachverständigen gestütz-
ten Einschätzungen stehen in Gegensatz zu den Aussagen des seit März 2012 eingesetzten Um-
gangsbegleiters, der im Anhörungstermin am 14. Mai 2013 dem Oberlandesgericht durchweg po  -  
sitiv berichtete. Den Eltern gelinge es, den Kindern Liebe und emotionale Wärme zu vermitteln;
sie seien in der Interaktion mit ihren Kindern meist freundlich, zugewandt und liebevoll. Es ge-
linge ihnen, ihren Kindern mit Achtung und Respekt zu begegnen und Rituale und Gewohnhei-
ten zu schaffen, die ihren Kindern Struktur, Verlässlichkeit und Kontinuität geben. Sie sorgten
für eine Umgebung, die ihre Kinder anregte. Sie seien in der Lage, angemessene Regeln und
Grenzen zu setzen und für die Sicherheit ihrer Kinder zu sorgen. Entsprechend hatte der Um-
gangsbegleiter bereits im Februar 2013 unbegleitete Umgangskontakte für möglich gehalten, was
das Jugendamt allerdings ablehnte.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 48)

• Mit beidem setzt sich das Gericht nicht auseinander, so dass sich  nicht nachvollziehen lässt,
warum den für die Weiterverfolgung der hier grundsätzlich gebotenen Rückkehroption sprechen-
den positiven Schilderungen der Umgangskontakte neben den negativen Berichten keine Bedeu  -  
tung beigemessen wurde.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 50)

• […] Bereits im November 2010 haben die Beschwerdeführer zudem einen Antrag auf Einleitung
einer sozialpädagogischen Familienhilfe gestellt. Diesen lehnte das Jugendamt mit der Begrün-
dung ab, er sei „gegenstandslos“, weil bereits eine öffentliche Hilfe nach § 33 SGB Vlll in Gestalt
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der Fremdunterbringung der Kinder erbracht werde.  Warum die Behörde gar nicht erst in Be-
tracht gezogen hat, den Eltern zusätzliche Hilfen insbesondere im Hinblick auf die Stärkung ihrer
Erziehungskompetenz zu gewähren, erschließt sich nicht, zumal das Jugendamt einerseits offen-
kundig erhebliche Zweifel an der bestehenden Kompetenz der Eltern hegte und andererseits
von Verfassungs wegen gehalten war, auf eine Rückkehr der Kinder hinzuarbeiten.       

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 53)

• (3) Auch der Aufenthaltsstatus des Beschwerdeführers begründet keine die Trennung rechtferti-
gende Kindeswohlgefahr. Das Amtsgericht, dem sich das Oberlandesgericht vollumfänglich ange-
schlossen hat, leitet aus der (mutmaßlich) ungeklärten Aufenthaltssituation eine Gefahr für das
Kindeswohl ab. Es sei unklar, ob der Beschwerdeführer im gesamten Bundesgebiet wohnen und
ob er arbeiten dürfe, was zu einer ungewissen Situation führe, derentwegen der Beschwerde-
führer seiner Tochter keine festen Strukturen im Alltagsleben gewährleisten könne. Der Aufent-
haltsstatus ist jedoch für sich genommen ohne Bedeutung für die Frage der Erziehungsfähigkeit
(vgl. BVerfGK 14, 347 <353 f.>). Es erschließt sich auch nicht, weshalb die durch eine asylrecht-
lich begründete Residenzpflicht entstehende Sesshaftigkeit oder die durch ein aufenthaltsrecht-
lich bedingtes Arbeitshindernis entstehende ganztägige Verfügbarkeit Eltern daran hindern soll-
ten, feste Strukturen im Alltagsleben mit Kleinkindern zu schaffen. Hinzu kommt, dass der Be-
schwerdeführer bei Wiedererlangung des Sorgerechts für seine deutsche Tochter grundsätzlich
einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG hat. Die
genannten Einschränkungen würden also bei  einer für den Beschwerdeführer positiven Ent-
scheidung der Familiengerichte voraussichtlich entfallen.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 51)

Anforderungen des   Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes  

• (2) Die angegriffenen Entscheidungen lassen zudem eine hinreichende Auseinandersetzung mit
den Anforderungen des  Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vermissen. Das Oberlandesgericht er-
kennt zwar, dass es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Ent-
scheidungen handelt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen.
Gleichwohl verzichtet es auf eine nähere Begründung der Verhältnismäßigkeit der ergriffenen
Maßnahmen. Gerade wegen dieses ungewöhnlichen Charakters der Anordnungen und der damit
für Mutter und Kinder verbundenen Härten hätte es hier jedoch besonders sorgfältiger Erwägun-
gen und Ausführungen zur Erforderlichkeit bedurft.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 28)

• bb) Die Entscheidung des Kammergerichts genügt jedoch nicht den weiteren Anforderungen des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Dafür müssten sich die Entziehung des Sorgerechts und die
damit bezweckte Fremdunterbringung zur Beseitigung der festgestellten Gefahr eignen und es
dürften keine milderen Mittel erkennbar sein, mit denen der Gefahr genauso wirksam begegnet
werden könnte (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>).       (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 27)

• c) Die Entscheidungen genügen zudem nicht den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrund-
satzes. Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die
Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr geeignet und er-
forderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 37)
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• 2.  Die  zulässige  Verfassungsbeschwerde  ist  insoweit  begründet,  weil  die  Entscheidung  des
Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013
die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2
Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres
Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge-
rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>;
107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die-
ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti -
gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.      

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 15)

• cc)  Die Entscheidung des Oberlandesgerichts  genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver  -  
hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines
legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An
die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind
auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl.
BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient
die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass
die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn-
gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange-
messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei
strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht
so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)

• a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder.
Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne
die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>).
Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der
Eingriff unterliegt  strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6
Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen
(bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen
(cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische
Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be-
reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur-
sprungseltern zu sich begehren.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)

• (2)  Diese  strengeren Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes schlagen sich insbe-
sondere in einer erhöhten Verpflichtung der beteiligten Behörden und Gerichte nieder, Maßnah-
men in Betracht zu ziehen, mit denen ein Zueinanderfinden von Kind und Eltern gelingen kann
(vgl. BGH, Beschluss vom 22. Januar 2014 – XII ZB 68/11 –, juris, Rn. 29). Stets ist zu fragen, ob
sich die Kindeswohlgefahren durch eine behutsame, insbesondere zeitlich gestreckte, Rückkehr
reduzieren lassen. Sind die Eltern nicht ohne Weiteres in der Lage, den erzieherischen Heraus-
forderungen gerecht zu werden, vor die sie im Fall der – sei es auch zeitlich gestreckten – Rück-
kehr eines über längere Zeit fremduntergebrachten Kindes gestellt sind, sind sie hierbei in be-
sonderem Maße durch öffentliche Hilfen zu unterstützen (§ 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB). Die Ver-
pflichtung des Staates, die Eltern bei der Rückkehr ihrer Kinder durch öffentliche Hilfen zu un-
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terstützen, kann in einer solchen Konstellation nach Art und Maß über das hinausgehen, was
der Staat üblicherweise zu leisten verpflichtet ist.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)

• b) Gemessen an diesen Grundsätzen ist die angegriffene Entscheidung des Amtsgerichts, durch
die den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen wurden, nicht mit
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vereinbar.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 36)

• b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug
des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die
angegriffene Entscheidung nicht gerecht.

(BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 23)

• Soweit den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entzogen und damit zugleich die Aufrechterhal-
tung der Trennung des Kindes von ihnen gesichert wird, darf dies nur unter strikter Beachtung
des  Grundsatzes  der  Verhältnismäßigkeit  erfolgen (BVerfG  FamRZ 1982,  567,  569;  Senatsbe-
schluss vom 26. September 2007 XII ZB 229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 32). Dieser gebietet, dass
Art und Ausmaß des staatlichen Eingriffs sich nach dem Grund des Versagens der Eltern und da-
nach bestimmen müssen, was im Interesse des Kindes geboten ist (BVerfG FamRZ 1968, 578, 584
und FamRZ 1989, 145, 146). Die anzuordnende Maßnahme muss zur Abwehr der Kindeswohlge-
fährdung effektiv geeignet, erforderlich und auch im engeren Sinne verhältnismäßig sein. Die Er-
forderlichkeit beinhaltet dabei das Gebot, aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeig-
neten Mitteln das mildeste, die geschützte Rechtsposition am wenigsten beeinträchtigende Mit  -  
tel zu wählen  (BVerfG FamRZ 2012, 1127, 1129). Der Staat muss daher vorrangig versuchen,
durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs-
gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl.
BVerfG FamRZ 1968, 578, 584 und FamRZ 1982, 567, 570). Mit § 1666 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung
mit § 1666 a BGB hat der Gesetzgeber eine Regelung geschaffen, die den Grundsatz der Verhält  -  
nismäßigkeit für besonders einschneidende Eingriffe in das Elternrecht, nämlich die Trennung
des Kindes von den Eltern und den Entzug der Personensorge, verdeutlicht (BVerfG FamRZ 1982,
567, 569).       (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 20)

Das Anwenden härterer Mittel (bzw. deren angebliche Erforderlichkeit) muß ebenfalls besonders   
sorgfältig dargelegt werden

• (b) Nicht hinreichend dargelegt ist jedoch, dass die Anordnungen zur Erreichung des verfolgten
Zwecks erforderlich sind. Die Erforderlichkeit beinhaltet das Gebot, aus den zur Erreichung des
Zweckes gleich gut geeigneten Mitteln das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am we  -  
nigsten beeinträchtigende Mittel zu wählen (BVerfGE 100, 313 <375>). In Anbetracht des massiven
Eingriffs in das Elternrecht der Beschwerdeführerin, der nicht offensichtlich schweren Kindes-
wohlgefährdung im Fall des Verbleibens bei der Mutter und der aus Sicht des Kindeswohls nicht
offensichtlich unproblematischen Wirkungen der ergriffenen Maßnahmen hätten sich die Gerich-
te intensiv damit auseinandersetzen müssen, ob mildere Mittel zur Verfügung gestanden hät-
ten, die ebenso geeignet gewesen wären, die Kontakte der Kinder zum Vater zu fördern. An die
Geeignetheit des milderen Mittels sind hier angesichts der genannten Besonderheiten des Falls
keine überzogenen Anforderungen zu stellen.       (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 30)

• (aa) […] Hiermit hat sich das Oberlandesgericht jedoch, insofern folgerichtig, gar nicht befasst.
Erwähnung finden diese alternativen Mittel im Beschluss des Amtsgerichts.  Sie werden jedoch
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auch dort nicht mit der angesichts des erheblichen Grundrechtseingriffs gebotenen Sorgfalt erör-
tert.       (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 31)

• bb) Dass die beiden Kinder bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen
oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet sind, lässt sich aufgrund der Erwägungen beider Ge-
richte nicht mit der gebotenen Sicherheit feststellen.

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 29)

• (aa) Generell ist die Frage, wie weit die Sachverhaltsermittlung im Eilverfahren reichen muss, in
Ansehung der gegen und für eine Eilmaßnahme sprechenden Grundrechte zu beantworten.  Je
schwerer die dem Einzelnen auferlegte Belastung wiegt und je mehr die Maßnahme Unabänder  -  
liches bewirkt,  umso gesicherter muss die Tatsachengrundlage des Grundrechtseingriffs sein
(vgl. BVerfGE 67, 43 <58 f.>; 69, 315 <363 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats
vom 23. Januar 2008 – 1 BvR 2911/07 –, juris, Rn. 25). Andererseits kann umso eher auf ungesi -
cherter  Tatsachengrundlage  entschieden  werden,  je  schwerer  das  zu  schützende  Rechtsgut
wiegt und je eilbedürftiger die Entscheidung ist.

(BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 21)

• Weil bereits der vorläufige Entzug des Sorgerechts einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte
der Eltern und des Kindes darstellt und weil schon die vorläufige Herausnahme des Kindes aus
der Familie Tatsachen schaffen kann, welche später nicht ohne Weiteres rückgängig zu machen
sind, sind grundsätzlich auch bei einer Sorgerechtsentziehung im Eilverfahren hohe Anforderun  -  
gen an die Sachverhaltsermittlung zu stellen. Sie sind umso höher, je geringer der möglicherwei-
se eintretende Schaden des Kindes wiegt und in je größerer zeitlicher Ferne der zu erwartende
Schadenseintritt liegt. So fehlt es regelmäßig an der gebotenen Dringlichkeit einer Maßnahme,
wenn sich die drohenden Beeinträchtigungen erst über längere Zeiträume entwickeln und sich
die Gefährdungslage im Zeitpunkt der Entscheidung noch nicht derart verdichtet hat, dass ein
sofortiges Einschreiten geboten wäre.       (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 23)

• bb)  Die angegriffenen Entscheidungen verfehlen die verfassungsrechtlichen Anforderungen an
die Gefahrenfeststellung auch deshalb, weil sie zwar auf mögliche Defizite bei der Erziehungsfä-
higkeit des Beschwerdeführers eingehen, ohne dass sich daraus aber ergibt, von welcher Art,
Schwere und Wahrscheinlichkeit die befürchteten Beeinträchtigungen des Kindes sind und wes-
halb diese Gefahren so gravierend sind, dass sie eine Fremdunterbringung legitimieren. Für die
Fachgerichte ergibt sich aus Art. 6 Abs. 2 und 3 GG das Gebot, die dem Kind drohenden Schäden
ihrer Art, Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit nach konkret zu benennen und sie vor dem
Hintergrund des grundrechtlichen Schutzes vor der Trennung des Kindes von seinen Eltern zu
bewerten. Die Fachgerichte werden dem regelmäßig nicht gerecht, wenn sie ihren Blick nur auf
die Verhaltensweisen der Eltern lenken,  ohne die sich daraus ergebenden schwerwiegenden
Konsequenzen für die Kinder darzulegen (vgl. nur BVerfG, Beschlüsse der 1. Kammer des Ersten
Senats vom 14. Juni 2014 – 1 BvR 725/14 –, juris, Rn. 24, 26 f.; vom 22. Mai 2014 – 1 BvR 3190/13
–, juris, Rn. 23, 26 f.; vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris, Rn. 26 f.; vom 24. März 2014 – 1
BvR 160/14 –, juris, Rn. 31 f.; BVerfGK 19, 295 <301>).

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 37)

• Das Aufbrechen der hier engen und beiderseits positiv wahrgenommenen Mutter-Kind-Bezie-
hung belastet das Kind zweifellos. Darum hätte das Oberlandesgericht besonders sorgfältig prü  -  
fen müssen, ob die getroffenen Maßnahmen geeignet sind, den gewünschten Erfolg zu erzielen,
zumal zweifelhaft ist, ob die enge Mutter-Kind-Beziehung hier tatsächlich krankhaft symbioti-
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scher Art ist und ihrem Aufbrechen tatsächlich der vom Gericht unterstellte positive Kindeswohl-
effekt zukommt. Im Fall des bloßen „psychosozialen Zusammenrückens“ von Mutter und Kind
mit dem Ziel der Ausgrenzung des umgangsberechtigten Vaters bei im Übrigen normaler Betreu-
ung und Erziehung des Kindes kann der Schaden für das Kind infolge einer Zwangsmaßnahme
deutlich größer sein als bei Unterlassen einer Intervention (vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd.
IV, 2009, § 1666 Rn. 148 m.w.N).       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 32)

• (3) Zur Angemessenheit der Trennung von Mutter und Tochter hat das Oberlandesgericht keine
Feststellungen getroffen. Dass die Grundrechtsbelastung durch die Unterbringung der Tochter in
einer therapeutischen Wohngruppe gegen den Willen von Mutter und Kind in einem angemesse  -  
nen Verhältnis zum Nutzen der Maßnahme steht, kann aufgrund der hier ersichtlichen Umstän-
de nicht angenommen werden. Auf der einen Seite ist die unfreiwillige Trennung ein besonders
schwerer Eingriff in die Grundrechte von Mutter und Kind (bb)(1)). Dass auf der anderen Seite
das Kindeswohl gegenwärtig bei einem Verbleib im Haushalt der Mutter besonders schwerwie-
genden  Gefahren  ausgesetzt  wäre,  erscheint  nach  den  Darlegungen  des  Oberlandesgerichts
selbst dann eher ungewiss, wenn man mit dem Gericht von einer symbiotischen Mutter-Kind-
Beziehung ausginge. Zwar hatte die Tochter im zeitlichen Zusammenhang mit den Umgangsaus-
einandersetzungen der Eltern Suizidgedanken geäußert und es waren Probleme beim regelmäßi-
gen Schulbesuch aufgetreten, was zur stationären Aufnahme in ein Kinder- und Jugendkranken-
haus geführt hatte. Die dort erstellte Diagnose einer mittelgradigen bis schweren depressiven
Episode und einer sozialen Phobie lag jedoch im Entscheidungszeitpunkt bereits mehr als zwei
Jahre zurück.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)

• Dessen ungeachtet begründete selbst eine negativ-manipulative Beeinflussung der Kinder gegen
den anderen Elternteil, die zum völligen Kontaktabbruch führte,  nicht ohne Weiteres eine die
Fremdunterbringung  rechtfertigende  Kindeswohlgefahr.  Eine  Fremdunterbringung  könnte  nur
dann auf eine fehlende Bindungstoleranz gestützt werden, wenn deshalb besonders gravierende
Entwicklungseinbußen eingetreten oder zu erwarten wären,  die die nachteiligen Folgen einer
Trennung des Kindes von beiden Eltern überwögen (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; Beschluss der 1.
Kammer des Ersten Senats vom 22. September 2014 – 1 BvR 2108/14 – (noch nicht veröffent -
licht); vgl. auch BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ 2012, S. 99 <102
f.>).  Dass die kritische Haltung des Beschwerdeführers gegenüber den erzieherischen Möglich-
keiten der Mutter hier solche Folgen haben könnte, ist nicht ersichtlich.

(BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 50)

• Hierbei ist zu beachten, dass die vom Amtsgericht angeordnete Entziehung des Aufenthaltsbe-
stimmungsrechts mit einer Heimunterbringung des Kindes verbunden ist, was spätestens in der
Beschwerdeinstanz auch offensichtlich geworden ist.  Die unbefristete Heimunterbringung stellt
aber als eine Maßnahme, die mit der Herausnahme des Kindes aus der Obhut eines Elternteils
verbunden ist, einen besonders schwerwiegenden Eingriff dar, der insbesondere im Hinblick auf
das Kindeswohl einer eingehenden Aufklärung und Absicherung bedurft hätte (vgl. BVerfG Fam-
RZ 2010, 713). Daran fehlt es im vorliegenden Fall.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 38)

• Weder das Amtsgericht noch das Oberlandesgericht hat sich damit auseinandergesetzt, welche
mittelfristige Perspektive mit der Heimunterbringung des Kindes verbunden ist. Ein Wechsel des
Kindes in die Obhut des Vaters ist von den Vorinstanzen nicht in Betracht gezogen worden. Viel-
mehr soll die Mutter nach Auffassung der Vorinstanzen trotz ihrer nur eingeschränkten Erzie-
hungseignung offenbar die Hauptbezugsperson des Kindes bleiben. Ihr sind dementsprechend
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die übrigen Sorgerechtsbefugnisse belassen worden. Es hätte demnach der Begründung bedurft,
welche mittelfristige Perspektive für das Kind im Fall der Heimunterbringung bestehen soll (vgl.
etwa §§ 27, 36 SGB VIII). Ein dauerhafter Verbleib des Kindes im Heim ließe sich nur rechtferti -
gen, wenn beide Elternteile auf Dauer erziehungsungeeignet wären und eine Abwägung der Vor-
und Nachteile die dauerhafte Heimunterbringung als die für das Kindeswohl bessere Alternative
erscheinen ließe.       (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 39)

Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der   
Verhältnismäßigkeit erfolgen

• a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder.
Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne
die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>).
Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Sie ist
nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu
schützen (s.u., b)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit erfolgen (s.u., c)). Diesen Anforderungen werden die mit der Verfassungsbeschwerde ange-
griffenen Entscheidungen nicht gerecht.       (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 25)

• Dies lässt sich hier nicht feststellen. Weder das Oberlandesgericht noch das Amtsgericht haben
die Folgen der plötzlichen Herausnahme der Kinder aus ihrer gewohnten Umgebung sowie der
Trennung von ihrer Mutter und der Unterbringung in einer Pflegefamilie ins Verhältnis zu den
negativen Folgen eines weiteren Verbleibens der Kinder bei der Mutter gesetzt.      

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 39)

• (a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich
gut geeigneten Mitteln  das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein  -  
trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder
von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her-
stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern
gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über-
einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB
Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,
nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil-
fen, begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)

• cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund  -  
satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>).
Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes-
wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson-
dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder
von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung
oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte-
te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>).  In Übereinstim-
mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß-
nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist,  nur
dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen,
begegnet werden kann.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)
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• An die VerhäItnismäßigkeit der Aufrechterhaltung der Trennung sind besonders strenge Anforde  -  
rungen zu stellen, wenn die Voraussetzungen des § 1666 Abs. I Satz I BGB bei der Wegnahme
des Kindes nicht vorlagen (vgl.  BVerfGE 68, 176 <189>). Strengere Anforderungen gelten auch
dann, wenn die ursprünglich durch § 1666 BGB begründete Trennung des Kindes von seinen El-
tern nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge, sondern auf einem unver-
schuldeten Elternversagen beruhte (vgl. BGH, Beschluss vom 22. Januar 2014 – XII ZB 68/11 –, ju-
ris,  Rn.  22).  Die  Anforderungen  des  Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes  verschärfen  sich auch
dann, wenn die Eltern (mittlerweile) grundsätzlich als erziehungsgeeignet anzusehen sind und
den Kindern in deren Haushalt für sich genommen keine nachhaltige Gefahr droht, sondern die
Kindeswohlgefährdung gerade aus den spezifischen Belastungen einer Rückführung resultiert.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 34)

• aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind hohe Anforderungen zu stellen, weil die
Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunterbringung nicht
auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern allenfalls auf ei-
nem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger andauernden Er-
krankung der Mutter nach der Geburt.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)

• bb) Ob den Kindern im Zeitpunkt der Entscheidung des Amtsgerichts bei einer Rückführung zu
ihren Eltern eine die Aufrechterhaltung der Trennung verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefahr
gedroht hatte, kann dahinstehen. Die Sorgerechtsentziehung war jedenfalls unverhältnismäßig.
Es ist nicht erkennbar, dass das Amtsgericht im verfassungsrechtlich gebotenen Maße Möglich-
keiten erwogen hat, mit denen die behutsame Rückführung der Kinder erreicht werden könnte.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 38)

• Im September 2011 hat schließlich auch das Amtsgericht eine Rückkehr nicht weiter verfolgt,
sondern hat den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen. Dass so
der frühe Ausschluss der Rückkehroption seitens des Jugendamts auch gerichtlich nachvollzo-
gen und durch den Sorgerechtsentzug rechtlich verstärkt  wurde,  wird dem Elterngrundrecht
nicht gerecht. Die gerichtliche Billigung der raschen Aufgabe der Rückkehroption ist insbesonde-
re vor dem Hintergrund unverständlich, dass der Sachverständige in seiner mündlichen Anhö-
rung am 3. Mai 2011 ausgeführt hatte, dass eine Rückführung über einen langen Zeitraum vor-
bereitet werden müsste und zunächst intensive Kontakte, etwa über das Wochenende herge-
stellt werden müssten; das Ganze müsse sich wohl bis zu einem Jahr hinstrecken. Dass die kin-
deswohlverträgliche Rückführung gleichwohl bereits im September 2011 endgültig unmöglich er-
scheinen musste, lässt die Entscheidung nicht erkennen und drängt sich auch ansonsten nicht
auf. Die vom Amtsgericht bemängelten Defizite der Eltern hätten unter Verhältnismäßigkeitsge  -  
sichtspunkten gegebenenfalls zu einer Intensivierung der Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB
VIII führen müssen, hätten aber nicht die Aufgabe der Rückführungspläne gerechtfertigt. Wenn
etwa die zum damaligen Zeitpunkt wohl bestehende Sprachbarriere im konkreten Fall tatsäch-
lich die vom Gericht beschriebenen Probleme aufgeworfen hätte, wäre an eine Förderung der
Sprachkompetenz sowohl der Mutter als auch der Kinder zu denken gewesen.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 41)

• aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind besonders hohe Anforderungen zu stel-
len. Dies folgt zum einen – wie schon im Hinblick auf die Entscheidung des Amtsgerichts – dar-
aus, dass die Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunter-
bringung nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern al-
lenfalls auf einem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger an-
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dauernden Erkrankung der Mutter durch die Geburt. Zum anderen ergeben sich strenge Anforde  -  
rungen daraus, dass das Oberlandesgericht die Gefährdung des Kindeswohls gerade darin sieht,
dass die Kinder zu ihren leiblichen Eltern zurückgeführt werden sollen, eine von der Rückfüh-
rung unabhängige Kindeswohlgefährdung durch das Erziehungsverhalten der Eltern hingegen
nicht explizit feststellt.       (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 43)

• cc) Angesichts der spezifischen Umstände der Fremdunterbringung der Kinder und des konkre-
ten behördlichen und gerichtlichen Verfahrensverlaufs hätte aber auch das Oberlandesgericht
nach der hier ersichtlichen Sachlage unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten die Möglichkeit
einer baldigen Rückkehr der Kinder zu ihren Eltern nicht ausschließen dürfen, sondern hätte zur
Sicherung des Kindeswohls mildere Maßnahmen als den Sorgerechtsentzug in Betracht ziehen
müssen. Dass eine kindeswohlverträgliche Rückkehr endgültig unmöglich war, lässt sich der Ent-
scheidung nicht mit hinreichender Sicherheit entnehmen (1). Das Gericht hätte dabei weitere
Maßnahmen öffentlicher Hilfen erwägen müssen (2).

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 45)

• Als mildere Mittel kommen hier Maßnahmen in Betracht, die die Rückführung der Kinder in die
Obhut der Beschwerdeführer mit staatlicher Hilfe noch ermöglichen könnten. Zwar haben die
Beschwerdeführer seit der Geburt der Kinder öffentliche Hilfen erhalten, die in erster Linie in der
Fremdunterbringung der Kinder bestanden. Darin erschöpft sich die staatliche Verpflichtung, die
Rückkehr der Kinder zu ihren Eltern zu unterstützen, jedoch nicht. Aufgrund der Vorgeschichte
waren hier Leistungen in Betracht zu ziehen, die nach Art und Umfang über das hinausgehen
können, was der Staat üblicherweise zu leisten verpflichtet ist.

(BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 52)

• (3) Zur Angemessenheit der Trennung von Mutter und Tochter hat das Oberlandesgericht keine
Feststellungen getroffen. Dass die Grundrechtsbelastung durch die Unterbringung der Tochter in
einer therapeutischen Wohngruppe gegen den Willen von Mutter und Kind in einem angemesse  -  
nen Verhältnis zum Nutzen der Maßnahme steht, kann aufgrund der hier ersichtlichen Umstän-
de nicht angenommen werden. Auf der einen Seite ist die unfreiwillige Trennung ein besonders
schwerer Eingriff in die Grundrechte von Mutter und Kind (bb)(1)). Dass auf der anderen Seite
das Kindeswohl gegenwärtig bei einem Verbleib im Haushalt der Mutter besonders schwerwie-
genden  Gefahren  ausgesetzt  wäre,  erscheint  nach  den  Darlegungen  des  Oberlandesgerichts
selbst dann eher ungewiss, wenn man mit dem Gericht von einer symbiotischen Mutter-Kind-
Beziehung ausginge. Zwar hatte die Tochter im zeitlichen Zusammenhang mit den Umgangsaus-
einandersetzungen der Eltern Suizidgedanken geäußert und es waren Probleme beim regelmäßi-
gen Schulbesuch aufgetreten, was zur stationären Aufnahme in ein Kinder- und Jugendkranken-
haus geführt hatte. Die dort erstellte Diagnose einer mittelgradigen bis schweren depressiven
Episode und einer sozialen Phobie lag jedoch im Entscheidungszeitpunkt bereits mehr als zwei
Jahre zurück.       (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)

• Ohne weitere Feststellungen verbleibt indessen als Rechtfertigung der Maßnahme – das Fehlen
milderer Mittel hier unterstellt – lediglich die effiziente Durchsetzung der Umgangskontakte zwi-
schen Vater und Kind sowie die – weitgehende – Vermeidung von Beeinflussungen des Kindes
durch die Mutter. Ob eine Sorgerechtsentziehung zu diesen Zwecken überhaupt eine geeignete
Maßnahme darstellen kann, ist in Frage gestellt worden (Staudinger/Coester BGB [2009] § 1666
Rn. 146 f.; Salgo Perspektiven des Familienrechts FS Schwab S. 891 ff.). Ob dem gefolgt werden
kann, kann allerdings offenbleiben. Denn diese Frage ist vom Familiengericht nicht grundsätzlich
zu entscheiden. Ihre Beantwortung liegt vielmehr vornehmlich auf dem Fachgebiet der (Famili-
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en-)Psychologie. Das Familiengericht bedarf daher zur hinreichenden Aufklärung des Sachver-
halts der Beratung durch einen geeigneten Sachverständigen. Erst auf dieser Grundlage kann
eine Beurteilung des Kindeswohls und der in diesem Rahmen vor allem zu berücksichtigenden
Bindungen des Kindes sowie der Erziehungsfähigkeit seiner Eltern stattfinden. Allein zum Zweck
der effizienten Durchsetzung von Umgangskontakten darf eine Entziehung des Aufenthaltsbe-
stimmungsrechts mit dem Ziel der Heimunterbringung jedenfalls nicht angeordnet werden.

(BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 42)

Folgen der Fremdunterbringung dürfen nicht gravierender sein als die Folgen eines weiteren Ver  -  
bleibens bei den Eltern

• Das Oberlandesgericht hat keine Feststellungen dazu getroffen, dass die Folgen der Fremdunter-
bringung für die Kinder nicht gravierender sein dürfen als die Folgen eines weiteren Verbleibens
bei der Mutter. So lässt die Entscheidung des Oberlandesgerichts eine nähere Auseinanderset-
zung mit dem Umstand vermissen, dass die Kinder im Wege der getroffenen Anordnungen in
eine ihnen fremde Umgebung verbracht werden und ihnen die bisherige Bezugsperson genom-
men wird, wobei die Situation aus Kindessicht dadurch verschärft wird, dass vorläufig auch der
Vater nicht als Betreuungsperson in Betracht kommt und die Kinder für einige Zeit in einer Pfle -
gestelle unterzubringen sind. Unzureichend sind auch die Darlegungen zu möglichen nachteili  -  
gen Folgen hinsichtlich der überraschenden Herausnahme der Kinder aus der Obhut der Mutter.

(BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 26)

• aa) Es lässt sich nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen, dass die Trennung der Kinder von
der Mutter geeignet ist, die von den Gerichten angenommenen Gefahren zu beseitigen oder ab-
zumildern. Zwar wäre die Trennung grundsätzlich geeignet, die nach Ansicht der Gerichte bei
der Mutter für die Kinder bestehenden Gefahren zu beseitigen. Allerdings ruft die Trennung des
Kindes von den Eltern regelmäßig eigenständige Belastungen des Kindes hervor, weil das Kind
unter der Trennung selbst dann leiden kann, wenn sein Wohl bei den Eltern nicht gesichert war.
Eine Maßnahme kann nicht ohne Weiteres als zur Wahrung des Kindeswohls geeignet gelten,
wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann. Solche negativen Folgen
einer Trennung des Kindes von den Eltern und einer Fremdunterbringung sind zu berücksichti-
gen  (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>) und müssten durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr
aufgewogen werden, so dass sich die Situation des Kindes in der Gesamtbetrachtung verbessern
würde (vgl. BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ  2012, S. 99 <102>).

(BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 38)

• (b) Eine Trennung kann zudem nicht ohne Weiteres als aus Gründen des Kindeswohls geboten
gelten, wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann. Die negativen Fol  -  
gen einer Trennung des Kindes von den Eltern und einer Fremdunterbringung sind zu berück  -  
sichtigen (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom
24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 38) und müssen durch die hinreichend gewisse Aus-
sicht auf Beseitigung der festgestellten Gefahr aufgewogen werden, so dass sich die Situation
des Kindes in der Gesamtbetrachtung verbesserte (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Er-
sten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 38; BGH, Beschluss vom 26. Oktober
2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ  2012, S. 99 <102>). Nehmen Kind und Elternteil das Eltern-Kind-
Verhältnis positiv wahr, ist die drohende psychosoziale Schädigung des Kindes im Falle der Tren  -  
nung sehr groß, so dass nur schwerstwiegende Gefahren bei Verbleib des Kindes einen Eingriff
rechtfertigen können (vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd. IV, 2009, § 1666 Rn. 217 m.w.N.).

(BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 31)
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	a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern­recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent­lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge­fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe­schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.
	a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der Eingriff unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen (bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be­reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur­sprungseltern zu sich begehren. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)
	(a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeigneten Mitteln das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein­trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her­stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über­einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil­fen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)
	cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund­satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes­wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson­dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte­te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstim­mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß­nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)
	Der strenge Kontrollmaßstab (den das BVerfG anlegt)

	Die Ausführungen lassen nicht hinreichend deutlich erkennen, dass die Gerichte die hohen ver­fassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Trennung eines Kindes von seinem Elternteil gegen dessen Willen (§ 1666 Abs. 1 BGB) sowie für die Abänderung einer bereits bestehenden Sorge­rechtsregelung (§ 1696 BGB) berücksichtigt haben, die in § 1666 Abs. 1, § 1666a, § 1696 BGB ihren einfachrechtlichen Ausdruck gefunden haben. Das Oberlandesgericht erkennt zwar, dass es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Entscheidungen han­delt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen. Das Oberlandes­gericht zieht daraus jedoch ebenso wenig wie das Amtsgericht die verfassungsrechtlich gebote­ne Konsequenz einer besonders sorgfältigen Darlegung der Erfordernisse des Kindeswohls einer­seits und der Notwendigkeit der ergriffenen Maßnahmen andererseits.
	b) Der Eingriff ist verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt, weil er unverhältnismäßig ist.
	Der Sorgerechtsentzug war hier jedoch nicht geeignet, die damit bezweckte Fremdunterbringung zu erreichen. Das Amtsgericht ging selbst davon aus, „dass derzeit noch keine geeignete Ein­richtung zur Verfügung steht“. Durch den Sorgerechtsentzug sollte vielmehr gewährleistet wer­den, „dass die für [das Kind] dringend erforderliche Hilfe zeitnah und zuverlässig umgesetzt werden kann, sobald eine geeignete Einrichtung gefunden worden ist“. Dies genügt den verfas­sungsrechtlichen Anforderungen an eine Entziehung des Sorgerechts nicht.
	Dabei kommt ein strenger Kontrollmaßstab zur Anwendung. […] Dem Bundesverfassungsgericht obliegt lediglich die Kontrolle, ob die angegriffene Entscheidung Auslegungsfehler erkennen lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung eines Grundrechts oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>; stRspr). Bei ge­richtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Gewichts der Beein­trächtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grundsätzlichen Prüfungs­umfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor allem prüft das Bundes­verfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise angenommen hat, es be­stehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur durch die Trennung des Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnahmen abwendbar. Dabei kann sich die verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen Eingriffsgewichts aus­nahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>; 75, 201 <222>) sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts erstrecken.
	aa) Dem liegt ein strenger verfassungsgerichtlicher Kontrollmaßstab zugrunde. […] Dem Bundes­verfassungsgericht obliegt lediglich die Kontrolle, ob die angegriffene Entscheidung Auslegungs­fehler erkennen lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung ei­nes Grundrechts oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>; stRspr). Bei gerichtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Ge­wichts der Beeinträchtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grund­sätzlichen Prüfungsumfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor al­lem prüft das Bundesverfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise an­genommen hat, es bestehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur durch die Trennung des Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnah­men abwendbar. Dabei kann sich die verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen Eingriffsgewichts ausnahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>; 75, 201 <222>) sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts erstrecken. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 19)
	aa) Es kommt ein strenger Kontrollmaßstab zur Anwendung. […] Dem Bundesverfassungsgericht obliegt lediglich die Kontrolle, ob die angegriffene Entscheidung Auslegungsfehler erkennen lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von der Bedeutung eines Grundrechts oder vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen (vgl. BVerfGE 72, 122 <138>; stRspr). Bei ge­richtlichen Entscheidungen, die Eltern zum Zweck der Trennung des Kindes von den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entziehen, besteht hingegen wegen des sachlichen Gewichts der Beein­trächtigung der Grundrechte von Eltern und Kindern Anlass, über den grundsätzlichen Prüfungs­umfang hinauszugehen (vgl. BVerfGE 55, 171 <181>; 75, 201 <221 f.>). Vor allem prüft das Bundes­verfassungsgericht, ob das Familiengericht in nachvollziehbarer Weise angenommen hat, es be­stehe eine nachhaltige Gefährdung des Kindeswohls und diese sei nur durch die Trennung des Kindes von den Eltern, nicht aber durch weniger eingreifende Maßnahmen abwendbar. Dabei kann sich die verfassungsgerichtliche Kontrolle wegen des besonderen Eingriffsgewichts aus­nahmsweise auch auf einzelne Auslegungsfehler (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>; 75, 201 <222>) sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts erstrecken (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 26; Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn. 25). (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 29)
	a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne die die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern gegen deren Willen stellt den stärksten Ein­griff in das Elterngrundrecht dar. Art. 6 Abs. 3 GG erlaubt diesen Eingriff nur unter strengen Vor­aussetzungen. (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 22)
	Ob diese Voraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind, unterliegt einer strengen verfassungsgericht­lichen Überprüfung, die sich wegen des besonderen Eingriffsgewichts auch auf einzelne Ausle­gungsfehler sowie auf deutliche Fehler bei der Feststellung und Würdigung des Sachverhalts er­strecken kann (vgl. BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 24. Juni 2014 – 1 BvR 2926/13 –, ju­ris, Rn. 28). (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 24)
	b) Die Annahme, hier liege eine die Trennung der Kinder von der Mutter rechtfertigende Kindes­wohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 27)
	bb) Die Annahme des Oberlandesgerichts, hier liege eine die Trennung des Kindes von der Mut­ter rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 20)
	Das Amtsgericht selbst gelangt folgerichtig, jedoch verfassungsrechtlich nicht ausreichend ledig­lich zu der Einschätzung, dass für die betroffenen Kinder eine „latente“ Gefahrensituation im Haushalt der Mutter bestehe. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 35)
	(1) Der Staat muss darum, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs­gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anfor­derungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf an­dere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann.
	(2) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die festgestellte Gefährdung von den Kindern abzuwenden, lässt sich hier nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Als mildere Mittel kommen Maßnahmen in Betracht, die einen Verbleib der Kinder bei der Beschwerdeführerin mit staatlicher Hilfe ermöglichen könnten. Zu Recht ha­ben darum beide Gerichte die Frage weiterer Hilfemaßnahmen aufgeworfen. Beide Gerichte ha­ben indessen verneint, dass die von ihnen angenommene Kindeswohlgefährdung durch weitere Hilfemaßnahmen abgewendet werden könnte und haben solchen Maßnahmen damit im konkre­ten Fall die Eignung zur Zweckerreichung abgesprochen. Insoweit halten weder die Ausführun­gen des Oberlandesgerichts noch die des Amtsgerichts der hier notwendig strengen verfas­sungsrechtlichen Prüfung stand. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 42)
	(cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju­gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an­gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.
	2. Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist insoweit begründet, weil die Entscheidung des Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013 die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge­rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die­ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti­gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.
	a) Den Entscheidungen ist nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen, dass eine die Tren­nung des Kindes von den Eltern rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vorliegt. An die Annah­me einer solchen Kindeswohlgefährdung sind von Verfassungs wegen strenge Anforderungen zu stellen (aa). Dem genügen die zweite Entscheidung des Amtsgerichts (bb) und die Entscheidung des Oberlandesgerichts (cc) nicht. Dass eine die Trennung rechtfertigende Gefahr des Kindes­wohls besteht, liegt angesichts der fachgerichtlichen Feststellungen auch nicht so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen der Gerichte ausnahmsweise erübrigen könnten (dd).
	aa) Der verfassungsgerichtlichen Überprüfung eines Sorgerechtsentzugs liegen besondere Maß­stäbe zugrunde. Die Annahme einer – die Trennung des Kindes von den Eltern allein rechtferti­genden – Kindeswohlgefährdung unterliegt strengen Voraussetzungen (1). Damit verbunden sind hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung, die grundsätzlich auch im fachgerichtlichen Eilverfahren gelten (2). Gerichtliche Entscheidungen über eine die Trennung des Kindes von den Eltern vorbereitende Sorgerechtsentziehung unterliegen intensiver Überprüfung durch das Bun­desverfassungsgericht (3). (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 17)
	(1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist die Sorgerechtsentziehung verfassungsrechtlich nur bei einer Gefährdung des Kindeswohls zu rechtfertigen, an deren An­nahme strenge Anforderungen zu stellen sind. […]
	(b) Steht wie hier eine Entscheidung im Eilverfahren in Rede, bleiben die praktisch verfügbaren Aufklärungsmöglichkeiten angesichts der spezifischen Eilbedürftigkeit dieser Verfahren aller­dings regelmäßig hinter den im Hauptsacheverfahren bestehenden Möglichkeiten zurück. Eine Sorgerechtsentziehung aufgrund summarischer Prüfung im Wege der einstweiligen Anordnung ist damit zwar nicht ausgeschlossen. Sie unterliegt jedoch besonderen verfassungsrechtlichen Anforderungen. (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 20)
	a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern­recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent­lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge­fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe­schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.
	1. Die Beschwerdeführer werden durch die angegriffenen Entscheidungen in ihrem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Aus dem Elterngrundrecht ergeben sich in der hier zu beur­teilenden Konstellation besonders hohe Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Trennung (a). Diesen genügen die Entscheidungen des Amtsgerichts (b) und des Oberlandesgerichts (c) nicht. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 27)
	a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der Eingriff unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen (bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be­reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur­sprungseltern zu sich begehren. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)
	(a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeigneten Mitteln das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein­trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her­stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über­einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil­fen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)
	cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund­satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes­wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson­dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte­te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstim­mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß­nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)
	Bei dieser Sachlage steht die Grundrechtsbelastung von Mutter und Kind durch eine unfreiwillige Trennung auch dann außer Verhältnis zu den Vorteilen der Fremdunterbringung, wenn dem Ge­richt in der Annahme gefolgt wird, dass die Unterbringung der Tochter in der Wohngruppe ihrem seelischen Wohl dient, und dass andere therapeutische Maßnahmen geringere positive Effekte hätten. Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern bleibt Ultima Ratio und darf von Verfas­sungs wegen nur im äußersten Fall erfolgen, der sich hier nicht feststellen lässt. Hingegen ist der Staat durch Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG grundsätzlich weder ermächtigt noch verpflichtet, zu er­zwingen, dass Eltern ihrem Kind die optimale Therapie zukommen lassen; dies gilt jedenfalls dann, wenn die aus Gerichtssicht optimale Therapie nur mittels einer unfreiwilligen Trennung von Eltern und Kind durchgeführt werden könnte.
	aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind besonders hohe Anforderungen zu stel­len. Dies folgt zum einen – wie schon im Hinblick auf die Entscheidung des Amtsgerichts – dar­aus, dass die Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunter­bringung nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern al­lenfalls auf einem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger an­dauernden Erkrankung der Mutter durch die Geburt. Zum anderen ergeben sich strenge Anforde­rungen daraus, dass das Oberlandesgericht die Gefährdung des Kindeswohls gerade darin sieht, dass die Kinder zu ihren leiblichen Eltern zurückgeführt werden sollen, eine von der Rückfüh­rung unabhängige Kindeswohlgefährdung durch das Erziehungsverhalten der Eltern hingegen nicht explizit feststellt. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 43)
	[…] Bereits im November 2010 haben die Beschwerdeführer zudem einen Antrag auf Einleitung einer sozialpädagogischen Familienhilfe gestellt. Diesen lehnte das Jugendamt mit der Begrün­dung ab, er sei „gegenstandslos“, weil bereits eine öffentliche Hilfe nach § 33 SGB Vlll in Gestalt der Fremdunterbringung der Kinder erbracht werde. Warum die Behörde gar nicht erst in Be­tracht gezogen hat, den Eltern zusätzliche Hilfen insbesondere im Hinblick auf die Stärkung ihrer Erziehungskompetenz zu gewähren, erschließt sich nicht, zumal das Jugendamt einerseits offen­kundig erhebliche Zweifel an der bestehenden Kompetenz der Eltern hegte und andererseits von Verfassungs wegen gehalten war, auf eine Rückkehr der Kinder hinzuarbeiten.
	c) Diesen Maßstäben wird die angefochtene Entscheidung nicht gerecht. Zum einen hat das Oberlandesgericht nicht erschöpfend begründet, dass mildere Maßnahmen nicht möglich sind. Zum anderen mangelt es an einer hinreichenden Aufklärung einer Eignung der teilweisen Sorge­rechtsentziehung in der von den Vorinstanzen angeordneten Form.
	bb) Auch im Hinblick auf die Eignung der teilweisen Entziehung des Sorgerechts der Mutter fehlt es an einer hinreichenden Aufklärung durch die Vorinstanzen.
	Bei der Auslegung und Anwendung des § 1666 BGB ist der besondere Schutz zu beachten, unter dem die Familie nach Art. 6 Abs. 1 und Abs. 2 GG steht. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den El­tern das Recht auf Pflege und Erziehung. Die Erziehung des Kindes ist damit primär in die Ver­antwortung der Eltern gelegt, wobei dieses „natürliche Recht“ den Eltern nicht vom Staat verlie­hen worden ist, sondern von diesem als vorgegebenes Recht anerkannt wird. Die Eltern können grundsätzlich frei von staatlichen Einflüssen und Eingriffen nach eigenen Vorstellungen darüber entscheiden, wie sie die Pflege und Erziehung ihrer Kinder gestalten und damit ihrer Elternver­antwortung gerecht werden wollen. In der Beziehung zum Kind muss aber das Kindeswohl die oberste Richtschnur der elterlichen Pflege und Erziehung sein (BVerfG FamRZ 1982, 567, 569 und FamRZ 1989, 145, 146). (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 19)
	Eine Rückkehr zu den leiblichen Eltern muß auch nach längerer Fremdunterbringung grundsätzlich möglich bleiben

	Auch wenn allgemein davon auszugehen ist, dass mit der Herausnahme aus der gewohnten Umgebung ein Zukunftsrisiko für ein Kind verbunden sein kann, darf dies nicht dazu führen, dass die Zusammenführung von Kind und Eltern grundsätzlich ausgeschlossen ist, wenn das Kind seine „sozialen Eltern“ gefunden hat. Aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgt, dass ein Pflegever­hältnis nicht in der Weise verfestigt werden darf, dass die leiblichen Eltern mit der Wegnahme in nahezu jedem Fall den dauernden Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie befürchten müssen. Schon die Wendung in § 1632 Abs. 4 BGB „wenn und solange“ fordert flexible Lösungen, die im Wege eines gleitenden Übergangs auf ein Zueinanderfinden von Kind und leiblichen Eltern nach einer Umstellungsphase gerichtet sind (BVerfG FamRZ 1985, 39, 42 und FamRZ 1987, 786, 789). Hierbei ist auch in den Blick zu nehmen, ob die ursprüngliche Trennung des Kindes von seinen leiblichen Eltern auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge oder einem unver­schuldeten Versagen der Eltern beruhte. Gerade wenn die Voraussetzungen des § 1666 Abs. 1 Satz 1 BGB bei der Wegnahme des Kindes nicht vorlagen, wird verstärkt nach Möglichkeiten ge­sucht werden müssen, um die behutsame Rückführung des Kindes erreichen zu können (BVerfG FamRZ 1985, 39, 42 mwN sowie unter Hinweis auf BT-Drucks. 8/2788 S. 40).
	b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die angegriffene Entscheidung nicht gerecht. (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 23)
	Ergibt sich die Gefährdung des Kindeswohls allein daraus, dass das Kind zur Unzeit aus der Pfle­gefamilie herausgenommen und zu den leiblichen Eltern zurückgeführt werden soll, liegt in der Regel noch kein hinreichender Grund vor, den Eltern das Sorgerecht ganz oder teilweise zu ent­ziehen (BayObLG FamRZ 2001, 563; OLG Hamm FamRZ 1998, 447, 448). Vielmehr reicht dann in der Regel die Verbleibensanordnung nach § 1632 Abs. 4 BGB zur Abwehr der Kindeswohlgefähr­dung aus. Soweit das Oberlandesgericht von einer konkreten Gefährdung des Kindeswohls durch die von den Eltern beabsichtigte Rückführung des Kindes ausgegangen ist, hätte es deshalb im Einzelnen ausführen müssen, aus welchen Gründen es die angenommene Gefahr für die Ent­wicklung des Kindes nur durch die Entziehung des Aufenthaltsbestimmungsrechts und nicht durch eine Verbleibensanordnung als milderes Mittel für abwendbar gehalten hat (BVerfG FamRZ 1989, 145, 146). (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 24)
	(1) Das Oberlandesgericht durfte sich nicht mit der Annahme begnügen, eine Rückkehr des Kin­des zu den Eltern sei ausgeschlossen, weil diese nicht über die in der gegebenen Situation er­forderliche besondere Erziehungseignung verfügten, um der mit der Trennung von den Pflegeel­tern erwarteten traumatischen Belastungsreaktion des Kindes begegnen zu können.
	Mit dem Entzug von wesentlichen Teilbereichen der elterlichen Sorge hat das Oberlandesgericht ferner dem verfassungsrechtlichen Auftrag, auch bei eingeleiteter Dauerpflege eine Rückkehrop­tion für das Kind offen zu halten, nicht hinreichend Rechnung getragen. In seine Abwägungsent­scheidung hätte das Oberlandesgericht einbeziehen müssen, dass das Kind aufgrund einer aku­ten psychischen Erkrankung der Mutter und damit ohne deren Verschulden vom Jugendamt in Obhut genommen worden war. Gerade wenn die ursprüngliche Trennung des Kindes von seinen leiblichen Eltern auf einem unverschuldeten Versagen der Eltern beruht, muss nach Wegfall der Gründe für die Trennung verstärkt nach Möglichkeiten gesucht werden, um die behutsame Rück­führung des Kindes zu erreichen. Das Oberlandesgericht hätte gerade in Anbetracht des jungen Alters des Kindes Anlass zu der Überlegung gehabt, wie ein Zueinanderfinden von Kind und leib­lichen Eltern gelingen könnte. Mit dem Entzug von wesentlichen Teilbereichen der elterlichen Sorge wird dagegen das Pflegeverhältnis weiter verfestigt und eine Rückführung zu den Eltern erschwert. (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 29)
	Indessen darf der Umstand, dass die Trennung von seinen unmittelbaren Bezugspersonen regel­mäßig eine erhebliche psychische Belastung für das Kind bedeutet, nicht dazu führen, dass bei Unterbringung eines Kindes in einer Pflegefamilie die Wiederzusammenführung von Kind und El­tern immer dann schon ausgeschlossen ist, wenn das Kind dadurch in den Pflegeeltern seine „sozialen“ Eltern gefunden hat (vgl. BVerfGE 75, 201 <219 f.>). Aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG folgt, dass Pflegeverhältnisse nicht in der Weise verfestigt werden dürfen, dass die leiblichen Eltern mit der Weggabe in nahezu jedem Fall den dauernden Verbleib des Kindes in der Pflegefamilie befürchten müssen (vgl. BVerfGE 68, 176 <189 f.>; 75, 201 <219>). Weil eine Rückkehr zu den El­tern auch nach längerer Fremdunterbringung vorbehaltlich entgegenstehender Kindesbelange grundsätzlich möglich bleiben muss, dürfen die Belastungen des Kindes, die mit einem Wechsel der Hauptbezugspersonen immer verbunden sind, eine Rückführung nicht automatisch dauer­haft ausschließen (vgl. BVerfGE 68, 176 <191>; BVerfGK 2, 144 <146>; 9, 97 <103>; 17, 212 <220>).
	Das Jugendamt, das demgegenüber bereits im Februar 2011 die Auffassung vertreten hatte, dass eine Rückführung nicht angezeigt und dauerhaft nicht zu verantworten sei, hat die Rückführung allerdings bereits im August 2011 für endgültig gescheitert erklärt. Auch mittelfristig oder langfri­stig erscheine eine eventuell zu planende Rückführung unverantwortlich. Unabhängig davon, wie die Entwicklung der aufgrund der Zwischenvereinbarung durchgeführten Umgangskontakte verfassungsrechtlich im Einzelnen zu würdigen ist, ist die frühe Festlegung angesichts der in diesem außergewöhnlichen Fall auch das Jugendamt in besonderem Maße treffenden verfas­sungsrechtlichen Verpflichtung, auf die Ermöglichung einer Rückkehr der Kinder hinzuwirken, schwer nachvollziehbar. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 40)
	Im September 2011 hat schließlich auch das Amtsgericht eine Rückkehr nicht weiter verfolgt, sondern hat den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen. Dass so der frühe Ausschluss der Rückkehroption seitens des Jugendamts auch gerichtlich nachvollzo­gen und durch den Sorgerechtsentzug rechtlich verstärkt wurde, wird dem Elterngrundrecht nicht gerecht. Die gerichtliche Billigung der raschen Aufgabe der Rückkehroption ist insbesonde­re vor dem Hintergrund unverständlich, dass der Sachverständige in seiner mündlichen Anhö­rung am 3. Mai 2011 ausgeführt hatte, dass eine Rückführung über einen langen Zeitraum vor­bereitet werden müsste und zunächst intensive Kontakte, etwa über das Wochenende herge­stellt werden müssten; das Ganze müsse sich wohl bis zu einem Jahr hinstrecken. Dass die kin­deswohlverträgliche Rückführung gleichwohl bereits im September 2011 endgültig unmöglich er­scheinen musste, lässt die Entscheidung nicht erkennen und drängt sich auch ansonsten nicht auf. Die vom Amtsgericht bemängelten Defizite der Eltern hätten unter Verhältnismäßigkeitsge­sichtspunkten gegebenenfalls zu einer Intensivierung der Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII führen müssen, hätten aber nicht die Aufgabe der Rückführungspläne gerechtfertigt. Wenn etwa die zum damaligen Zeitpunkt wohl bestehende Sprachbarriere im konkreten Fall tatsäch­lich die vom Gericht beschriebenen Probleme aufgeworfen hätte, wäre an eine Förderung der Sprachkompetenz sowohl der Mutter als auch der Kinder zu denken gewesen.
	Das Grundrecht der Eltern aus Art. 6 GG wird verletzt, wenn die Entscheidung des Gerichts nicht auf gesicherter Ermittlungsgrundlage beruht

	bb) Die Entscheidung des Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 verletzt das Grundrecht der Eltern aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Das Gericht hat – auch nach eigener Einschätzung – nicht auf gesicherter Ermittlungsgrundlage entschieden; es beabsichtigt, das aus seiner Sicht notwendige Sachver­ständigengutachten, das sowohl psychiatrischen wie familienpsychologischen Sachverstand er­fordere, erst in einem Hauptsacheverfahren einzuholen. Wegen der Intensität des Grundrechts­eingriffs durfte der die Wegnahme des Kindes vorbereitende Sorgerechtsentzug auf diesen vor­läufigen Ermittlungsstand nur dann gestützt werden, wenn die Gefahr einer schweren und zeit­lich nahen Kindeswohlgefahr bestand, die ein Abwarten der Hauptsacheentscheidung aus­schloss. Das Gericht hat das Bestehen einer solchen Kindeswohlgefahr nicht nachvollziehbar festgestellt. […] Mit diesen Ausführungen benennt das Gericht weder die konkrete Art und das Gewicht der Gefahren, die dem Kind bei einem Verbleib im elterlichen Haushalt drohen könnten, noch erfolgt eine richterliche Einschätzung der zeitlichen Dringlichkeit der Fremdunterbringung. Beides wäre angesichts des lediglich vorläufigen Ermittlungsstands, welcher der Entscheidung zugrunde lag, verfassungsrechtlich notwendig gewesen. Da das Kind zu diesem Zeitpunkt be­reits aus dem elterlichen Haushalt herausgenommen und die unterstellte Kindeswohlgefahr da­mit vorläufig gebannt war, stand das Amtsgericht – anders als bei der ersten Entscheidung (s.u., III.) – auch nicht unter solch außergewöhnlichem Zeitdruck, dass sich die notwendigen richterli­chen Ermittlungen, Darlegungen und Einschätzungen ausnahmsweise erübrigten.
	dd) Dass dem Kind im Haushalt der Eltern in naher Zukunft eine schwere Gefahr drohte, ist nach den bisherigen Ermittlungsergebnissen auch nicht solchermaßen offenkundig, dass nähere Ausführungen der Gerichte verfassungsrechtlich entbehrlich wären. […]
	cc) Die Entscheidung des Oberlandesgerichts genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver­hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn­gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange­messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.
	c) Der Beschluss des Oberlandesgerichts vom 18. Oktober 2013 beruht auf den Verstößen gegen das Elternrecht. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Gericht bei Würdigung aller Umstände des Einzelfalls und ausreichender Ermittlung des Sachverhalts eine Entscheidung zu­gunsten der Beschwerdeführerin getroffen hätte.
	3. Die Beschlüsse des Amtsgerichts vom 13. September 2011 und des Oberlandesgerichts vom 2. September 2013 beruhen auf den Verstößen gegen das Elternrecht. Es kann nicht ausgeschlos­sen werden, dass die Gerichte bei Würdigung aller Umstände des Einzelfalls eine Entscheidung zugunsten der Beschwerdeführer getroffen hätten.
	c) Diesen Maßstäben wird die angefochtene Entscheidung nicht gerecht. Zum einen hat das Oberlandesgericht nicht erschöpfend begründet, dass mildere Maßnahmen nicht möglich sind. Zum anderen mangelt es an einer hinreichenden Aufklärung einer Eignung der teilweisen Sorge­rechtsentziehung in der von den Vorinstanzen angeordneten Form.
	bb) Auch im Hinblick auf die Eignung der teilweisen Entziehung des Sorgerechts der Mutter fehlt es an einer hinreichenden Aufklärung durch die Vorinstanzen.
	Eine künftige Gefährdung (als auch eine in der Vergangenheit liegende Gefährdungslage) begründet keine nachhaltige Kindeswohlgefahr im verfassungsrechtlichen Sinne

	[…] Ein bereits eingetretener Schaden der Kinder lässt sich dieser Aufzählung und auch den wei­teren Ausführungen des Amtsgerichts nicht entnehmen, es wird vielmehr von Gefahren für das Kindeswohl ausgegangen, die sich möglicherweise in der Zukunft verwirklichen. Das Ausmaß der eventuell eintretenden Schäden wird jedoch nicht näher festgestellt. […]
	(1) Amtsgericht und Oberlandesgericht stützen die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung maßgeblich auf das eingeholte Sachverständigengutachten, obwohl dieses weder ausdrücklich noch in der Sache zu dem Ergebnis gelangt, dass eine nachhaltige Kindeswohlgefährdung im Sinne eines bereits eingetretenen Schadens der Kinder oder einer gegenwärtigen Gefahr besteht. Die Gutachter führen aus, eine „akute Kindeswohlgefährdung“ sei bei keinem der Kinder zwei­felsfrei nachgewiesen. Zwar sehen sie eine „mittel- bzw. langfristige Gefährdung“ des Kindes­wohls. Eine künftige Gefährdung begründet jedoch keine nachhaltige Kindeswohlgefahr im ver­fassungsrechtlichen Sinne. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 30)
	[…] Diese Aufzählung von Defiziten lässt erkennen, dass hier keine guten Bedingungen für die Entwicklung eines Kindes bestehen. Auf einen eingetretenen Schaden oder eine gegenwärtige Gefahr im Sinne von Art. 6 Abs. 3 GG lässt die bloße Inbezugnahme dieser Umstände jedoch schon deshalb nicht schließen, weil die Sachverständigen selbst hieraus lediglich eine mittel- bis langfristige Gefährdung abgeleitet haben. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 31)
	[…] Ungeachtet der Frage, ob das beschriebene Verhalten überhaupt eine Art. 6 Abs. 3 GG genü­gende nachhaltige Kindeswohlgefahr begründen konnte, lässt sich eine Trennung von Kind und Eltern grundsätzlich nicht auf eine in der Vergangenheit liegende Gefährdungslage stützen, weil es auch dann an der verfassungsrechtlich geforderten Gegenwärtigkeit einer konkreten Gefahr fehlt. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 34)
	Soweit das Oberlandesgericht ausführt, dass sich die Tochter mehrfach in ambulanter und sta­tionärer Behandlung befunden habe und im Rahmen einer stationären Behandlung anlässlich suizidaler Gedanken eine mittelgradige bis schwere depressive Episode festgestellt worden sei, greift es auf in mittlerweile fernerer Vergangenheit liegende Vorgänge zurück und lässt es an ei­ner Auseinandersetzung mit der weiteren gesundheitlichen Entwicklung des Kindes fehlen. Die ambulanten und stationären Behandlungen, auf die das Gericht Bezug nimmt, lagen zum Zeit­punkt der Entscheidung bereits längere Zeit zurück und erlauben nicht den Schluss auf eine ge­genwärtige Gefahr. In dem aktuelleren Bericht der Rehabilitationsklinik wird als Rehabilitations­ergebnis festgehalten, dass die Patientin in die Gleichaltrigengruppe gut integriert gewesen sei und viel Freude an gemeinsamen Aktivitäten gefunden habe. Eine depressive Episode wird nicht beschrieben. Auch Suizidgedanken finden keine Erwähnung. Mit dem Bericht setzt sich das Oberlandesgericht in seiner Entscheidung nicht inhaltlich auseinander.
	Das Ausmaß der Kindeswohlgefährdung muß besonders sorgfältig dargelegt werden

	Die Ausführungen lassen nicht hinreichend deutlich erkennen, dass die Gerichte die hohen ver­fassungsrechtlichen Voraussetzungen für die Trennung eines Kindes von seinem Elternteil gegen dessen Willen (§ 1666 Abs. 1 BGB) sowie für die Abänderung einer bereits bestehenden Sorge­rechtsregelung (§ 1696 BGB) berücksichtigt haben, die in § 1666 Abs. 1, § 1666a, § 1696 BGB ihren einfachrechtlichen Ausdruck gefunden haben. Das Oberlandesgericht erkennt zwar, dass es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Entscheidungen han­delt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen. Das Oberlandes­gericht zieht daraus jedoch ebenso wenig wie das Amtsgericht die verfassungsrechtlich gebote­ne Konsequenz einer besonders sorgfältigen Darlegung der Erfordernisse des Kindeswohls einer­seits und der Notwendigkeit der ergriffenen Maßnahmen andererseits.
	(1) Die von den Gerichten getroffenen Feststellungen belegen nicht hinreichend, dass eine die Grundrechtseingriffe rechtfertigende Beeinträchtigung des körperlichen, geistigen oder seeli­schen Wohls der Kinder H. T. und S. besteht oder zu befürchten ist. Inwiefern die angeordneten Maßnahmen ihre Grundlage in § 1666 BGB oder in § 1696 BGB finden sollen, geht aus den Ent­scheidungen nicht klar hervor. […] Die gerichtlichen Feststellungen genügen angesichts des er­heblichen Grundrechtseingriffs weder zur Begründung einer Gefährdung des Kindeswohls im Sin­ne des § 1666 BGB noch zur Feststellung triftiger, das Wohl des Kindes nachhaltig berührender Gründe im Sinne des § 1696 BGB. (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 20)
	Die Ausführungen des Oberlandesgerichts lassen keine hinreichenden Erwägungen dazu erken­nen, in welcher Art und welchen Ausmaßes seelische Schäden durch das Verbleiben der Kinder bei der Mutter zu befürchten sind. Das Gericht lenkt seinen Blick weitgehend auf die von ihm als negativ bewerteten Verhaltensweisen der Mutter, ohne die sich daraus seiner Auffassung nach ergebenden schwerwiegenden Konsequenzen für die Kinder näher darzulegen. […] Worin die negativen Folgen für die weiteren Leben der Kinder sowie deren fast vorhersagbare Persön­lichkeitsdefizite bestehen, wird jedoch nicht dargelegt. Der nicht konkretisierte Hinweis auf die Beschreibungen der Sachverständigen führt insofern nicht weiter, weil auch aus deren Gutach­ten nicht hinreichend deutlich hervorgeht, worin genau die hier von Verfassungs wegen zu for­dernde schwerwiegende Entwicklungsgefahr für die Kinder besteht. Es kann darum anhand der Ausführungen des Oberlandesgerichts nicht beurteilt werden, ob die vom Gericht für wahr­scheinlich gehaltenen Entwicklungen von solcher Art und Gewicht sind, dass sie den schweren Eingriff in das Elternrecht der Mutter rechtfertigen könnten.
	[…] Ein bereits eingetretener Schaden der Kinder lässt sich dieser Aufzählung und auch den wei­teren Ausführungen des Amtsgerichts nicht entnehmen, es wird vielmehr von Gefahren für das Kindeswohl ausgegangen, die sich möglicherweise in der Zukunft verwirklichen. Das Ausmaß der eventuell eintretenden Schäden wird jedoch nicht näher festgestellt. […]
	(2) Weil die Sachverständigen in ihrem Gutachten eine nachhaltige Kindeswohlgefahr weder im Ergebnis noch der Sache nach festgestellt haben, hätten die Gerichte selbst aufzeigen müssen, aus welchen Umständen sie schließen, dass bereits ein Schaden bei den Kindern eingetreten ist oder eine Gefahr gegenwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Ent­wicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt und worin die­ser Schaden konkret besteht. Tatsächlich haben beide Gerichte weitere Umstände angeführt. Diese tragen die Annahme einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr jedoch nicht.
	a) Den Entscheidungen ist nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen, dass eine die Tren­nung des Kindes von den Eltern rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vorliegt. An die Annah­me einer solchen Kindeswohlgefährdung sind von Verfassungs wegen strenge Anforderungen zu stellen (aa). Dem genügen die zweite Entscheidung des Amtsgerichts (bb) und die Entscheidung des Oberlandesgerichts (cc) nicht. Dass eine die Trennung rechtfertigende Gefahr des Kindes­wohls besteht, liegt angesichts der fachgerichtlichen Feststellungen auch nicht so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen der Gerichte ausnahmsweise erübrigen könnten (dd).
	aa) Der verfassungsgerichtlichen Überprüfung eines Sorgerechtsentzugs liegen besondere Maß­stäbe zugrunde. Die Annahme einer – die Trennung des Kindes von den Eltern allein rechtferti­genden – Kindeswohlgefährdung unterliegt strengen Voraussetzungen (1). Damit verbunden sind hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung, die grundsätzlich auch im fachgerichtlichen Eilverfahren gelten (2). Gerichtliche Entscheidungen über eine die Trennung des Kindes von den Eltern vorbereitende Sorgerechtsentziehung unterliegen intensiver Überprüfung durch das Bun­desverfassungsgericht (3). (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 17)
	2) (a) Neben diesen materiellrechtlichen Vorgaben kommt auch der Ausgestaltung des gerichtli­chen Verfahrens hohe Bedeutung für die Gewährleistung effektiven Grundrechtsschutzes zu (vgl. BVerfGE 63, 131 <143>). In Sorgerechtsverfahren haben die Familiengerichte das Verfahren so zu gestalten, dass es geeignet ist, eine möglichst zuverlässige Grundlage zu schaffen (vgl. BVerfGE 55, 171 <182>). Damit sind hohe Anforderungen an die Sachverhaltsermittlung gestellt, die so er­folgen muss, dass sich die materiellrechtlich geforderte hohe Prognosesicherheit („mit ziemli­cher Sicherheit“, vgl. BVerfGK 19, 295 <301>) tatsächlich erzielen lässt.
	cc) Auch anhand der Begründung der Entscheidung des Oberlandesgerichts lässt sich nicht nachvollziehen, worin die sachliche und zeitliche Dringlichkeit einer Trennung des Kindes von seinen Eltern zu sehen ist, die den Sorgerechtsentzug auf Grundlage des nach wie vor lediglich vorläufig ermittelten Sachverhalts allein rechtfertigen könnte. Das Gericht spricht von einer kon­kreten Gefahr für die Entwicklung des Kindes, ohne jedoch die Art der Gefahr und die zeitliche Dringlichkeit der Herausnahme des Kindes zu spezifizieren. […]
	Den Ausführungen des Amtsgerichts ist die angesichts dieser noch sehr ungewissen Ermitt­lungslage verfassungsrechtlich geforderte Dringlichkeit der Herausnahme des Kindes aus dem elterlichen Haushalt zwar nicht unmittelbar zu entnehmen. Es benennt die Gefahren für das Kin­deswohl nur sehr allgemein und verzichtet auf eine Bewertung ihrer Schwere und Dringlichkeit. […] (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 34)
	Beide Entscheidungen benennen in ihren sehr knappen Ausführungen lediglich angebliche Defi­zite in der Lebenssituation, dem Verhalten und den Einstellungen des Beschwerdeführers. Ob und wie sich diese auf das Kind nachteilig ausgewirkt haben oder künftig auswirken könnten, wird nicht erläutert. Indessen wäre im vorliegenden Fall eine besonders sorgfältige Prüfung und Bewertung der Gefahren durch die Fachgerichte geboten gewesen. Denn die Fachgerichte konn­ten hier nicht auf gesicherte Erkenntnisse aus der Vergangenheit zurückgreifen. Die Tochter hat nie in der Obhut des Beschwerdeführers gelebt, von seinem älteren Sohn lebt er schon lange in sehr großer räumlicher Entfernung und es bestehen keinerlei Hinweise, dass der Sohn seiner Le­bensgefährtin in der Obhut des Beschwerdeführers Schaden erlitten hätte. Zudem steigen die Prüfungs- und Darlegungsanforderungen, je weniger deutlich die (mutmaßlichen) Lebens- und Erziehungsbedingungen eines Kindes an die Schwelle heranreichen, ab welcher der Staat im Rahmen seines Wächteramts zu Korrekturen verpflichtet und berechtigt ist. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG erlaubt dem Staat nicht, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fä­higkeiten des Kindes zu sorgen oder seine Vorstellungen von einer geeigneten Kindererziehung an die Stelle der elterlichen Vorstellungen zu setzen. Die Eltern und deren sozio-ökonomische Verhältnisse gehören grundsätzlich zum Schicksal und Lebensrisiko eines Kindes (vgl. BVerfGE 60, 79 <94> ; BVerfGK 13, 119 <124>; 16, 517 <529>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Se­nats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 30 f.). Zwar bedarf es danach etwa bei einer unzureichenden Grundversorgung der Kinder keiner ausführlichen Darlegung, dass Kinder derar­tige Lebensbedingungen nicht ertragen müssen. Stützen die Gerichte eine Trennung des Kindes von den Eltern jedoch – wie hier – auf Erziehungsdefizite und ungünstige Entwicklungsbedingun­gen, müssen sie besonders sorgfältig prüfen und begründen, weshalb die daraus resultierenden Risiken für die geistige und seelische Entwicklung des Kindes die Grenze des Hinnehmbaren überschreiten. Dies ist hier nicht geschehen. (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 38)
	(2) Dass die Tochter bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist, lässt sich aufgrund der rechtlichen und tatsächlichen Erwägungen des Oberlandesgerichts nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Das Oberlan­desgericht stützt die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung maßgeblich auf das eingeholte Sachverständigengutachten sowie auf die Krankenhausberichte des Kinder- und Jugendkranken­hauses aus dem Jahr 2011 und die Angaben der die Tochter ehemals ambulant behandelnden Ärztin, wonach eine kindeswohlgefährdende symbiotische Beziehungsgestaltung vorliege. Eine die Trennung des Kindes von der Mutter rechtfertigende gegenwärtige Kindeswohlgefährdung lässt sich insoweit weder aufgrund eines krankhaft symbiotischen Verhältnisses (a) noch auf­grund sonstiger Anhaltspunkte (b) hinreichend nachvollziehen.
	cc) Die Entscheidung des Oberlandesgerichts genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver­hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn­gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange­messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.
	(3) Hinsichtlich der Entziehung der Gesundheitssorge hat das Oberlandesgericht nicht ausrei­chend geprüft, ob eine diese Maßnahme rechtfertigende Gefährdung des Kindeswohls vorliegt und ein Sorgerechtsentzug zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist. Der hierfür gegebenen Be­gründung, eine Kooperation in gesundheitlichen Fragen sei zwischen den Pflegeeltern, dem Ju­gendamt und den Eltern nicht zu erwarten, liegen keine entsprechenden Feststellungen zugrun­de. Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass die allein sorgeberechtigte Mutter in gesundheitlichen Fragen ihre Kooperation verweigern würde und damit eine Gefährdung des Kindeswohls verbun­den wäre, sind nicht festgestellt. Sie ergeben sich insbesondere nicht aus den Problemen bei der Durchführung der Umgangskontakte, die maßgeblich durch den leiblichen Vater des Kindes verursacht sein sollen. (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 31)
	Eine Abwägung muß getroffen werden

	Die Ausführungen des Oberlandesgerichts lassen keine hinreichenden Erwägungen dazu erken­nen, in welcher Art und welchen Ausmaßes seelische Schäden durch das Verbleiben der Kinder bei der Mutter zu befürchten sind. Das Gericht lenkt seinen Blick weitgehend auf die von ihm als negativ bewerteten Verhaltensweisen der Mutter, ohne die sich daraus seiner Auffassung nach ergebenden schwerwiegenden Konsequenzen für die Kinder näher darzulegen. […] Worin die negativen Folgen für die weiteren Leben der Kinder sowie deren fast vorhersagbare Persön­lichkeitsdefizite bestehen, wird jedoch nicht dargelegt. Der nicht konkretisierte Hinweis auf die Beschreibungen der Sachverständigen führt insofern nicht weiter, weil auch aus deren Gutach­ten nicht hinreichend deutlich hervorgeht, worin genau die hier von Verfassungs wegen zu for­dernde schwerwiegende Entwicklungsgefahr für die Kinder besteht. Es kann darum anhand der Ausführungen des Oberlandesgerichts nicht beurteilt werden, ob die vom Gericht für wahr­scheinlich gehaltenen Entwicklungen von solcher Art und Gewicht sind, dass sie den schweren Eingriff in das Elternrecht der Mutter rechtfertigen könnten.
	(b) Auf der anderen Seite befassen sich die Entscheidungen auch nicht hinreichend mit den für das Kindeswohl nachteiligen Folgen der Maßnahmen. Eine Maßnahme kann nicht ohne Weiteres als im Sinne der §§ 1666, 1696 BGB aus Gründen des Kindeswohls geboten angesehen werden, wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann.
	An der Eignung der Sorgerechtsentziehung fehlt es allerdings, wenn diese und die dadurch vor­bereitete Trennung des Kindes von den Eltern mit anderweitigen Beeinträchtigungen des Kindes­wohls einhergehen, welche durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr nicht aufgewogen werden (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, juris, Rn. 29). […] (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 30)
	bb) Schließlich sind die konkret getroffenen Anordnungen zur Erreichung des verfolgten Zwecks nicht erforderlich. Erforderlich ist eine Maßnahme nur dann, wenn kein milderes Mittel zur Ver­fügung steht, das zur Erreichung des angestrebten Zwecks gleich gut geeignet ist (vgl. BVerfGE 100, 313 <375>). (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 40)
	(1) Der Staat muss darum, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs­gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anfor­derungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf an­dere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann.
	(1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist die Sorgerechtsentziehung verfassungsrechtlich nur bei einer Gefährdung des Kindeswohls zu rechtfertigen, an deren An­nahme strenge Anforderungen zu stellen sind. Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern ist allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach darf ein Kind gegen den Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech­tigten versagen oder wenn das Kind aus anderen Gründen zu verwahrlosen droht. Dabei berech­tigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat, auf der Grundlage sei­nes ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts die Eltern von der Pflege und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl. BVerf­GE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts des Staates, ge­gen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sor­gen. Das Grundgesetz hat die primäre Entscheidungszuständigkeit von Eltern zur Förderung ihres Kindes anerkannt. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Kinder durch Entscheidungen der Eltern wirkliche oder vermeintliche Nachteile erleiden (vgl. BVerfGE 60, 79 <94>). Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das elterliche Fehlverhalten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei einem Verbleiben in der Familie in seinem kör­perlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese Anforderung in § 1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die An­nahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt voraus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr gegenwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit vorausse­hen lässt (vgl. BVerfGK 19, 295 <301>; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>). (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 18)
	(1) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist dieser Grundrechtseingriff allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach dürfen Kinder gegen den Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech­tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. Dabei be­rechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat auf der Grundlage seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts, die Eltern von der Pflege und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl. BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts des Staa­tes, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sorgen. Das Grundgesetz hat den Eltern die primäre Entscheidungszuständigkeit bezüglich der Förderung ihrer Kinder zugewiesen. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Kinder durch Ent­scheidungen der Eltern wirkliche oder vermeintliche Nachteile erleiden (vgl. BVerfGE 60, 79 <94>; BVerfGK 13, 119 <124>). Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das elterliche Fehlverhalten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei einem Ver­bleiben in der Familie in seinem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefähr­det ist (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese Anforderung in § 1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt vor­aus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr gegenwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Entwicklung eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 28; Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn. 18; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>). (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 21)
	bb) Soweit es um die Trennung des Kindes von seinen Eltern geht, ist dieser Grundrechtseingriff allein zu den in Art. 6 Abs. 3 GG genannten Zwecken zulässig. Danach dürfen Kinder gegen den Willen des Sorgeberechtigten nur von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberech­tigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. Dabei be­rechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat auf der Grundlage seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts, die Eltern von der Pflege und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu übernehmen (vgl. BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtferti­gen, muss das elterliche Fehlverhalten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei einem Verbleiben in der Familie in seinem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Ihren einfachrechtlichen Ausdruck hat diese Anforderung in § 1666 Abs. 1 BGB gefunden. Die Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt voraus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder eine Gefahr ge­genwärtig in einem solchen Maße besteht, dass sich bei ihrer weiteren Entwicklung eine erheb­liche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen lässt (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kam­mer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 28; Beschluss der 1. Kam­mer des Ersten Senats vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris Rn. 18; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>).
	Art. 6 Abs. 3 GG erlaubt es nur dann, ein Kind von seinen Eltern gegen deren Willen zu trennen, wenn die Eltern versagen oder wenn das Kind aus anderen Gründen zu verwahrlosen droht. Da­bei berechtigen nicht jedes Versagen oder jede Nachlässigkeit der Eltern den Staat, auf der Grundlage seines ihm nach Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zukommenden Wächteramts die Eltern von der Pflege und Erziehung ihres Kindes auszuschalten oder gar selbst diese Aufgabe zu überneh­men (vgl. BVerfGE 24, 119 <144 f.>; 60, 79 <91>). Es gehört nicht zur Ausübung des Wächteramts, gegen den Willen der Eltern für eine bestmögliche Förderung der Fähigkeiten des Kindes zu sor­gen. Um eine Trennung des Kindes von den Eltern zu rechtfertigen, muss das elterliche Fehlver­halten vielmehr ein solches Ausmaß erreichen, dass das Kind bei den Eltern in seinem körperli­chen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet wäre (vgl. BVerfGE 60, 79 <91>). Die Annahme einer nachhaltigen Gefährdung des Kindes setzt voraus, dass bereits ein Schaden des Kindes eingetreten ist oder sich eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit vorausse­hen lässt (vgl. BVerfGK 16, 517 <528>; 19, 295 <301>; BVerfG, Beschlüsse der 1. Kammer des Ersten Senats vom 22. Mai 2014 – 1 BvR 2882/13 –, juris, Rn. 30; vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, ju­ris, Rn. 18; vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 28; BGH, Beschluss vom 15. Dezember 2004 – XII ZB 166/03 –, FamRZ 2005, S. 344 <345>).
	(bb) Danach bemisst sich die gebotene Intensität der Sachverhaltsermittlung im Fall des Sorge­rechtsentzugs im Eilverfahren einerseits nach dem Recht der Eltern, von einem unberechtigten Sorgerechtsentzug verschont zu bleiben (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) und andererseits nach dem Recht des Kindes, durch die staatliche Gemeinschaft vor nachhaltigen Gefahren, insbesondere für sein körperliches Wohl geschützt zu werden, die ihm im elterlichen Haushalt drohen (Art. 2 Abs. 2 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG). Von einer unberechtigten Trennung von den Eltern ver­schont zu bleiben, liegt im Übrigen auch im durch das Grundrecht auf Gewährleistung elterlicher Pflege und Erziehung (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG, vgl. BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 19. Februar 2013 – 1 BvL 1/11 u.a. –, juris, Rn. 41 ff.; Urteil des Ersten Senats vom 17. Dezember 2013 – 1 BvL 6/10 –, juris, Rn. 101) geschützten Interesse des Kindes.
	Dass die Vorteile der Trennung hier deren negative Folgen für das Kind überwiegen, lässt sich anhand der Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht feststellen. Das Gericht hat die Folgen der plötzlichen Herausnahme der Tochter der Beschwerdeführerin gegen ihren Willen aus ihrer gewohnten Umgebung sowie der Trennung von ihrer Mutter und die Unterbringung in einer the­rapeutischen Wohngruppe nicht hinreichend ins Verhältnis zu den negativen Folgen eines weite­ren Verbleibens des Kindes bei der Mutter gesetzt. Dass das Gericht der Belastung durch die Herausnahme aus der Obhut der Mutter keine hinreichende Bedeutung beimisst, wird insbeson­dere an seiner Annahme deutlich, es ergebe sich für die Tochter jedenfalls keine Situation, die schlechter als bei einem Absehen von Hilfeleistung sein könnte, selbst wenn sich die Tochter auch in einer entsprechend qualifizierten Einrichtung der professionellen Hilfe entziehen sollte. Demnach misst das Gericht der aus der Trennung des Kindes von der Mutter resultierenden Be­lastungen des Kindes offenkundig keinerlei eigenständige Bedeutung bei. Ansonsten hätte es zu dem Ergebnis gelangen müssen, dass die Summierung des Ausbleibens therapeutischer Effekte und der Trennung von der Mutter für das Kind schlimmer ist als das Ausbleiben therapeutischer Effekte ohne die zusätzliche Belastung durch eine Trennung. Es wäre zudem zu berücksichtigen gewesen, dass die Tochter durch die getroffene Maßnahme ihre Schule nicht weiter besuchen kann, wodurch sie aus ihrem offenbar auch durch freundschaftliche Bindungen geprägten Um­feld herausgenommen wird, was eine soziale Isolation des Kindes verstärken oder erst hervorru­fen kann. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)
	Bei dieser Sachlage steht die Grundrechtsbelastung von Mutter und Kind durch eine unfreiwillige Trennung auch dann außer Verhältnis zu den Vorteilen der Fremdunterbringung, wenn dem Ge­richt in der Annahme gefolgt wird, dass die Unterbringung der Tochter in der Wohngruppe ihrem seelischen Wohl dient, und dass andere therapeutische Maßnahmen geringere positive Effekte hätten. Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern bleibt Ultima Ratio und darf von Verfas­sungs wegen nur im äußersten Fall erfolgen, der sich hier nicht feststellen lässt. Hingegen ist der Staat durch Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG grundsätzlich weder ermächtigt noch verpflichtet, zu er­zwingen, dass Eltern ihrem Kind die optimale Therapie zukommen lassen; dies gilt jedenfalls dann, wenn die aus Gerichtssicht optimale Therapie nur mittels einer unfreiwilligen Trennung von Eltern und Kind durchgeführt werden könnte.
	aa) Vor einer – teilweisen – Entziehung des Sorgerechts hat das Familiengericht zu überprüfen, ob mildere Mittel zur Verfügung stehen, um der Gefährdung entgegenzuwirken. Dies gebietet nicht nur das Kindeswohl und der Schutz der Familie nach Art. 6 Abs. 1 GG, sondern auch das durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG geschützte Elternrecht, in das nur so weit eingegriffen werden darf, als es wegen der konkreten Gefährdung des Kindeswohls unerlässlich ist. […]
	bb) Die Erforderlichkeit einer gerichtlichen Sorgerechtsentziehung nach § 1666 BGB schließt es ferner mit ein, dass die konkrete Maßnahme geeignet ist, um die Gefahr für das Kindeswohl zu beseitigen (Senatsbeschluss vom 12. März 1986 – IVb ZB 87/85 – NJW-RR 1986, 1264, 1265; Stau­dinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn. 212). An der Eignung fehlt es nicht nur, wenn die Maßnah­me die Gefährdung des Kindeswohls nicht beseitigen kann. Vielmehr ist die Maßnahme auch dann ungeeignet, wenn sie mit anderweitigen Beeinträchtigungen des Kindeswohls einhergeht und diese durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr nicht aufgewogen werden (vgl. Se­natsbeschluss vom 11. Juli 1984 – IVb ZB 73/83 – FamRZ 1985, 169, 171 – zu § 1671 BGB – OLG Hamm FamRZ 2007, 1677; BayObLG FamRZ 1998, 1044; Staudinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn. 212 mwN; vgl. auch Gottschalk FPR 2007, 308, 309 f.). Selbst wenn demnach die Maßnahme als solche für die Belange, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen ent­faltet, ist sie dennoch ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum eine Gefährdungslage schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung der Situation des gefährdeten Kindes führt. (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 29)
	Wie oben ausgeführt, genügt es nicht, dass die Maßnahme als solche für die Belange, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen entfaltet. Sie ist vielmehr gleichwohl ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum eine Gefährdungslage schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung der Situation des ge­fährdeten Kindes führt. Die nach § 26 FamFG gebotene tatrichterliche Sachaufklärung unterliegt dabei im Rahmen der Sorgerechtsentziehung besonderen Anforderungen.
	Weder das Amtsgericht noch das Oberlandesgericht hat sich damit auseinandergesetzt, welche mittelfristige Perspektive mit der Heimunterbringung des Kindes verbunden ist. Ein Wechsel des Kindes in die Obhut des Vaters ist von den Vorinstanzen nicht in Betracht gezogen worden. Viel­mehr soll die Mutter nach Auffassung der Vorinstanzen trotz ihrer nur eingeschränkten Erzie­hungseignung offenbar die Hauptbezugsperson des Kindes bleiben. Ihr sind dementsprechend die übrigen Sorgerechtsbefugnisse belassen worden. Es hätte demnach der Begründung bedurft, welche mittelfristige Perspektive für das Kind im Fall der Heimunterbringung bestehen soll (vgl. etwa §§ 27, 36 SGB VIII). Ein dauerhafter Verbleib des Kindes im Heim ließe sich nur rechtferti­gen, wenn beide Elternteile auf Dauer erziehungsungeeignet wären und eine Abwägung der Vor- und Nachteile die dauerhafte Heimunterbringung als die für das Kindeswohl bessere Alternative erscheinen ließe. (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 39)
	Vielmehr war es erforderlich, dass das Oberlandesgericht sich mit sachverständiger Hilfe ein um­fassendes Bild von der Lebenssituation des Kindes im Heim verschaffte. Nur eine umfassende Aufklärung in diesem Sinne hätte es ermöglicht, eine mittelfristige Perspektive für das Kind dar­zustellen und sodann aufgrund einer verlässlichen Abwägung der Vor- und Nachteile einer Heimunterbringung die Eignung der getroffenen Maßnahme zu überprüfen.
	Das Oberlandesgericht wird unter Beachtung der verfassungsrechtlichen Anforderungen zu prü­fen haben, ob der Schutz des Kindeswohls durch den Erlass einer Verbleibensanordnung nach § 1632 Abs. 4 BGB erreicht werden kann. Dabei werden nicht nur die unmittelbaren Auswirkungen einer Trennung des Kindes von seinen Pflegeeltern einzubeziehen sein, sondern auch die lang­fristigen Auswirkungen einer dauerhaften Trennung des Kindes von seinen leiblichen Eltern (so bereits Senatsbeschluss vom 26. September 2007 XII ZB 229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 35 zu Art. 8 EMRK; BVerfG FamRZ 2012, 1127, 1129). Demgegenüber geht mit dem teilweisen Sorgerechtsent­zug die Gefahr einer weiteren Entfremdung des Kindes von seinen Eltern einher. Die Gefährdung der familiären Beziehung des Kindes zu seinen leiblichen Eltern bedeutet aber zugleich eine Trennung des Kindes von seinen Wurzeln (Senatsbeschluss vom 26. September 2007 XII ZB 229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 34). Deshalb wird auch zu prüfen sein, ob und wie eine weitere Annäherung der leiblichen Eltern und des Kindes und die damit einhergehende Lockerung des Verhältnisses zu den Pflegeeltern erfolgen können, wobei die Belastungen des Kindes soweit als möglich vermindert werden sollten. […] (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 36)
	Beispiele, wo Sorgerechtsentzüge einer (verfassungs-)rechtlichen Nachprüfung nicht standhielten

	b) Die Annahme, hier liege eine die Trennung der Kinder von der Mutter rechtfertigende Kindes­wohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 27)
	bb) Die Annahme des Oberlandesgerichts, hier liege eine die Trennung des Kindes von der Mut­ter rechtfertigende Kindeswohlgefährdung vor, hält verfassungsrechtlicher Kontrolle am strengen Maßstab des Art. 6 Abs. 2 und 3 GG nicht stand.
	Das Amtsgericht selbst gelangt folgerichtig, jedoch verfassungsrechtlich nicht ausreichend ledig­lich zu der Einschätzung, dass für die betroffenen Kinder eine „latente“ Gefahrensituation im Haushalt der Mutter bestehe. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 35)
	b) Die angegriffenen Entscheidungen des Amts- wie des Oberlandesgerichts genügen diesen strengen verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Rechtfertigung des Eingriffs nicht. Die An­nahme, es bestehe eine die Trennung der Tochter vom Beschwerdeführer legitimierende Kindes­wohlgefahr, erweist sich als verfassungsrechtlich nicht haltbar.
	c) Die Entscheidungen genügen zudem nicht den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrund­satzes. Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund­satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr geeignet und er­forderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht.
	(2) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die festgestellte Gefährdung von den Kindern abzuwenden, lässt sich hier nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Als mildere Mittel kommen Maßnahmen in Betracht, die einen Verbleib der Kinder bei der Beschwerdeführerin mit staatlicher Hilfe ermöglichen könnten. Zu Recht ha­ben darum beide Gerichte die Frage weiterer Hilfemaßnahmen aufgeworfen. Beide Gerichte ha­ben indessen verneint, dass die von ihnen angenommene Kindeswohlgefährdung durch weitere Hilfemaßnahmen abgewendet werden könnte und haben solchen Maßnahmen damit im konkre­ten Fall die Eignung zur Zweckerreichung abgesprochen. Insoweit halten weder die Ausführun­gen des Oberlandesgerichts noch die des Amtsgerichts der hier notwendig strengen verfas­sungsrechtlichen Prüfung stand. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 42)
	(cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju­gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an­gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.
	2. Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist insoweit begründet, weil die Entscheidung des Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013 die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge­rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die­ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti­gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.
	b) Der Eingriff ist verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt, weil er unverhältnismäßig ist.
	bb) Die Entscheidung des Kammergerichts genügt jedoch nicht den weiteren Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Dafür müssten sich die Entziehung des Sorgerechts und die damit bezweckte Fremdunterbringung zur Beseitigung der festgestellten Gefahr eignen und es dürften keine milderen Mittel erkennbar sein, mit denen der Gefahr genauso wirksam begegnet werden könnte (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>). (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 27)
	Der Sorgerechtsentzug war hier jedoch nicht geeignet, die damit bezweckte Fremdunterbringung zu erreichen. Das Amtsgericht ging selbst davon aus, „dass derzeit noch keine geeignete Ein­richtung zur Verfügung steht“. Durch den Sorgerechtsentzug sollte vielmehr gewährleistet wer­den, „dass die für [das Kind] dringend erforderliche Hilfe zeitnah und zuverlässig umgesetzt werden kann, sobald eine geeignete Einrichtung gefunden worden ist“. Dies genügt den verfas­sungsrechtlichen Anforderungen an eine Entziehung des Sorgerechts nicht.
	a) Die Beschwerdeführerin wird durch die Entscheidung des Oberlandesgerichts in ihrem Eltern­recht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesent­lichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar und unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Ge­fährdungen zu schützen (s.u., bb)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (s.u., cc)). Diesen Anforderungen wird die mit der Verfassungsbe­schwerde angegriffene Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht gerecht.
	1. Die Beschwerdeführer werden durch die angegriffenen Entscheidungen in ihrem Elternrecht aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG verletzt. Aus dem Elterngrundrecht ergeben sich in der hier zu beur­teilenden Konstellation besonders hohe Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Trennung (a). Diesen genügen die Entscheidungen des Amtsgerichts (b) und des Oberlandesgerichts (c) nicht. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 27)
	Die Entscheidung des Oberlandesgerichts hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand, weil Maß­nahmen nach § 1666 Abs. 1 BGB nur angeordnet werden dürfen, wenn der Gefährdung des Kin­deswohls nicht durch weniger einschneidende Mittel begegnet werden kann.
	b) Gemessen an diesen Grundsätzen ist die angegriffene Entscheidung des Amtsgerichts, durch die den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen wurden, nicht mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vereinbar. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 36)
	b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die angegriffene Entscheidung nicht gerecht. (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 23)
	(4) Für den Entzug des Antragsrechts für Kinder- und Jugendhilfe findet sich in der angegriffe­nen Entscheidung keine Begründung. Er kann schon deshalb keinen Bestand haben.
	Die Einschätzung des Sachverständigen muß auch einer rechtlichen Bewertung unterzogen werden

	[…] Die in Anlehnung an das Sachverständigengutachten beschriebene, zu erwartende Entwick­lung der Kinder ist zweifelsfrei nicht das, was einem Kind zu wünschen ist. Dass die Kinder da­mit im rechtlichen Sinne besonders gravierende Entwicklungseinbußen zu gegenwärtigen hät­ten, erschließt sich indes nicht. Auch das Amtsgericht setzt sich insoweit nicht damit auseinan­der, dass für den Entzug des Sorgerechts nicht eine irgendwie geartete Kindeswohlgefährdung ausreicht, sondern eine erhebliche Schädigung mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten sein muss. Das Amtsgericht übernimmt vielmehr die Einschätzung der psychologischen Sachverständigen, dass es sich bei den aufgezählten Risiken um eine Kindeswohlgefährdung handele, ohne die tatsächlichen Ausführungen und Wertungen der Sachverständigen einer spezifisch rechtlichen Bewertung zu unterziehen, derer es hier bedürfte, um das Gewicht der Kindesbelange im Ver­hältnis zum Elternrecht der Mutter würdigen zu können.
	Beide Gerichte stützen sich maßgeblich auf die Feststellungen im Sachverständigengutachten. Dessen Verwertbarkeit unterliegt hier jedoch erheblichen verfassungsrechtlichen Zweifeln. Das schlägt auf die angegriffenen Entscheidungen durch, weil die von der Gutachterin getroffenen Feststellungen im Wesentlichen übernommen und allenfalls ansatzweise eigenständig tatsäch­lich eingeordnet und rechtlicher Würdigung unterzogen werden (aa). Die angegriffenen Entschei­dungen verfehlen die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Gefahrenfeststellung auch deshalb, weil sie zwar auf mögliche Defizite bei der Erziehungsfähigkeit des Beschwerdeführers eingehen, ohne dass sich daraus aber ergibt, von welcher Art, Schwere und Wahrscheinlichkeit die befürchteten Beeinträchtigungen des Kindes sind und weshalb diese Gefahren so gravierend sind, dass sie eine Fremdunterbringung legitimieren (bb). Dass eine die Fremdunterbringung verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefährdung des Kindeswohls in der Sache vorläge, ist auch nicht indirekt durch die in den Entscheidungen und im Sachverständigengutachten getroffenen Feststellungen belegt (cc). (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 25)
	(2) Das Gutachten bietet auch deshalb keine verlässliche Grundlage für eine am Kindeswohl ori­entierte Entscheidung, weil sich Hinweise darauf finden, dass die Sachverständige dem Be­schwerdeführer nicht mit der gebotenen Unvoreingenommenheit begegnet ist. Angesichts der ins Auge springenden Zweifel hätten die Gerichte darlegen müssen, inwiefern sie das Gutachten gleichwohl für verwertbar halten. (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 30)
	Das Amtsgericht muß eigenständig ermitteln (Pflicht) und die besonderen Anforderungen an die ta­trichterliche Sachaufklärung im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Dimension von Art. 6 GG beachten

	(aa) Das Amtsgericht konnte nicht allein aufgrund der ungeprüft übernommenen Einschätzung des Jugendamts davon ausgehen, die Fortführung der Hilfemaßnahmen sei nicht geeignet, die Beschwerdeführerin in den Stand zu versetzen, ihrer Elternverantwortung gerecht zu werden. Dies hätte das Amtsgericht vielmehr eigenständig ermitteln müssen.
	Das Familiengericht hat bei der Entscheidung nach §§ 1666, 1666a BGB zu ermitteln, ob die tat­sächlichen Voraussetzungen für eine Entziehung des Sorgerechts vorliegen. Es muss sein Verfah­ren so gestalten, dass es selbst möglichst zuverlässig die Grundlage einer am Kindeswohl orien­tierten Entscheidung erkennen kann (vgl. BVerfGE 55, 171 <182>). Die hier maßgebliche Frage, ob der Gefahr für die Kinder nicht auf andere Weise als durch Trennung von den Eltern, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann (§ 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB), betrifft eine verfas­sungsrechtlich zentrale Tatbestandsvoraussetzung und muss darum vom Familiengericht von Amts wegen aufgeklärt werden. Ob öffentliche Hilfen erfolgversprechend sind, muss das Famili­engericht letztlich in eigener Verantwortung beurteilen, wozu es sich eine zuverlässige Entschei­dungsgrundlage verschaffen und diese in seiner Entscheidung auch darlegen muss (vgl. BVerfGK 13, 119 <127 f.>). Die eigene Ermittlungspflicht trägt dazu bei, zu verhindern, dass Kinder von ihren Eltern getrennt werden, ohne dass die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 3 GG vorliegen und schützt damit Grundrechte der Eltern und des Kindes.
	Weil die Ermittlungspflicht grundrechtliche Schutzfunktion entfaltet, können sich die Gerichte ih­rer nicht ohne gesetzliche Grundlage entledigen – auch nicht im Wege der Annahme einer Bin­dung an Feststellungen des Jugendamts. Ob eine gesetzliche Bindung des Familiengerichts an die Feststellungen und Wertungen des Jugendamts besteht, ist – ungeachtet der Frage der Ver­einbarkeit einer solchen Bindung mit dem Grundgesetz – zunächst eine Frage der Auslegung des einfachen Rechts. Aus §§ 1666, 1666a BGB oder den Vorschriften des SGB VIII über die Gewäh­rung öffentlicher Hilfen ist für die Annahme einer Bindung des Familiengerichts an die Feststel­lungen des Jugendamts nichts erkennbar. Das Amtsgericht behauptet eine solche Bindung zwar, zeigt jedoch nicht auf, inwiefern diese durch Auslegung des geltenden Rechts hergeleitet wer­den könnte. Eine Bindung ergibt sich auch nicht aus den Grundsätzen über die verfassungs­rechtliche Anerkennung administrativer Letztentscheidungsrechte. Danach sind behördliche Ent­scheidungen in besonderen, wiederum gesetzlich zu bestimmenden Konstellationen gerichtlich nur eingeschränkt auf ihre Rechtmäßigkeit überprüfbar. Dies gilt für behördliche Planungs- und Ermessensentscheidungen sowie ausnahmsweise für gebundene Entscheidungen, bei denen der Gesetzgeber der Verwaltung im Verhältnis zur die Verwaltung kontrollierenden Gerichtsbarkeit einen sogenannten Beurteilungsspielraum eingeräumt hat (vgl. BVerfGE 129, 1 <21 ff.> m.w.N.). Diese Grundsätze kommen hier – ungeachtet der fehlenden gesetzlichen Grundlage – jedoch be­reits deshalb nicht zur Anwendung, weil die familiengerichtliche Entscheidung nach § 1666 BGB nicht als Kontrolle behördlicher Entscheidungen, sondern als eigene und originäre Sachentschei­dung des Gerichts ausgestaltet ist. Die gerichtliche Kontrolle der Entscheidungen des Jugend­amts über die Gewährung öffentlicher Hilfen obliegt de lege lata nicht den Familiengerichten, sondern den Verwaltungsgerichten (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Juni 2001 – 5 C 6/00 –, juris, Rn. 11; Coester, in: Staudinger, 2009, § 1666a, Rn. 13; Olzen, in: Münchener Kommentar zum Bürger­lichen Gesetzbuch, 6. Auflage, 2012, § 1666, Rn. 177).
	Dass das Familiengericht bei der Entscheidung nach § 1666 BGB nicht rechtlich an die Einschät­zung des Jugendamts zur Eignung weiterer Hilfemaßnahmen gebunden ist, schließt freilich nicht aus, dass es bei der ihm aufgegebenen Ermittlung der für und gegen einen Sorgerechtsentzug sprechenden Tatsachen auch die Aussagen der seitens des Jugendamts mit dem Sachverhalt be­fassten Fachkräfte heranzieht. Das gilt auch für deren Einschätzung der Zweckerreichungseig­nung weiterer Hilfemaßnahmen. Beim Jugendamt werden häufig aufgrund unmittelbarer Kontak­te mit den betroffenen Familien gute Kenntnisse über den einzelnen Sachverhalt bestehen, die sich das Familiengericht bei seiner Entscheidungsfindung zunutze machen kann. Das Gericht hat diese Aussagen jedoch wie die Angaben anderer mit dem Fall befasster Personen genau zu ana­lysieren, mit anderen Informationen abzugleichen und in den größeren sachlichen Kontext zu stellen, um so etwa besondere Spannungsverhältnisse berücksichtigen zu können, wie sie hier zwischen staatlichen Stellen und freien Trägern aufgetreten zu sein scheinen. Es hat all das rechtlich zu würdigen und vor diesem Hintergrund eine eigene Entscheidung darüber zu treffen, ob die Entziehung des Sorgerechts durch (weitere) Maßnahmen öffentlicher Hilfe abgewendet werden kann und darum aus Gründen der Verhältnismäßigkeit unterbleiben muss. Dem wird das Familiengericht nicht gerecht, wenn es ohne Weiteres von einer Bindung an die Einschät­zung des Jugendamts ausgeht. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 51)
	(cc) Das hier aus der Annahme einer vollumfänglichen Bindung an die Einschätzung des Kreisju­gendamts resultierende Defizit bei der Ermittlung und Berücksichtigung milderer Mittel führt an­gesichts der Eingriffsintensität ohne Weiteres zur Verfassungswidrigkeit der Entscheidung.
	aa) Beide Entscheidungen stützen die Annahme einer Kindeswohlgefahr maßgeblich auf die schriftlichen und mündlichen Ausführungen der Sachverständigen. An deren Verwertbarkeit be­stehen jedoch Zweifel, weil dem Gutachten Fragestellungen zugrunde gelegt sind, mittels derer die von Verfassungs wegen zu ermittelnden tatsächlichen Umstände nicht ohne Weiteres geklärt werden können (1) und weil die Sachverständige dem Beschwerdeführer möglicherweise nicht mit der gebotenen Neutralität begegnet ist (2). Zweifel dieser Art führen zwar nicht zwangsläufig dazu, dass die Ausführungen von Sachverständigen vollständig unverwertbar wären. Die Gerich­te müssen dem jedoch Rechnung tragen. Das ist hier nicht geschehen (3).
	(1) Im Sachverständigengutachten wird die verfassungsrechtlich gebotene Frage nach einer nachhaltigen Gefährdung des Kindeswohls weder explizit noch in der Sache gestellt. Zwar gehört es zur Aufgabe von Sachverständigen, aus der juristischen Fragestellung wissenschaftlich beant­wortbare Fragen des eigenen Fachgebiets abzuleiten. Die aus der Beweisfrage des Gerichts abge­leiteten Fragestellungen der Sachverständigen sind aber für sich genommen nicht geeignet, das rechtliche Merkmal der Kindeswohlgefahr umfassend aufzuklären. Das hätten die Gerichte bei der Verwertung der Feststellungen des Sachverständigengutachtens berücksichtigen und die Feststellungen eigenständig auf ihre rechtliche Relevanz hin auswerten müssen. Dies ist nicht in der gebotenen Weise geschehen. (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 27)
	cc) Darüber hinaus gelten in kindschaftsrechtlichen Familiensachen und insbesondere in Verfah­ren betreffend die Entziehung der elterlichen Sorge gemäß § 1666 BGB besondere Anforderungen an die tatrichterliche Sachaufklärung (Senatsbeschluss BGHZ 184, 269 = FamRZ 2010, 720 Rn. 29 mwN – auch für das Folgende). Denn die verfassungsrechtliche Dimension von Art. 6 Abs. 2 und Abs. 3 GG beeinflusst auch das Verfahrensrecht und seine Handhabung im Kindschaftsverfahren. Das gerichtliche Verfahren muss in seiner Ausgestaltung dem Gebot effektiven Grundrechts­schutzes entsprechen, weshalb insbesondere die zur Verfügung stehenden Aufklärungs- und Prüfungsmöglichkeiten ausgeschöpft werden müssen (BVerfG FamRZ 2009, 399, 400; FamRZ 2002, 1021, 1023). Das bedeutet nicht nur, dass die Verfahrensgestaltung den Elternrechten Rechnung tragen muss. Vielmehr steht das Verfahrensrecht auch unter dem Primat des Kindeswohls, zu dessen Schutz der Staat im Rahmen seines Wächteramtes gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG ver­pflichtet ist. Die Gerichte müssen ihr Verfahren so gestalten, dass sie möglichst zuverlässig die Grundlage einer am Kindeswohl orientierten Entscheidung erkennen können (BVerfG FamRZ 2009, 399, 400). (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 30)
	Wie oben ausgeführt, genügt es nicht, dass die Maßnahme als solche für die Belange, in denen das Kindeswohl gefährdet ist, die erwünschten Wirkungen entfaltet. Sie ist vielmehr gleichwohl ungeeignet, wenn sie in anderen Belangen des Kindeswohls wiederum eine Gefährdungslage schafft und deswegen in der Gesamtbetrachtung zu keiner Verbesserung der Situation des ge­fährdeten Kindes führt. Die nach § 26 FamFG gebotene tatrichterliche Sachaufklärung unterliegt dabei im Rahmen der Sorgerechtsentziehung besonderen Anforderungen.
	Um dies festzustellen, reichte die Anhörung des Kindes durch den Senat des Oberlandesgerichts nicht aus. Bei der bestehenden komplexen Problematik hätte das Oberlandesgericht vielmehr der eingehenden sachverständigen Beratung bedurft, welche hier trotz Hinzuziehung einer Gut­achterin unzureichend geblieben ist. Das vom Amtsgericht eingeholte und vom Oberlandesge­richt verwertete Sachverständigen-Gutachten bezog sich lediglich auf die grundsätzliche Erzie­hungseignung der Mutter, welche von der Sachverständigen – wenn auch mit Einschränkungen – bejaht worden ist. Das Gutachten konzentriert sich auf die Umgangsproblematik, ohne die Ge­samtsituation des Kindes und dessen künftige Entwicklung in Betracht zu ziehen. Das mag aus der Sicht der Sachverständigen, die eine Erziehungseignung bejaht hat, jedenfalls bei Erstellung des Gutachtens offenbar auch nicht nahe gelegen haben. Der sachverständigen Begutachtung hätte dagegen insbesondere die nach dem Beschluss des Amtsgerichts veränderte Situation be­durft. Es genügte nicht, dass die Sachverständige – durch das Anhörungsprotokoll nicht näher dokumentiert – vom Oberlandesgericht angehört worden ist und die Anhörung sich jedenfalls nach der Begründung des angefochtenen Beschlusses wiederum nur auf die Kindeswohlbeein­trächtigung wegen der Beeinflussung des Kindes durch die Mutter bezogen hat.
	Vielmehr war es erforderlich, dass das Oberlandesgericht sich mit sachverständiger Hilfe ein um­fassendes Bild von der Lebenssituation des Kindes im Heim verschaffte. Nur eine umfassende Aufklärung in diesem Sinne hätte es ermöglicht, eine mittelfristige Perspektive für das Kind dar­zustellen und sodann aufgrund einer verlässlichen Abwägung der Vor- und Nachteile einer Heimunterbringung die Eignung der getroffenen Maßnahme zu überprüfen.
	Beispiele »nicht hinreichender Feststellung«

	(2) Dass die Tochter bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet ist, lässt sich aufgrund der rechtlichen und tatsächlichen Erwägungen des Oberlandesgerichts nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Das Oberlan­desgericht stützt die Feststellung einer Kindeswohlgefährdung maßgeblich auf das eingeholte Sachverständigengutachten sowie auf die Krankenhausberichte des Kinder- und Jugendkranken­hauses aus dem Jahr 2011 und die Angaben der die Tochter ehemals ambulant behandelnden Ärztin, wonach eine kindeswohlgefährdende symbiotische Beziehungsgestaltung vorliege. Eine die Trennung des Kindes von der Mutter rechtfertigende gegenwärtige Kindeswohlgefährdung lässt sich insoweit weder aufgrund eines krankhaft symbiotischen Verhältnisses (a) noch auf­grund sonstiger Anhaltspunkte (b) hinreichend nachvollziehen.
	(a) Zwar kann die seelische Gesundheit eines Kindes im Rechtssinne nachhaltig gefährdet sein, wenn seine Entwicklung durch überfürsorgliches „Bemuttern“ gravierend gehemmt wird, etwa wenn das Kind von Außeneinflüssen ganz abgeschottet und seelisch völlig abhängig von der Mutter ist mit der Folge von Entwicklungsrückständen oder psychosomatischen Erkrankungen (vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd. IV, 2009, § 1666 Rn. 121 m.w.N.). Dass hier eine solche Si­tuation besteht, lässt sich indessen nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Die Sachver­ständige, auf deren Gutachten sich das Oberlandesgericht für die Begründung der Kindeswohlge­fährdung stützt, führt zu der symbiotischen Mutter-Tochter-Beziehung lediglich aus, sie teile in­soweit die Sicht der bereits vorher einbezogenen Fachleute, ohne dabei die Fachleute und deren konkrete Ansichten zu benennen und nachvollziehbar darzustellen, aufgrund welcher Befundtat­sachen sie zu dieser Auffassung gelangt ist. Dass die Sachverständige die Hypothese, es liege eine symbiotische Mutter-Tochter-Beziehung vor, einer eigenständigen gutachterlichen Prüfung unterzogen hat, ist nicht erkennbar. In dem psychologischen Abschlussbericht der Rehabilitati­onsklinik vom 7. August 2012 findet eine symbiotische Verstrickung zwischen Mutter und Toch­ter demgegenüber keine Erwähnung. Als Diagnosen werden dort eine sonstige somatoforme Stö­rung und eine familiäre Belastungssituation angegeben. Als Grundproblematik wird der Sorge­rechtsstreit der Eltern angesehen. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 23)
	(b) Das Oberlandesgericht hat auch ansonsten nicht in hinreichend nachvollziehbarer Weise dar­gelegt, welche eine Trennung von Mutter und Kind rechtfertigende Kindeswohlgefährdung ge­genwärtig besteht. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 24)
	(b) Dass keine milderen Mittel zur Verfügung standen, die ebenso geeignet gewesen wären, die angenommene Gefährdung von dem Kind abzuwenden, ist der angegriffenen Entscheidung nicht mit hinreichender Sicherheit zu entnehmen und liegt auch ansonsten nicht auf der Hand. Insbe­sondere ist fraglich, ob allein eine stationäre Behandlung geeignet war, die festgestellte Kindes­wohlgefährdung abzuwenden. Als mildere Mittel wären ambulante therapeutische Maßnahmen in Erwägung zu ziehen gewesen. So wurde von der Rehabilitationsklinik eine psychotherapeuti­sche Weiterbehandlung der Tochter der Beschwerdeführerin am Heimatort empfohlen, nicht je­doch die Unterbringung in einer therapeutischen Wohngruppe. Warum ambulante Maßnahmen nicht zum Erfolg führen könnten, geht aus den Darlegungen des Gerichts nicht hinreichend deutlich hervor. Soweit sich das Gericht auf die Darstellung der amtsgerichtlich für die Gesund­heitssorge bestellte Ergänzungspflegerin bezieht, eine erfolgreiche Etablierung einer im Sinne der sachverständigen Feststellungen gebotenen Therapie des Kindes sei bereits auf Grundlage der Reaktionen der Mutter im Rahmen der Erstkontakte für ausgeschlossen zu halten, fehlt es an einer gerichtlichen Auseinandersetzung mit dieser Aussage. So ist etwa nicht ersichtlich, wel­che Maßnahmen die Ergänzungspflegerin zur Abwendung der Kindeswohlgefährdung eingeleitet hat, weshalb diese nicht zum Erfolg geführt haben und warum diese auch künftig nicht erfolg­reich sein werden. Das Gericht legt auch nicht näher dar, warum es zur Einschätzung gelangt ist, die von der Beschwerdeführerin ausgewählte Therapeutin sei für eine Therapie der hier in Rede stehenden Problematik ganz „offenkundig ungeeignet“.
	(1) Das Oberlandesgericht geht gestützt auf die ergänzenden Ausführungen der im Verfahren vor dem Oberlandesgericht tätigen Sachverständigen davon aus, dass die Eltern die zur kindeswohl­verträglichen Gestaltung einer Rückkehr erforderlichen Erziehungskompetenzen nicht besitzen und auch nicht mehr innerhalb eines Zeitraums erwerben können, in dem eine Rückführung noch möglich wäre. Dass dies zutrifft, lässt sich nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen.
	cc) Eine die Fremdunterbringung verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefährdung des Kindes­wohls ist auch nicht indirekt durch die in den Entscheidungen und durch die Sachverständige getroffenen Feststellungen belegt. Das Amtsgericht, dem sich das Oberlandesgericht uneinge­schränkt angeschlossen hat, stützt seine Entscheidung im Wesentlichen auf vier Annahmen. Der Beschwerdeführer könne derzeit das körperliche, geistige und seelische Wohl der Tochter nicht sicherstellen; es fehle ihm (noch) an Kernkompetenzen bei der Kindeserziehung (1); es liege eine erhebliche Bindungsintoleranz gegenüber der Kindesmutter vor (2); aus dem ungeklärten Aufenthaltsstatus des Beschwerdeführers ergäben sich hier Kindeswohlgefährdungen (3); die Einstellung des Beschwerdeführers zum deutschen Rechts- und Wertesystem sei so problema­tisch, dass er derzeit kein Vorbild für das Kind darstellen könne (4). Keine dieser Annahmen bil­det eine tragfähige Grundlage für die Feststellung einer nachhaltigen Kindeswohlgefährdung.
	(bb) Dessen ungeachtet führte ein geringes Maß an elterlicher Feinfühligkeit ohnehin nicht ohne Weiteres zu einer nachhaltigen, die Trennung rechtfertigenden Gefährdung des Kindeswohls (vgl. BVerfGK 16, 517 <528 f.>). Hinweise dafür, dass die beschriebenen Verhaltensweisen die Bezie­hung oder den Kontakt zwischen der Tochter und dem Beschwerdeführer nachhaltig beeinträch­tigt haben, finden sich nicht. Die nicht näher begründete Aussage der Sachverständigen, weil der Beschwerdeführer die „feinen Bedürfnisse des Säuglings“ nicht erkenne, sei mit Einschrän­kungen der kindlichen Entwicklung und mit Defiziten im Vater-Kind-Verhältnis zu rechnen, „die vorwiegend in der Selbstwirksamkeitserwartung, der mangelnden Bedürfnisbefriedigung und dem erwartungsgemäßen Resultat des daraus gebildeten defizitären Selbstwerts begründet sind“, bleibt weit hinter dem zurück, was hier im verfassungsrechtlichen Sinne eine mit ziemli­cher Sicherheit vorhersehbare erhebliche Schädigung des Kindes begründen könnte.
	(b) Als nicht tragfähig erweist sich auch die Annahme des Oberlandesgerichts, der Beschwerde­führer gefährde das körperliche Wohl seiner Tochter, weil er sie mehrfach geschüttelt habe. Zwar haben die umgangsbegleitenden Mitarbeiterinnen des Jugendamts, der Umgangsbegleiter und die Sachverständige beobachtet, dass der Beschwerdeführer bei einigen Kontakten im Frühjahr 2013 versucht hat, seine damals noch sehr junge Tochter durch stärkeres Schaukeln und Schu­ckeln auf dem Arm zu beruhigen. Diese Verhaltensweise wird als wenig feinfühlig und ungeeig­net beschrieben. Keine der am Umgang beteiligten Fachkräfte hat aber gesundheitliche Schäden befürchtet. Wollten die Gerichte ihre Annahme einer Kindeswohlgefahr auf ernsthaft gesund­heitsgefährdendes Verhalten stützen, müssten sie dies konkret benennen. Vage Andeutungen, die wie hier eine Gefährdungssituation assoziativ in den Raum stellen („schütteln“), ohne den konkreten Sachverhalt zu beschreiben und auf sein tatsächliches Gefährdungspotenzial hin zu analysieren, genügen demgegenüber nicht. (BVerfG, 1 BvR 1178/14 vom 19.11.2014, Rn. 47)
	Widersprüchlichkeiten / Merkwürdigkeiten

	Auch die Feststellungen des Oberlandesgerichts zum Freizeitverhalten des Kindes lassen nicht mit hinreichender Sicherheit auf eine nachhaltige Kindeswohlgefährdung schließen. Soweit das Oberlandesgericht erhebliche Defizite im sozialen Bereich des Kindes daraus ableitet, dass das Kind nicht von alterstypischen Freundschaften oder gemeinsam mit Gleichaltrigen ausgeübten Freizeitbeschäftigungen zu berichten vermocht habe, deckt sich dies – ungeachtet der Frage, ob sich eine Kindeswohlgefährdung des hier verlangten Ausmaßes so überhaupt begründen ließe – weder mit dem Abschlussbericht der Rehabilitationsklinik noch mit der schriftlichen Stellung­nahme des Englischlehrers der Tochter, der diese als aufgeschlossene, bemerkenswert motivier­te Schülerin beschreibt, die eine beste Freundin habe und bei ihren Mitschülern beliebt sei.
	Auch dem vorliegenden Sachverständigengutachten, auf das das Oberlandesgericht seine Erwä­gungen maßgeblich stützt, lässt sich keine Feststellung einer aktuellen Kindeswohlgefährdung im Falle des Verbleibens des Kindes bei der Mutter entnehmen. Wie die Sachverständige zu der Ansicht gelangt ist, dass die Tochter der Beschwerdeführerin in den vergangenen Jahren starke Gewichtsverluste erlitten habe, die auf eine Eßstörung der Tochter der Beschwerdeführerin hin­deuteten und Grund zur Sorge bereiteten, ist nicht nachvollziehbar. Die vorgelegten Arztberichte lassen einen solch massiven Gewichtsverlust jedenfalls nicht erkennen. In keinem der vorgeleg­ten Arztberichte wird ein Verdacht auf das Vorliegen einer Eßstörung bei der Tochter der Be­schwerdeführerin geäußert. Ob die offenbar vom Oberlandesgericht vorgenommene ergänzende Befragung der Sachverständigen hierüber weitere Erkenntnisse gebracht hat, lässt sich nicht feststellen, da sich deren Inhalt weder aus der angegriffenen Entscheidung noch aus dem Proto­koll der mündlichen Verhandlung vor dem Oberlandesgericht ergibt.
	Diese insbesondere auf Aussagen der Verfahrensbeiständin und der Sachverständigen gestütz­ten Einschätzungen stehen in Gegensatz zu den Aussagen des seit März 2012 eingesetzten Um­gangsbegleiters, der im Anhörungstermin am 14. Mai 2013 dem Oberlandesgericht durchweg po­sitiv berichtete. Den Eltern gelinge es, den Kindern Liebe und emotionale Wärme zu vermitteln; sie seien in der Interaktion mit ihren Kindern meist freundlich, zugewandt und liebevoll. Es ge­linge ihnen, ihren Kindern mit Achtung und Respekt zu begegnen und Rituale und Gewohnhei­ten zu schaffen, die ihren Kindern Struktur, Verlässlichkeit und Kontinuität geben. Sie sorgten für eine Umgebung, die ihre Kinder anregte. Sie seien in der Lage, angemessene Regeln und Grenzen zu setzen und für die Sicherheit ihrer Kinder zu sorgen. Entsprechend hatte der Um­gangsbegleiter bereits im Februar 2013 unbegleitete Umgangskontakte für möglich gehalten, was das Jugendamt allerdings ablehnte. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 48)
	Mit beidem setzt sich das Gericht nicht auseinander, so dass sich nicht nachvollziehen lässt, warum den für die Weiterverfolgung der hier grundsätzlich gebotenen Rückkehroption sprechen­den positiven Schilderungen der Umgangskontakte neben den negativen Berichten keine Bedeu­tung beigemessen wurde. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 50)
	[…] Bereits im November 2010 haben die Beschwerdeführer zudem einen Antrag auf Einleitung einer sozialpädagogischen Familienhilfe gestellt. Diesen lehnte das Jugendamt mit der Begrün­dung ab, er sei „gegenstandslos“, weil bereits eine öffentliche Hilfe nach § 33 SGB Vlll in Gestalt der Fremdunterbringung der Kinder erbracht werde. Warum die Behörde gar nicht erst in Be­tracht gezogen hat, den Eltern zusätzliche Hilfen insbesondere im Hinblick auf die Stärkung ihrer Erziehungskompetenz zu gewähren, erschließt sich nicht, zumal das Jugendamt einerseits offen­kundig erhebliche Zweifel an der bestehenden Kompetenz der Eltern hegte und andererseits von Verfassungs wegen gehalten war, auf eine Rückkehr der Kinder hinzuarbeiten.
	(3) Auch der Aufenthaltsstatus des Beschwerdeführers begründet keine die Trennung rechtferti­gende Kindeswohlgefahr. Das Amtsgericht, dem sich das Oberlandesgericht vollumfänglich ange­schlossen hat, leitet aus der (mutmaßlich) ungeklärten Aufenthaltssituation eine Gefahr für das Kindeswohl ab. Es sei unklar, ob der Beschwerdeführer im gesamten Bundesgebiet wohnen und ob er arbeiten dürfe, was zu einer ungewissen Situation führe, derentwegen der Beschwerde­führer seiner Tochter keine festen Strukturen im Alltagsleben gewährleisten könne. Der Aufent­haltsstatus ist jedoch für sich genommen ohne Bedeutung für die Frage der Erziehungsfähigkeit (vgl. BVerfGK 14, 347 <353 f.>). Es erschließt sich auch nicht, weshalb die durch eine asylrecht­lich begründete Residenzpflicht entstehende Sesshaftigkeit oder die durch ein aufenthaltsrecht­lich bedingtes Arbeitshindernis entstehende ganztägige Verfügbarkeit Eltern daran hindern soll­ten, feste Strukturen im Alltagsleben mit Kleinkindern zu schaffen. Hinzu kommt, dass der Be­schwerdeführer bei Wiedererlangung des Sorgerechts für seine deutsche Tochter grundsätzlich einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG hat. Die genannten Einschränkungen würden also bei einer für den Beschwerdeführer positiven Ent­scheidung der Familiengerichte voraussichtlich entfallen.
	Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes

	(2) Die angegriffenen Entscheidungen lassen zudem eine hinreichende Auseinandersetzung mit den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vermissen. Das Oberlandesgericht er­kennt zwar, dass es sich bei den getroffenen Anordnungen um ungewöhnliche und harte Ent­scheidungen handelt, deren Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht auf der Hand liegen. Gleichwohl verzichtet es auf eine nähere Begründung der Verhältnismäßigkeit der ergriffenen Maßnahmen. Gerade wegen dieses ungewöhnlichen Charakters der Anordnungen und der damit für Mutter und Kinder verbundenen Härten hätte es hier jedoch besonders sorgfältiger Erwägun­gen und Ausführungen zur Erforderlichkeit bedurft.
	bb) Die Entscheidung des Kammergerichts genügt jedoch nicht den weiteren Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Dafür müssten sich die Entziehung des Sorgerechts und die damit bezweckte Fremdunterbringung zur Beseitigung der festgestellten Gefahr eignen und es dürften keine milderen Mittel erkennbar sein, mit denen der Gefahr genauso wirksam begegnet werden könnte (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>). (BVerfG, 1 BvR 2695/13 vom 17.3.2014, Rn. 27)
	c) Die Entscheidungen genügen zudem nicht den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrund­satzes. Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund­satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindeswohlgefahr geeignet und er­forderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht.
	2. Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist insoweit begründet, weil die Entscheidung des Amtsgerichts vom 4. Juli 2013 und die Entscheidung des Oberlandesgerichts vom 4. Oktober 2013 die Beschwerdeführer in ihrem grundrechtlich geschützten Elternrecht verletzen (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG). Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihres Kindes. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorge­rechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung des Kindes von seinen Eltern stellt den stärksten Eingriff in die­ses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhalti­gen Gefährdungen zu schützen (a) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (b). Dem genügen die beiden Entscheidungen nicht.
	cc) Die Entscheidung des Oberlandesgerichts genügt zudem nicht den Anforderungen des Ver­hältnismäßigkeitsgrundsatzes, der verlangt, dass der Grundrechtseingriff zur Erreichung eines legitimen Zwecks geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. An die Trennung des Kindes von seinen Eltern als schwerstem Eingriff in das Elterngrundrecht sind auch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten besonders strenge Anforderungen gestellt (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>), denen die Entscheidung des Oberlandesgerichts nicht genügt. Zwar dient die Entziehung des Sorgerechts dem legitimen Zweck, das Wohl des Kindes zu schützen. Dass die Trennung des Kindes von seiner Mutter durch Unterbringung in einer therapeutischen Wohn­gemeinschaft gegen beider Willen im vorliegenden Fall geeignet (1), erforderlich (2) und ange­messen (3) ist, lässt sich angesichts der Ausführungen des Gerichts jedoch nicht mit der bei strenger Verhältnismäßigkeitsprüfung gebotenen Sicherheit nachvollziehen und tritt auch nicht so offen zu Tage, dass sich nähere Ausführungen des Gerichts ausnahmsweise erübrigten.
	a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Der Eingriff unterliegt strenger verfassungsgerichtlicher Kontrolle (aa). Die Trennung ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen (bb) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (cc), wobei sowohl an die Kindeswohl- als auch an die Verhältnismäßigkeitsprüfung spezifische Anforderungen zu stellen sind, wenn, wie hier, die Sorgerechtsentziehung hinsichtlich eines be­reits in einer Pflegefamilie untergebrachten Kindes in Streit steht, dessen Rückführung die Ur­sprungseltern zu sich begehren. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 28)
	(2) Diese strengeren Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes schlagen sich insbe­sondere in einer erhöhten Verpflichtung der beteiligten Behörden und Gerichte nieder, Maßnah­men in Betracht zu ziehen, mit denen ein Zueinanderfinden von Kind und Eltern gelingen kann (vgl. BGH, Beschluss vom 22. Januar 2014 – XII ZB 68/11 –, juris, Rn. 29). Stets ist zu fragen, ob sich die Kindeswohlgefahren durch eine behutsame, insbesondere zeitlich gestreckte, Rückkehr reduzieren lassen. Sind die Eltern nicht ohne Weiteres in der Lage, den erzieherischen Heraus­forderungen gerecht zu werden, vor die sie im Fall der – sei es auch zeitlich gestreckten – Rück­kehr eines über längere Zeit fremduntergebrachten Kindes gestellt sind, sind sie hierbei in be­sonderem Maße durch öffentliche Hilfen zu unterstützen (§ 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB). Die Ver­pflichtung des Staates, die Eltern bei der Rückkehr ihrer Kinder durch öffentliche Hilfen zu un­terstützen, kann in einer solchen Konstellation nach Art und Maß über das hinausgehen, was der Staat üblicherweise zu leisten verpflichtet ist.
	b) Gemessen an diesen Grundsätzen ist die angegriffene Entscheidung des Amtsgerichts, durch die den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen wurden, nicht mit Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG vereinbar. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 36)
	b) Den danach bestehenden strengen verfassungsrechtlichen Voraussetzungen an einen Entzug des Sorgerechts und dem hierbei zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird die angegriffene Entscheidung nicht gerecht.
	Soweit den Eltern das Sorgerecht für ihr Kind entzogen und damit zugleich die Aufrechterhal­tung der Trennung des Kindes von ihnen gesichert wird, darf dies nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen (BVerfG FamRZ 1982, 567, 569; Senatsbe­schluss vom 26. September 2007 XII ZB 229/06 FamRZ 2007, 1969 Rn. 32). Dieser gebietet, dass Art und Ausmaß des staatlichen Eingriffs sich nach dem Grund des Versagens der Eltern und da­nach bestimmen müssen, was im Interesse des Kindes geboten ist (BVerfG FamRZ 1968, 578, 584 und FamRZ 1989, 145, 146). Die anzuordnende Maßnahme muss zur Abwehr der Kindeswohlge­fährdung effektiv geeignet, erforderlich und auch im engeren Sinne verhältnismäßig sein. Die Er­forderlichkeit beinhaltet dabei das Gebot, aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeig­neten Mitteln das mildeste, die geschützte Rechtsposition am wenigsten beeinträchtigende Mit­tel zu wählen (BVerfG FamRZ 2012, 1127, 1129). Der Staat muss daher vorrangig versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungs­gerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfG FamRZ 1968, 578, 584 und FamRZ 1982, 567, 570). Mit § 1666 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1666 a BGB hat der Gesetzgeber eine Regelung geschaffen, die den Grundsatz der Verhält­nismäßigkeit für besonders einschneidende Eingriffe in das Elternrecht, nämlich die Trennung des Kindes von den Eltern und den Entzug der Personensorge, verdeutlicht (BVerfG FamRZ 1982, 567, 569). (BGH, XII ZB 68/11 vom 22.1.2014, Rn. 20)
	Das Anwenden härterer Mittel (bzw. deren angebliche Erforderlichkeit) muß ebenfalls besonders sorgfältig dargelegt werden

	(b) Nicht hinreichend dargelegt ist jedoch, dass die Anordnungen zur Erreichung des verfolgten Zwecks erforderlich sind. Die Erforderlichkeit beinhaltet das Gebot, aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeigneten Mitteln das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am we­nigsten beeinträchtigende Mittel zu wählen (BVerfGE 100, 313 <375>). In Anbetracht des massiven Eingriffs in das Elternrecht der Beschwerdeführerin, der nicht offensichtlich schweren Kindes­wohlgefährdung im Fall des Verbleibens bei der Mutter und der aus Sicht des Kindeswohls nicht offensichtlich unproblematischen Wirkungen der ergriffenen Maßnahmen hätten sich die Gerich­te intensiv damit auseinandersetzen müssen, ob mildere Mittel zur Verfügung gestanden hät­ten, die ebenso geeignet gewesen wären, die Kontakte der Kinder zum Vater zu fördern. An die Geeignetheit des milderen Mittels sind hier angesichts der genannten Besonderheiten des Falls keine überzogenen Anforderungen zu stellen. (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 30)
	(aa) […] Hiermit hat sich das Oberlandesgericht jedoch, insofern folgerichtig, gar nicht befasst. Erwähnung finden diese alternativen Mittel im Beschluss des Amtsgerichts. Sie werden jedoch auch dort nicht mit der angesichts des erheblichen Grundrechtseingriffs gebotenen Sorgfalt erör­tert. (BVerfG, 1 BvR 3116/11 vom 28.2.2012, Rn. 31)
	bb) Dass die beiden Kinder bei einem Verbleib bei ihrer Mutter in ihrem körperlichen, geistigen oder seelischen Wohl nachhaltig gefährdet sind, lässt sich aufgrund der Erwägungen beider Ge­richte nicht mit der gebotenen Sicherheit feststellen.
	(aa) Generell ist die Frage, wie weit die Sachverhaltsermittlung im Eilverfahren reichen muss, in Ansehung der gegen und für eine Eilmaßnahme sprechenden Grundrechte zu beantworten. Je schwerer die dem Einzelnen auferlegte Belastung wiegt und je mehr die Maßnahme Unabänder­liches bewirkt, umso gesicherter muss die Tatsachengrundlage des Grundrechtseingriffs sein (vgl. BVerfGE 67, 43 <58 f.>; 69, 315 <363 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 23. Januar 2008 – 1 BvR 2911/07 –, juris, Rn. 25). Andererseits kann umso eher auf ungesi­cherter Tatsachengrundlage entschieden werden, je schwerer das zu schützende Rechtsgut wiegt und je eilbedürftiger die Entscheidung ist.
	Weil bereits der vorläufige Entzug des Sorgerechts einen erheblichen Eingriff in die Grundrechte der Eltern und des Kindes darstellt und weil schon die vorläufige Herausnahme des Kindes aus der Familie Tatsachen schaffen kann, welche später nicht ohne Weiteres rückgängig zu machen sind, sind grundsätzlich auch bei einer Sorgerechtsentziehung im Eilverfahren hohe Anforderun­gen an die Sachverhaltsermittlung zu stellen. Sie sind umso höher, je geringer der möglicherwei­se eintretende Schaden des Kindes wiegt und in je größerer zeitlicher Ferne der zu erwartende Schadenseintritt liegt. So fehlt es regelmäßig an der gebotenen Dringlichkeit einer Maßnahme, wenn sich die drohenden Beeinträchtigungen erst über längere Zeiträume entwickeln und sich die Gefährdungslage im Zeitpunkt der Entscheidung noch nicht derart verdichtet hat, dass ein sofortiges Einschreiten geboten wäre. (BVerfG, 1 BvR 3121/13 vom 7.4.2014, Rn. 23)
	bb) Die angegriffenen Entscheidungen verfehlen die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Gefahrenfeststellung auch deshalb, weil sie zwar auf mögliche Defizite bei der Erziehungsfä­higkeit des Beschwerdeführers eingehen, ohne dass sich daraus aber ergibt, von welcher Art, Schwere und Wahrscheinlichkeit die befürchteten Beeinträchtigungen des Kindes sind und wes­halb diese Gefahren so gravierend sind, dass sie eine Fremdunterbringung legitimieren. Für die Fachgerichte ergibt sich aus Art. 6 Abs. 2 und 3 GG das Gebot, die dem Kind drohenden Schäden ihrer Art, Schwere und Eintrittswahrscheinlichkeit nach konkret zu benennen und sie vor dem Hintergrund des grundrechtlichen Schutzes vor der Trennung des Kindes von seinen Eltern zu bewerten. Die Fachgerichte werden dem regelmäßig nicht gerecht, wenn sie ihren Blick nur auf die Verhaltensweisen der Eltern lenken, ohne die sich daraus ergebenden schwerwiegenden Konsequenzen für die Kinder darzulegen (vgl. nur BVerfG, Beschlüsse der 1. Kammer des Ersten Senats vom 14. Juni 2014 – 1 BvR 725/14 –, juris, Rn. 24, 26 f.; vom 22. Mai 2014 – 1 BvR 3190/13 –, juris, Rn. 23, 26 f.; vom 7. April 2014 – 1 BvR 3121/13 –, juris, Rn. 26 f.; vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris, Rn. 31 f.; BVerfGK 19, 295 <301>).
	Das Aufbrechen der hier engen und beiderseits positiv wahrgenommenen Mutter-Kind-Bezie­hung belastet das Kind zweifellos. Darum hätte das Oberlandesgericht besonders sorgfältig prü­fen müssen, ob die getroffenen Maßnahmen geeignet sind, den gewünschten Erfolg zu erzielen, zumal zweifelhaft ist, ob die enge Mutter-Kind-Beziehung hier tatsächlich krankhaft symbioti­scher Art ist und ihrem Aufbrechen tatsächlich der vom Gericht unterstellte positive Kindeswohl­effekt zukommt. Im Fall des bloßen „psychosozialen Zusammenrückens“ von Mutter und Kind mit dem Ziel der Ausgrenzung des umgangsberechtigten Vaters bei im Übrigen normaler Betreu­ung und Erziehung des Kindes kann der Schaden für das Kind infolge einer Zwangsmaßnahme deutlich größer sein als bei Unterlassen einer Intervention (vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd. IV, 2009, § 1666 Rn. 148 m.w.N). (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 32)
	(3) Zur Angemessenheit der Trennung von Mutter und Tochter hat das Oberlandesgericht keine Feststellungen getroffen. Dass die Grundrechtsbelastung durch die Unterbringung der Tochter in einer therapeutischen Wohngruppe gegen den Willen von Mutter und Kind in einem angemesse­nen Verhältnis zum Nutzen der Maßnahme steht, kann aufgrund der hier ersichtlichen Umstän­de nicht angenommen werden. Auf der einen Seite ist die unfreiwillige Trennung ein besonders schwerer Eingriff in die Grundrechte von Mutter und Kind (bb)(1)). Dass auf der anderen Seite das Kindeswohl gegenwärtig bei einem Verbleib im Haushalt der Mutter besonders schwerwie­genden Gefahren ausgesetzt wäre, erscheint nach den Darlegungen des Oberlandesgerichts selbst dann eher ungewiss, wenn man mit dem Gericht von einer symbiotischen Mutter-Kind-Beziehung ausginge. Zwar hatte die Tochter im zeitlichen Zusammenhang mit den Umgangsaus­einandersetzungen der Eltern Suizidgedanken geäußert und es waren Probleme beim regelmäßi­gen Schulbesuch aufgetreten, was zur stationären Aufnahme in ein Kinder- und Jugendkranken­haus geführt hatte. Die dort erstellte Diagnose einer mittelgradigen bis schweren depressiven Episode und einer sozialen Phobie lag jedoch im Entscheidungszeitpunkt bereits mehr als zwei Jahre zurück. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)
	Dessen ungeachtet begründete selbst eine negativ-manipulative Beeinflussung der Kinder gegen den anderen Elternteil, die zum völligen Kontaktabbruch führte, nicht ohne Weiteres eine die Fremdunterbringung rechtfertigende Kindeswohlgefahr. Eine Fremdunterbringung könnte nur dann auf eine fehlende Bindungstoleranz gestützt werden, wenn deshalb besonders gravierende Entwicklungseinbußen eingetreten oder zu erwarten wären, die die nachteiligen Folgen einer Trennung des Kindes von beiden Eltern überwögen (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 22. September 2014 – 1 BvR 2108/14 – (noch nicht veröffent­licht); vgl. auch BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ 2012, S. 99 <102 f.>). Dass die kritische Haltung des Beschwerdeführers gegenüber den erzieherischen Möglich­keiten der Mutter hier solche Folgen haben könnte, ist nicht ersichtlich.
	Hierbei ist zu beachten, dass die vom Amtsgericht angeordnete Entziehung des Aufenthaltsbe­stimmungsrechts mit einer Heimunterbringung des Kindes verbunden ist, was spätestens in der Beschwerdeinstanz auch offensichtlich geworden ist. Die unbefristete Heimunterbringung stellt aber als eine Maßnahme, die mit der Herausnahme des Kindes aus der Obhut eines Elternteils verbunden ist, einen besonders schwerwiegenden Eingriff dar, der insbesondere im Hinblick auf das Kindeswohl einer eingehenden Aufklärung und Absicherung bedurft hätte (vgl. BVerfG Fam­RZ 2010, 713). Daran fehlt es im vorliegenden Fall.
	Weder das Amtsgericht noch das Oberlandesgericht hat sich damit auseinandergesetzt, welche mittelfristige Perspektive mit der Heimunterbringung des Kindes verbunden ist. Ein Wechsel des Kindes in die Obhut des Vaters ist von den Vorinstanzen nicht in Betracht gezogen worden. Viel­mehr soll die Mutter nach Auffassung der Vorinstanzen trotz ihrer nur eingeschränkten Erzie­hungseignung offenbar die Hauptbezugsperson des Kindes bleiben. Ihr sind dementsprechend die übrigen Sorgerechtsbefugnisse belassen worden. Es hätte demnach der Begründung bedurft, welche mittelfristige Perspektive für das Kind im Fall der Heimunterbringung bestehen soll (vgl. etwa §§ 27, 36 SGB VIII). Ein dauerhafter Verbleib des Kindes im Heim ließe sich nur rechtferti­gen, wenn beide Elternteile auf Dauer erziehungsungeeignet wären und eine Abwägung der Vor- und Nachteile die dauerhafte Heimunterbringung als die für das Kindeswohl bessere Alternative erscheinen ließe. (BGH, XII ZB 247/11 vom 26.10.2011, Rn. 39)
	Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen

	a) Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert den Eltern das Recht auf Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Der Schutz des Elternrechts erstreckt sich auf die wesentlichen Elemente des Sorgerechts, ohne die Elternverantwortung nicht ausgeübt werden kann (vgl. BVerfGE 84, 168 <180>; 107, 150 <173>). Eine Trennung der Kinder von ihren Eltern stellt den stärksten Eingriff in dieses Recht dar. Sie ist nach Art. 6 Abs. 3 GG allein zu dem Zweck zulässig, das Kind vor nachhaltigen Gefährdungen zu schützen (s.u., b)) und darf nur unter strikter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig­keit erfolgen (s.u., c)). Diesen Anforderungen werden die mit der Verfassungsbeschwerde ange­griffenen Entscheidungen nicht gerecht. (BVerfG, 1 BvR 160/14 vom 24.3.2014, Rn. 25)
	Dies lässt sich hier nicht feststellen. Weder das Oberlandesgericht noch das Amtsgericht haben die Folgen der plötzlichen Herausnahme der Kinder aus ihrer gewohnten Umgebung sowie der Trennung von ihrer Mutter und der Unterbringung in einer Pflegefamilie ins Verhältnis zu den negativen Folgen eines weiteren Verbleibens der Kinder bei der Mutter gesetzt.
	(a) Eine Maßnahme ist nur dann erforderlich, wenn aus den zur Erreichung des Zweckes gleich gut geeigneten Mitteln das mildeste, also die geschützte Rechtsposition am wenigsten beein­trächtigende Mittel gewählt wird (BVerfGE 100, 313 <375>). Der Staat muss daher, bevor er Kinder von ihren Eltern trennt, nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Her­stellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichtete Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Über­einstimmung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hil­fen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 35)
	cc) (1) Die Trennung des Kindes von seinen Eltern darf nur unter strikter Beachtung des Grund­satzes der Verhältnismäßigkeit erfolgen und aufrechterhalten werden (vgl. BVerfGE 60, 79 <89>). Das setzt voraus, dass die Trennung zur Erreichung der Abwendung einer nachhaltigen Kindes­wohlgefahr geeignet und erforderlich ist und dazu in angemessenem Verhältnis steht. Insbeson­dere muss der Staat wegen des Erforderlichkeitsgebots zur Vermeidung der Trennung der Kinder von ihren Eltern nach Möglichkeit versuchen, durch helfende, unterstützende, auf Herstellung oder Wiederherstellung eines verantwortungsgerechten Verhaltens der leiblichen Eltern gerichte­te Maßnahmen sein Ziel zu erreichen (vgl. BVerfGE 24, 119 <145>; 60, 79 <93>). In Übereinstim­mung mit diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen erklärt § 1666a Abs. 1 Satz 1 BGB Maß­nahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der elterlichen Familie verbunden ist, nur dann für zulässig, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche Hilfen, begegnet werden kann. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 33)
	An die VerhäItnismäßigkeit der Aufrechterhaltung der Trennung sind besonders strenge Anforde­rungen zu stellen, wenn die Voraussetzungen des § 1666 Abs. I Satz I BGB bei der Wegnahme des Kindes nicht vorlagen (vgl. BVerfGE 68, 176 <189>). Strengere Anforderungen gelten auch dann, wenn die ursprünglich durch § 1666 BGB begründete Trennung des Kindes von seinen El­tern nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge, sondern auf einem unver­schuldeten Elternversagen beruhte (vgl. BGH, Beschluss vom 22. Januar 2014 – XII ZB 68/11 –, ju­ris, Rn. 22). Die Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes verschärfen sich auch dann, wenn die Eltern (mittlerweile) grundsätzlich als erziehungsgeeignet anzusehen sind und den Kindern in deren Haushalt für sich genommen keine nachhaltige Gefahr droht, sondern die Kindeswohlgefährdung gerade aus den spezifischen Belastungen einer Rückführung resultiert.
	aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind hohe Anforderungen zu stellen, weil die Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunterbringung nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern allenfalls auf ei­nem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger andauernden Er­krankung der Mutter nach der Geburt. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)
	bb) Ob den Kindern im Zeitpunkt der Entscheidung des Amtsgerichts bei einer Rückführung zu ihren Eltern eine die Aufrechterhaltung der Trennung verfassungsrechtlich rechtfertigende Gefahr gedroht hatte, kann dahinstehen. Die Sorgerechtsentziehung war jedenfalls unverhältnismäßig. Es ist nicht erkennbar, dass das Amtsgericht im verfassungsrechtlich gebotenen Maße Möglich­keiten erwogen hat, mit denen die behutsame Rückführung der Kinder erreicht werden könnte.
	Im September 2011 hat schließlich auch das Amtsgericht eine Rückkehr nicht weiter verfolgt, sondern hat den Eltern wesentliche Teile des Sorgerechts in der Hauptsache entzogen. Dass so der frühe Ausschluss der Rückkehroption seitens des Jugendamts auch gerichtlich nachvollzo­gen und durch den Sorgerechtsentzug rechtlich verstärkt wurde, wird dem Elterngrundrecht nicht gerecht. Die gerichtliche Billigung der raschen Aufgabe der Rückkehroption ist insbesonde­re vor dem Hintergrund unverständlich, dass der Sachverständige in seiner mündlichen Anhö­rung am 3. Mai 2011 ausgeführt hatte, dass eine Rückführung über einen langen Zeitraum vor­bereitet werden müsste und zunächst intensive Kontakte, etwa über das Wochenende herge­stellt werden müssten; das Ganze müsse sich wohl bis zu einem Jahr hinstrecken. Dass die kin­deswohlverträgliche Rückführung gleichwohl bereits im September 2011 endgültig unmöglich er­scheinen musste, lässt die Entscheidung nicht erkennen und drängt sich auch ansonsten nicht auf. Die vom Amtsgericht bemängelten Defizite der Eltern hätten unter Verhältnismäßigkeitsge­sichtspunkten gegebenenfalls zu einer Intensivierung der Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII führen müssen, hätten aber nicht die Aufgabe der Rückführungspläne gerechtfertigt. Wenn etwa die zum damaligen Zeitpunkt wohl bestehende Sprachbarriere im konkreten Fall tatsäch­lich die vom Gericht beschriebenen Probleme aufgeworfen hätte, wäre an eine Förderung der Sprachkompetenz sowohl der Mutter als auch der Kinder zu denken gewesen.
	aa) An die Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs sind besonders hohe Anforderungen zu stel­len. Dies folgt zum einen – wie schon im Hinblick auf die Entscheidung des Amtsgerichts – dar­aus, dass die Notwendigkeit der zunächst mit Einverständnis der Eltern erfolgten Fremdunter­bringung nicht auf einer missbräuchlichen Ausübung der elterlichen Sorge beruhte, sondern al­lenfalls auf einem unverschuldeten Unvermögen der Eltern infolge der schweren und länger an­dauernden Erkrankung der Mutter durch die Geburt. Zum anderen ergeben sich strenge Anforde­rungen daraus, dass das Oberlandesgericht die Gefährdung des Kindeswohls gerade darin sieht, dass die Kinder zu ihren leiblichen Eltern zurückgeführt werden sollen, eine von der Rückfüh­rung unabhängige Kindeswohlgefährdung durch das Erziehungsverhalten der Eltern hingegen nicht explizit feststellt. (BVerfG, 1 BvR 2882/13 vom 22.5.2014, Rn. 43)
	cc) Angesichts der spezifischen Umstände der Fremdunterbringung der Kinder und des konkre­ten behördlichen und gerichtlichen Verfahrensverlaufs hätte aber auch das Oberlandesgericht nach der hier ersichtlichen Sachlage unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten die Möglichkeit einer baldigen Rückkehr der Kinder zu ihren Eltern nicht ausschließen dürfen, sondern hätte zur Sicherung des Kindeswohls mildere Maßnahmen als den Sorgerechtsentzug in Betracht ziehen müssen. Dass eine kindeswohlverträgliche Rückkehr endgültig unmöglich war, lässt sich der Ent­scheidung nicht mit hinreichender Sicherheit entnehmen (1). Das Gericht hätte dabei weitere Maßnahmen öffentlicher Hilfen erwägen müssen (2).
	Als mildere Mittel kommen hier Maßnahmen in Betracht, die die Rückführung der Kinder in die Obhut der Beschwerdeführer mit staatlicher Hilfe noch ermöglichen könnten. Zwar haben die Beschwerdeführer seit der Geburt der Kinder öffentliche Hilfen erhalten, die in erster Linie in der Fremdunterbringung der Kinder bestanden. Darin erschöpft sich die staatliche Verpflichtung, die Rückkehr der Kinder zu ihren Eltern zu unterstützen, jedoch nicht. Aufgrund der Vorgeschichte waren hier Leistungen in Betracht zu ziehen, die nach Art und Umfang über das hinausgehen können, was der Staat üblicherweise zu leisten verpflichtet ist.
	(3) Zur Angemessenheit der Trennung von Mutter und Tochter hat das Oberlandesgericht keine Feststellungen getroffen. Dass die Grundrechtsbelastung durch die Unterbringung der Tochter in einer therapeutischen Wohngruppe gegen den Willen von Mutter und Kind in einem angemesse­nen Verhältnis zum Nutzen der Maßnahme steht, kann aufgrund der hier ersichtlichen Umstän­de nicht angenommen werden. Auf der einen Seite ist die unfreiwillige Trennung ein besonders schwerer Eingriff in die Grundrechte von Mutter und Kind (bb)(1)). Dass auf der anderen Seite das Kindeswohl gegenwärtig bei einem Verbleib im Haushalt der Mutter besonders schwerwie­genden Gefahren ausgesetzt wäre, erscheint nach den Darlegungen des Oberlandesgerichts selbst dann eher ungewiss, wenn man mit dem Gericht von einer symbiotischen Mutter-Kind-Beziehung ausginge. Zwar hatte die Tochter im zeitlichen Zusammenhang mit den Umgangsaus­einandersetzungen der Eltern Suizidgedanken geäußert und es waren Probleme beim regelmäßi­gen Schulbesuch aufgetreten, was zur stationären Aufnahme in ein Kinder- und Jugendkranken­haus geführt hatte. Die dort erstellte Diagnose einer mittelgradigen bis schweren depressiven Episode und einer sozialen Phobie lag jedoch im Entscheidungszeitpunkt bereits mehr als zwei Jahre zurück. (BVerfG, 1 BvR 3190/13 vom 22.5.2014, Rn. 37)
	Ohne weitere Feststellungen verbleibt indessen als Rechtfertigung der Maßnahme – das Fehlen milderer Mittel hier unterstellt – lediglich die effiziente Durchsetzung der Umgangskontakte zwi­schen Vater und Kind sowie die – weitgehende – Vermeidung von Beeinflussungen des Kindes durch die Mutter. Ob eine Sorgerechtsentziehung zu diesen Zwecken überhaupt eine geeignete Maßnahme darstellen kann, ist in Frage gestellt worden (Staudinger/Coester BGB [2009] § 1666 Rn. 146 f.; Salgo Perspektiven des Familienrechts FS Schwab S. 891 ff.). Ob dem gefolgt werden kann, kann allerdings offenbleiben. Denn diese Frage ist vom Familiengericht nicht grundsätzlich zu entscheiden. Ihre Beantwortung liegt vielmehr vornehmlich auf dem Fachgebiet der (Famili­en-)Psychologie. Das Familiengericht bedarf daher zur hinreichenden Aufklärung des Sachver­halts der Beratung durch einen geeigneten Sachverständigen. Erst auf dieser Grundlage kann eine Beurteilung des Kindeswohls und der in diesem Rahmen vor allem zu berücksichtigenden Bindungen des Kindes sowie der Erziehungsfähigkeit seiner Eltern stattfinden. Allein zum Zweck der effizienten Durchsetzung von Umgangskontakten darf eine Entziehung des Aufenthaltsbe­stimmungsrechts mit dem Ziel der Heimunterbringung jedenfalls nicht angeordnet werden.
	Folgen der Fremdunterbringung dürfen nicht gravierender sein als die Folgen eines weiteren Ver­bleibens bei den Eltern

	Das Oberlandesgericht hat keine Feststellungen dazu getroffen, dass die Folgen der Fremdunter­bringung für die Kinder nicht gravierender sein dürfen als die Folgen eines weiteren Verbleibens bei der Mutter. So lässt die Entscheidung des Oberlandesgerichts eine nähere Auseinanderset­zung mit dem Umstand vermissen, dass die Kinder im Wege der getroffenen Anordnungen in eine ihnen fremde Umgebung verbracht werden und ihnen die bisherige Bezugsperson genom­men wird, wobei die Situation aus Kindessicht dadurch verschärft wird, dass vorläufig auch der Vater nicht als Betreuungsperson in Betracht kommt und die Kinder für einige Zeit in einer Pfle­gestelle unterzubringen sind. Unzureichend sind auch die Darlegungen zu möglichen nachteili­gen Folgen hinsichtlich der überraschenden Herausnahme der Kinder aus der Obhut der Mutter.
	aa) Es lässt sich nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen, dass die Trennung der Kinder von der Mutter geeignet ist, die von den Gerichten angenommenen Gefahren zu beseitigen oder ab­zumildern. Zwar wäre die Trennung grundsätzlich geeignet, die nach Ansicht der Gerichte bei der Mutter für die Kinder bestehenden Gefahren zu beseitigen. Allerdings ruft die Trennung des Kindes von den Eltern regelmäßig eigenständige Belastungen des Kindes hervor, weil das Kind unter der Trennung selbst dann leiden kann, wenn sein Wohl bei den Eltern nicht gesichert war. Eine Maßnahme kann nicht ohne Weiteres als zur Wahrung des Kindeswohls geeignet gelten, wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann. Solche negativen Folgen einer Trennung des Kindes von den Eltern und einer Fremdunterbringung sind zu berücksichti­gen (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>) und müssten durch die Beseitigung der festgestellten Gefahr aufgewogen werden, so dass sich die Situation des Kindes in der Gesamtbetrachtung verbessern würde (vgl. BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ 2012, S. 99 <102>).
	(b) Eine Trennung kann zudem nicht ohne Weiteres als aus Gründen des Kindeswohls geboten gelten, wenn sie ihrerseits nachteilige Folgen für das Kindeswohl haben kann. Die negativen Fol­gen einer Trennung des Kindes von den Eltern und einer Fremdunterbringung sind zu berück­sichtigen (vgl. BVerfGK 19, 295 <303>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 38) und müssen durch die hinreichend gewisse Aus­sicht auf Beseitigung der festgestellten Gefahr aufgewogen werden, so dass sich die Situation des Kindes in der Gesamtbetrachtung verbesserte (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Er­sten Senats vom 24. März 2014 – 1 BvR 160/14 –, juris Rn. 38; BGH, Beschluss vom 26. Oktober 2011 – XII ZB 247/11 –, FamRZ 2012, S. 99 <102>). Nehmen Kind und Elternteil das Eltern-Kind-Verhältnis positiv wahr, ist die drohende psychosoziale Schädigung des Kindes im Falle der Tren­nung sehr groß, so dass nur schwerstwiegende Gefahren bei Verbleib des Kindes einen Eingriff rechtfertigen können (vgl. Coester, in: Staudinger, BGB, Bd. IV, 2009, § 1666 Rn. 217 m.w.N.).

